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gegangen. Das Domkapitelsarchiv ist zudem noch ungeordnet und deshalb 
kaum oder nur auf gut Glück zu benutzen. Das Alte Domkapitelsarchiv, 
das bislang wegen ungeklärter Rechtsverhältnisse überhaupt verschlossen war, 
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die Zeit des Spanischen Erbfolgekrieges heraufgeht, sind nur ganz wenige 
Studien über einzelne Persönlichkeiten und einzelne Fragen des Bistums 
und ehemal. Hochstifts Regensburg erschienen. Es fehlen noch Arbeiten über 
das Domkapitel, über das Archidiakonat, über die Gerichtsbarkeit, über 
die Verwaltung u. a. m. 
Gerade bei der Bearbeitung der Wahlkapitulationen macht sich das Fehlen 
dieser Einzeluntersuchungen sehr stark bemerkbar; denn die Artikel der 
Kapitulationen nehmen auf all diese Themen Bezug. Ohne diese Vorarbeiten 
aber ist es unmöglich, die Einzelbestimmungen der Kapitulationen bei einer 
systematischen Übersicht einem größeren Zusammenhang einzugliedern. Es 
wurde zwar versucht, die notwendigen Beziehungen immer wieder herzu-
stellen; es kann aber unmöglich von dieser Arbeit, die sich über einen Zeit-
raum von nahezu 400 Jahren erstreckt, verlangt werden, daß sie alle diese 
Aufgaben mitleistet und den einschlägigen Fragen bis ins Detail nachgeht. 
Dieser Mangel wird vielleicht dadurch aufgewogen, daß die vorliegende 
Studie Anregungen und zugleich einen Leitfaden für die Behandlung jener 
Fragenkomplexe gibt, die hier nur insoweit dargestellt wurden, als sie sich 
in den Kapitulationen spiegeln. 
Eigens sei darauf hingewiesen, daß diese Abhandlung eine historische 
Arbeit und keine kanonistische sein will. Es wurde deshalb bewußt von 
einer eingehenden Untersuchung rechtlicher Tatbestände abgesehen. 
Noch ein anderer methodischer Hinweis: Da das 18. Jahrhundert in kei-
ner der Regensburger Kirchengeschichten dargestellt wurde — von den ganz 
kurzen Abrissen abgesehen — wurden in diesem Abschnitt auch die Wahl-
verhandlungen, die ja mit den Kapitulationen aufs engste verwoben 
sind, ausführlich behandelt. In dem vorausliegenden Zeitraum, für welchen 
die Bistumsgeschichten zur Verfügung stehen, wurde davon abgesehen, bzw. 
nur kurz darauf verwiesen. — 
Ein Wort besonderen Dankes gebührt dem Hochw. Herrn Erzbischof 
Dr. Michael Buchberger, durch dessen Entgegenkommen ich die für die 
Bearbeitung notwendige Zeit erhalten habe, dem H. Herrn Archivdirektor 
Joh. Bapt. Lehner, der die Behandlung dieses Themas angeregt und mich 
bei der Beschaffung des Aktenmaterials unterstützt hat, und Herrn Univ. 
Prof. Dr. Karl Bosl; er ist mir beratend zur Seite gestanden und hat die 
Arbeit als Dissertation angenommen. 
Q U E L L E N 
A) U n g e d r u c k t e Q u e l l e n : 
1. Archiv des Domkapitels in Regensburg. (Abgek.: ADR) 
a) Wahlkapitulationen der Jahre: 1579, 1598 (+ Revers), 1600, 1641 (nur Revers), 
1662, 1663, 1666, 1668 (+ Revers), 1683 (+ Revers). 
Lehensbücher: L 8, L 9, L 10, L 11, L 19. 
b) Protokolle der Kapitelssitzungen. (Abgek. Prot. Domkap.) 
Zitiert wird nach Band- und Folienzahl. Bei den nicht numerierten Bänden wird 
die Jahreszahl angegeben. 
c) Codex Diplomaticus e Documentis Originalibus in Archivo Archi-Cathedralis 
Ecclesie Ratisbon. Capituli hodiedum asservatis conscriptus. Tom. II et III. 
(Abgek.: Cod. Dipl.) 
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2. Altes Archiv des Domkapitels. (Abgek.: Altes ADR) 
Laften 6 Nr. 24a, Laften 7 Nr. 6K, 7K, 9K, 10K. Laften 16 Nr. 6K. 
(Da das Archiv nur teilweise geordnet ist, stützte ich mich manchmal auf Ein-
tragungen im Repertorium. Diese Nummern sind oben nicht vermerkt.) 
3. Ordinariats-Archiv Regensburg, A 5q 
Verzeichnis der Pontifik. Funktionen d. Bischofs Wolfgang v. Hausen. 
4. Geheimes Staatsarchiv München. 
Kasten schwarz Nr. 2496, 2497, 2498, 2499, 2500, 2507, 2508, 2514, 2516, 2517, 
2524, 2525, 2528, 2531, 2532, 2533. 
5. Hauptstaatsarchiv München. 
Höchst. Regensburg Nr. 184. 
6. Kreisbibliothek Regensburg. 
Rat. ep. Nr. 59, 80, 221 
7. Geheimes Hausarchiv München. 
Nr. 730 
8. Bayerische Staatsbibliothek München. 
Cod. lat. 26803; Cod. germ. 1728. 
B) G e d r u c k t e Q u e l l e n : 
1. Corpus Iuris Canonici. 
Ausgabe v. E. Friedberg, Leipzig 1922/28. 
2. Lünig Joh., Christ. Spicilegium ecclesiasticum des Teutschen Reichsarchivs (Tom. 
XXI) oder Germania sacra diplomatica. Leipzig 1716 ff. 
3. Ried Thomas, Codex historio-diplomaticus Episcopatus Ratisbonensis. Tom. II. Re-
gensburg 1816. 
(Der ungedruckte dritte Teil und der Nachlaß liegen in der Kreisbibliothek Re-
gensburg.) 
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A. Allgemeines zu den W a h l k a p i t u l a t i o n e n 
1. Die Grundlagen 
Als Leiter der Einzelgemeinde hatte der Bischof in nachapostolischer Zeit 
eine völlig selbständige, lediglich durch das göttliche Recht und die Wei-
sungen der Apostel beschränkte Stellung1. Anfänglich noch auf den Rat der 
Ältesten und Priester angewiesen, gelang es ihm schon im 2. Jahrhundert, 
sich weitgehend davon frei zu machen und sein Amt zu einem monarchi-
schen auszubauen. Die demokratischen Züge der alten Gemeindeverfassung 
traten zurück, je mehr durch die Bedrängung von außen, durch die heid-
nische Umwelt, eine umsichtige Führung notwendig wurde, und der geistige 
Kampf gegen häretische Strömungen, besonders gegen die Gnosis, des lei-
tenden Geistes bedurfte. Wie ehedem die Apostel, so wurden nun auch 
die Bischöfe, ihre Nachfolger, zu Trägern der Gesamtgewalt. 
Natürlich werden sich die Bischöfe auch weiterhin eines Ratskollegiums 
bedient haben, besonders seitdem mit dem Anwachsen der Kirche und 
durch die zu Beginn des 4. Jhdts. gewonnene Freiheit der Aufgabenbereich 
gewachsen war. Wohl in den wenigsten Fällen war der Kreis jener Männer, 
deren Rat und Mithilfe der Bischof in Anspruch nahm, fest umschrieben, 
so daß von hier aus kein prinzipieller Anspruch auf ein Konsensrecht und 
damit keine Beeinträchtigung der bischöflichen Macht entstehen konnte. Die 
erste Einschränkung der bischöflichen Gewalt vollzog sich nicht von unten, 
sondern von oben her durch den Zusammenschluß zu Metropolitanverbän-
den, in denen nun ein Teil der Rechte auf die Metropoliten überging. Noch 
stärker aber wirkte sich der seit dem 4. Jhdt. anhebende Ausbau des päpst-
lichen Jurisdiktionsprimates auf den Gewaltenbereich der Bischöfe aus. Von 
Jahrhundert zu Jahrhundert steigerten die Päpste ihren Vorbehalt auf Ko-
1 Philipp Hofmeister, Bischof und Domkapitel nach altem und neuem Recht; Abtei 
Neresheim 1931 S. 1—14. — Hans Erich Feine, Kirchliche Rechtsgeschichte Bd. I, 
Die katholische Kirche; Weimar 1955 S.35ff., 114 ff., 177 ff., 334 ff. — Willibald 
Plöchl, Geschichte des Kirchenrechts Bd. I, Wien 1953 S. 51 ff., 154 ff., 313 f., 319 ff. 
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sten der Bischöfe, zogen ständig neue Rechte an sich und schnürten das 
untergeordnete Bischofsamt in die Bande fester Gesetzesbestimmungen. 
Selbstverständlich hat sich die Ausgestaltung des kanonischen Rechts in 
bezug auf die innere Verwaltung auch positiv für die Bischöfe ausgewirkt, 
aber es geht zu weit, diesen Vorgang als einen Prozeß zu werten, durch 
den „die Autorität des Bischofs gehoben und ihm die alte überragende 
Stellung, wenn auch in strenger Unterordnung unter den Papst, eingeräumt" 
wurde2. Die alte überragende Stellung des Bischofs war dahin. 
Neben dieser von oben, vom Papsttum, ausgehenden Schmälerung der 
früheren Gesamtgewalt erwächst seit der Jahrtausendwende dem Bischof 
auch von unten her ein Konkurrent: das Domkapitel. In jenen Fällen, in 
denen das Bistum aus einer Klostergründung hervorgewachsen und der 
Bischof zugleich Abt war, wie in Regensburg, Salzburg oder Freising, war 
der Bischof schon durch die Ordensregel gehalten, den Rat der Mönche in 
wichtigen Dingen einzuholen. Aber auch sonst hören wir, daß der Bischof 
die Kleriker der Bischofskirche und der Stadt, ja auch das Volk zur Be-
ratung herangezogen hat. Selbst dort, wo der Bischofsstuhl nicht mit einer 
Abtei verbunden war, finden wir gelegentlich schon in vorkarolingischer 
Zeit die Bischöfe mit anderen Klerikern eine Vita communis führen, offen-
sichtlich mit denen, die ihnen täglich in der Erfüllung ihrer Aufgaben zur 
Seite gestanden sind. Bischof Chrodegang von Metz hat um die Mitte des 
8. Jhdts. in Anlehnung an die Benediktinerregel eine eigene Regel für die 
Kathedralkleriker verfaßt, und Kaiser Ludwig der Fromme hat darauf 
hingewirkt, daß der ganze Reichsklerus die Vita communis befolge. In 
vielem war das Leben der Kanoniker nach dieser Regel dem der Mönche 
nicht unähnlich. Was beide Lebensordnungen wesentlich unterschied, war 
die Stellung zum Eigentum. Die Mönche waren an das Gebot der Armut 
gebunden, den Kanonikern hingegen stand es frei, Eigentum zu erwerben. 
Der Bischof war aber noch keineswegs an das Mitspracherecht dieses Kreises 
gebunden. Dieser lebte vielmehr „unter gänzlicher Bevormundung durch 
den Bischof, den sie, wie die Mönche ihren Abt, als ihren geistigen Vater 
verehrten, während sie sich gegenseitig als Brüder bezeichneten. Das in-
nige Verhältnis zwischen Bischof und Kanoniker ließ ernstliche Differen-
zen nicht aufkommen. Es war das Prinzip des Gehorsams, welches die 
Stellung der Kanoniker gegenüber dem Bischof bestimmte"8. 
Die Möglichkeit des privaten Vermögenserwerbes ist von sich aus darauf 
angelegt, das Gemeinschaftsleben zu zerstören; denn mit dem Besitz ver-
bindet sich das Verlangen, den Besitz auch zu genießen. Es gelang zwar 
vielen Bischöfen, den bald einsetzenden Verfallserscheinungen zeitweilig 
erfolgreich entgegenzutreten4; aber auf die Dauer war es unmöglich, die-
2 Ph. Hofmeister a. a. O. S. 2. 
8 Doli Johann, Die Anfänge der altbayerischen Domkapitel. In: Beiträge zur Ge-
schichte, Topographie und Statistik des Erzbistums München und Freising. 10. Band. 
(NF 4. Band.) 
4 In Regensburg war es der aus Trier kommende, mit der geistigen Welt und den 
Reformgedanken von Gorze und St. Maximin in Trier vertraute Bischof Wolfgang, 
der über seine Diözese hinaus zum Reformator des kirchlichen Lebens in Bayern ge-
worden ist. Er legte die Abtswürde, die er als Bischof von Regensburg zugleich für 
St. Emmeram hatte, ab und teilte das gemeinsame Vermögen. Den einen Teil überließ 
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sen Entwicklungsgang aufzuhalten. Es wurde schließlich nicht nur das ge-
meinsame Leben zerstört, sondern, ausgelöst durch einen Umschwung in den 
Besitzverhältnissen, sogar eine rechtliche Trennungsmauer zwischen Bischof 
und Kanonikern aufgerichtet. Der für den Unterhalt der Kanoniker be-
stimmte Fonds, der bisher vom Bischof verwaltet wurde, ging in das Eigen-
tum des Kapitels über und wurde, in Präbenden aufgeteilt, den einzelnen 
Kanonikern zur Nutznießung zugewiesen. Das Kapitel trat als selbständige 
Größe neben den Bischof. 
Diesem ersten Schritt aus der bischöflichen Bevormundung folgten im 
Zuge der Ausbildung des kirchlichen Rechts bald weitere, die geeignet 
waren, das Selbstbewußtsein der Kanoniker mächtig zu steigern. Sie er-
hielten das Recht auf Selbstverwaltung und gesetzliche Autonomie und 
schließlich sogar das ausschließliche Recht auf die Bischofswahl. Damit war 
der Weg frei, sich von der Stellung eines bloß beratenden Organes zur 
Mitregierung zu erheben. 
Von oben her versuchte das Papsttum die bischöfliche Gewalt zu be-
schneiden, von unten her verlangte das selbständiger gewordene Kapitel nach 
einer Teilhabe und Beschränkung der bischöflichen Macht. Verwundert es, 
daß sich beide gegen die im Reichsdienst groß gewordenen Bischöfe zu-
sammenfanden, daß die Päpste dem Verlangen der Kapitel entgegenkamen, 
um dadurch die fürstengleichen Bischöfe etwas in die Schranken zu 
weisen? Es versteht sich von selbst, daß die Spitze dieses „Bundes" we-
niger gegen die Bischöfe selbst gerichtet war als gegen das Kaisertum, 
dem die geistlichen Fürsten im allgemeinen die Lehenstreue hielten5. 
So unterstützte der Papst nicht nur das Bestreben der Kapitel, die Be-
setzung der Kanonikate, ursprünglich ein Recht des Bischofs, an sich zu 
bringen6, sondern er gab ihnen auch eine Reihe von Befugnissen, durch 
die sie Anteil an der bischöflichen Regierungsgewalt erhielten. Wichtig 
wurden hier vor allem einige in das Corpus Juris Canonici aufgenommene 
Bestimmungen der beiden Kampfpäpste Alexander III. und Innozenz III. 
Ihnen zufolge ist der Bischof bei der Verleihung von Pfründen oder ihrer 
Bestätigung an die Zustimmung seines Kapitels gebunden; ja, er muß ganz 
allgemein in allen seine Kirche betreffenden Angelegenheiten die Kanoniker 
zur Beratung heranziehen7. Schenkungen, Tausch oder Verkauf von Kir-
chengütern wurden, wenn ohne ihre Zustimmung geschehen, für null und 
nichtig erklärt 8. Konnte sich bisher der Bischof fast ganz nach Willkür 
des Rates seines Kapitels bedienen, so hatte dieses nun ein Mitsprache-
er den Mönchen von St. Emmeram, den anderen behielt er für sich und seine Priester. 
Er sorgte auch für die Wiedereinführung der Vita communis bei seinem Klerus. 
Kassius Hallinger OSB, Gorze-Cluny. Studien zu den monastischen Lebensformen und 
Gegensätzen im Hochmittelalter. 2 Bde. Rom 1950. S. 129 ff. — R. Bauerreiß, Kirchen-
geschichte Bayerns 2. Bd. S. 181 f. — J. Doli, a. a. O. S. 40 f. (Doli setzt die von Re-
gensburg ausgehenden Reformen noch in Beziehung zu Gluny. Zwischen beiden be-
steht jedoch kein Zusammenhang.) 
5 Cf. M. Stimming, Die Wahlkapitulationen der Erzbischöfe und Kurfürsten von 
Mainz; Göttingen 1909. S. 7 Anm. 2. 
6 Ph. Hofmeister a. a. O. S. 92 f. 
7 Corp. Jur. Can. Decret, Gregor IX. Lib. III. tit. III, cap. 5. 
8 C. J. C. Decret. Gregor. IX. Lib. III. tit. X, cap. 8 und tit. XXIV cap. 7. 
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bzw. Bewilligungsrecht. Die sehr allgemein gehaltenen Rechtssätze leisteten 
dabei einer willkürlichen Auslegung und Ausweitung nicht geringen Vor-
schub. 
Diese Entwicklung fand sehr bald auch in der kanonistischen Literatur 
ihre theoretische Fundierung. Ausgehend von der scholastischen Korpora-
tionslehre, dehnte sie im Laufe des 13. Jhdts. die Rechte der „Glieder 
gegenüber dem Haupte" immer mehr aus und systematisierte sie, so daß 
es schließlich allgemeine Lehrmeinung wurde, daß die Autorität einer 
kirchlichen Körperschaft nicht allein im Haupte sondern auch in ihren 
Gliedern ruhe und daß der Autorität des Hauptes im „allgemeinen Wohl" 
eine unübersteigbare Schranke gesetzt sei9. 
Zu diesem rechtlichen, vom Papsttum geförderten Aufstieg der Dom-
kapitel, der weltlicherseits eine Entsprechung in der vom Königtum ge-
förderten ständischen Entwicklung in den Territorialstaaten hat9», kam am 
Ende des Hochmittelalters der finanzielle Aufschwung hinzu, der noch 
folgenreicher wurde, weil durch ihn die Bischöfe in eine wirkliche und 
dauernde Abhängigkeit vom Kapitel gerieten. Aus dieser Umkehrung des 
Verhältnisses wuchs das Kapitel in jene Lage hinein, aus der es wenig 
später dem Bischof seine Kapitulationen diktierte. So wie sich gleichzeitig 
die Kaufmannsschicht dem Stadtherrn, meist dem Bischof, durch den wach-
senden Reichtum unentbehrlich zu machen verstand und über das Geld 
Teilhabe am Stadtregiment gewann, teilweise den Stadtherrn sogar ganz 
verdrängen konnte, und wie seit dem 14. Jahrhundert das Handwerk, eben-
falls reich geworden, das patrizische Monopol überwand, so ist auch für die 
Domkapitel die wirtschaftliche Stellung die Stufenleiter des Aufstiegs ge-
worden. 
In Regensburg kam es soweit, daß der Bischof, weil er den finanziellen 
Anforderungen nicht mehr gewachsen war, sein Kapitel um Hilfe anrufen 
mußte und ihm für die übernommene Bürgschaft das ganze Bistum zum 
Pfände gab10. In Würzburg mußten die Kanoniker dem Bischof, da die vom 
Reich geforderten Leistungen seine Fähigkeiten überschritten, schon seit 
dem 12. Jahrhundert mit Darlehen aushelfen11. Auch in anderen Bistümern 
begegnen uns ähnliche Verhältnisse, die sich vielfach in den Wahlkapi-
tulationen widerspiegeln12. 
9 Brian Tierney, Foundations of the Conciliar Theory, The Contribution of the Me-
dieval Canonists from Gratian to the Great Schism. Cambridge, University Press 1955. 
S. 96 ff. Dazu: M. Seidlmayer in Zeitschr. f. Rechtsgeschichte, Kan. Abt. 43 (1957) 
S. 381 f. — Die Vermutung, daß die Lehrmeinung der Kanonisten als Regulativ auf 
das freie Kräftespiel gewirkt habe, läßt sich nicht halten. Die Kanonistik hinkt 
hinter der tatsächlichen Entwicklung nach und kommt deshalb als wegweisende Kraft 
nicht in Frage. 
9 a B. Gebhardt, Handbuch der deutschen Geschichte, 1. Bd. Stuttgart 1954, S. 659. 
1 0 In einem späteren Kapitel wird davon ausführlicher die Rede sein. 
1 1 K. Bosl, Würzburg als Reichsbistum. In: Festschrift für Theodor Mayer. Aus 
Verfassungs- und Landesgeschichte I. Lindau und Konstanz 1954, S. 178 f. 
1 2 Von einer Verschuldung des Hochstifts erfahren wir aus den Wahlkapitulationen 
der Bischöfe von Mainz (M. Stimming a. a. O. S. 21 f.), von Trier (Johannes Kremer, 
Studien zur Geschichte der Trierer Wahlkapitulationen S. 17) und Speyer (Karl 
Kloe, Die Wahlkapitulationen der Bischöfe von Speyer S. 49 f.). Auch die Kon-
stanzer Wahlkapitulationen berichten von einer finanziellen Mißwirtschaft. (Karl 
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Eine Parallele zu dieser Erscheinung finden wir auch im päpstlichen 
Kapitulationswesen, das in seinen Anfängen dem bischöflichen um etwa 
140 Jahre nachhängt. Obwohl seine Vorgänger große Schätze angehäuft 
hatten, geriet Clemens VI. bald in drängende Geldnot, die ihn zwang, beim 
Kardinalskollegium eine Anleihe von mehreren tausend Goldgulden aufzu-
nehmen. Als zwei Jahre darauf (1352) der päpstliche Stuhl vakant wurde, 
nützte das Kardinalat seine finanzielle Superiorität aus und stellte vor der 
Neuwahl eine Wahlkapitulation auf, durch die es die errungene Position zu 
sichern suchte13. 
Wenn einerseits der wachsende Reichtum der Kapitel, andererseits die 
Verschuldung der Bischöfe bzw. der Hochstifte als eine der allgemeinen 
Ursachen für das Entstehen der Wahlkapitulationen angesprochen werden 
muß, dann gilt es noch nach dem Grund dieser Scherenbewegung zu fragen. 
Abgesehen von einzelnen Fällen einer kostspieligen Territorialpolitik, wie 
sie etwa in Würzburg mit Konrad von Quer fürt um die Wende des 12./13. 
Jhrhs. anhebt, waren es vor allem die Kämpfe des Bischofs gegen das nach 
Selbstbestimmung verlangende Bürgertum (seit dem 12. Jhrh.) und die 
lokalen Streitigkeiten in Zusammenhang mit der großen Auseinandersetzung 
zwischen Papst und Kaiser, die den Bischöfen große finanzielle Einbußen 
brachten und die sich besonders dann unheilvoll auswirkten, wenn der 
Bischof in den Streitigkeiten mit dem Bürgertum der Unterlegene war und 
vom Gewinn des Handels künftig ausgeschlossen blieb. Während also das 
bischöfliche Vermögen mit all diesen Belastungen beschwert war, konnten 
sich die Kapitulare auf Grund ihrer Steuerfreiheit, die sie auch als unab-
hängige Körperschaft gegenüber dem Bischof behaupteten, des mehr oder 
weniger ungestörten Genusses ihres Besitztums erfreuen. So wie der Papst 
in der Gesetzgebung den Wünschen der Kanoniker weithin entsprach, so 
zeigte er sich ebenso entgegenkommend in der Inkorporation von Pfarreien 
und Benefizien, durch welche die finanzielle Macht der Kapitel gestärkt 
wurde. Auch das Zugeständnis an die Kanoniker, mehrere Kanonikate in 
einer Hand zu vereinigen, sowie das wachsende Interesse des reichen Adels 
an den zu Ansehen gelangten Domherrenstellen mehrte das Vermögen des 
Kapitels und festigte die auf ihm ruhende Stellung. 
Der unmittelbare Anlaß, der das Kapitulationswesen im Einzelfall her-
vorgerufen hat, ist verschieden und muß von Fall zu Fall untersucht werden. 
Die einheitliche Ursache dafür aber ist allein in der neuen Stellung zu 
sehen, die das Kapitel gegenüber dem Bischof einnimmt. Ursprünglich in 
Brunner, Wahlkapitulationen der Bischöfe von Konstanz S. 4) — Wie wenig das 
Fehlen eines entsprechenden Artikels in den Kapitulationen als Beweis für das 
Gegenteil gewertet werden darf, zeigen die Verhältnisse in Passau. Obwohl wir 
wissen, daß das dortige Hochstift unter Bischof Albert (1320—42) schwer verschuldet 
war, finden wir in der gleichzeitigen Wahlkapitulation nichts davon. (Josef Oswald, 
Das alte Passauer Domkapitel S. 98 Anm. 4). 
1 3 Die energische Unterdrückung der ersten päpstlichen Kapitulation durch Inno-
zenz VI. bewirkte zwar, daß die Kardinäle zunächst davon abließen. Erst in der Zeit 
des Schismas lebte das päpstliche Kapitulationswesen wieder auf und währte fort 
bis ins Jahr 1676. Gf. Jean Lulves, Die Machtbestrebungen des Kardinalkollegiums 
gegenüber dem Papsttum. S. 469—483; u. Jean Lulves, Die Machtbestrebungen des 
Kardinalats bis zur Aufstellung der ersten Wahlkapitulation. S.94—97. 
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rechtlicher und finanzieller Stellung ganz unter der Vormundschaft des 
Bischofs, gelingt es dem Kapitel, diese fast ganz abzuschütteln und ein 
korporatives Eigenleben zu führen, das auf einer weithin rechtlichen Auto-
nomie und einer gesetzlich gesicherten Teilhabe an der bischöflichen Re-
gierungsgewalt gegründet ist und das von einem finanziellen Aufschwung 
begleitet ist, durch den es möglich wird, das Bischofsamt sogar in eine ge-
wisse Abhängigkeit zu bringen. Die Wahlkapitulationen, die den Bischöfen 
von ihren Kapiteln vorgelegt wurden, sind ein Ausdruck dieser neuen 
Stellung. 
2. Wesen und Begriff der Wahlkapitulationen 
J.J.Moser definiert in seinem 1743 erschienenen Staatsrecht die Wahl-
kapitulation der geistlichen Fürsten so: Die Wahlkapitulationen seyend ein 
Vergleich zwischen einem neuerwählten Gatholischen geistlichen Reichs-
stand und seinem Capitel, oder auch noch anderen, in welchen bedungen 
wird, wie solcher Stand seine Regierung so wohl überhaupt, als auch in 
denen besonders benahmsten Stücken führen solle"14. In dieser Bestimmung 
sind zwar schon alle Elemente genannt, die das Wesen einer Wahlkapitu-
lation ausmachen. Es ist jedoch notwendig, diese noch zu verdeutlichen und 
erläuternd zu ergänzen. Im einzelnen lassen sich folgende Punkte heraus-
heben : 
a) Die Wahlkapitulation ist ein Vertrag zwischen den Wählern und dem 
Erwählten. Das schließt aber nicht aus, daß am Zustandekommen der Ka-
pitulation auch Personen beteiligt sind, die am Wahlgeschäft keinen Anteil 
haben. So können etwa die Landstände an der Aufrichtung der Kapitulation 
mitwirken; ja, es kann der Erwählte selbst daran beteiligt sein. Diese letzte 
Möglichkeit werden uns gerade die Regensburger Kapitulationen zeigen. Es 
ist dabei nicht an den Fall gedacht, daß der neue Bischof als Mitglied des 
Kapitels vor der Wahl an den Verhandlungen teilgenommen hat, sondern 
daran, daß er bei einem bereits sicher vorauszusehenden Wahlausgang oder 
auch erst nach der Wahl seine Vertreter zu den Kapitulationsverhandlungen 
entsandte. 
b) Der abgeschlossene Vertrag steht in Beziehung zur Wahl und zwar so, 
daß entweder die Annahme der Wahl von der Annahme der Kapitulation 
abhängig gemacht wird, oder daß die Aufstellung einer Kapitulation als 
Recht aus der Wahl abgeleitet wird. Die zeitliche Ordnung spielt also keine 
Rolle, und es gehört nicht zum Wesen einer Kapitulation, daß sie, wie 
Weigel meint15, vor dem Wahlakt beschlossen sein müsse. Es ist das wohl 
die Regel gewesen, aber nicht die ausschließliche. Wichtig ist nur die recht-
liche Beziehung zum Wahlakt. 
c) Der Inhalt der Kapitulationen bezieht sich auf die Scheidung bzw. 
Umschreibung der bischöflichen und kapitelschen Rechte und Pflichten; 
er gibt ferner dem Bischof Weisungen für die Ausübung seiner Regierungs-
1 4 J. J. Moser, Teutsches Staatsrecht, S. 431. Fast unverändert übernimmt diese 
Definition Sartori in seinem geistlichen und weltlichen Staatsrecht (1788) I, 2 S. 161. 
Die Versuche, das Wesen der Kapitulationen zu bestimmen sind zahlreich. Siehe 
hiezu J. Oswald, Das alte Passauer Domkapitel, S. 85—90. 
1 5 Weigel Georg, Die Wahlkapitulationen der Bamberger Bischöfe (1328—1693). 
Bamberg 1914. S. 5. 
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gewalt. Anfänglich fast ganz dem Eigennutz des Kapitels dienstbar, treten 
in der nachtridentinischen Zeit die konstruktiven Elemente stärker hervor, 
aus denen eine gewisse Mitverantwortung des Kapitels für das geistliche 
und zeitliche Wohl des bischöflichen Sprengeis spricht. 
Die Terminologie, die das Umschriebene bezeichnet, ist sehr reich. Die 
in den Kapitulationsakten am häufigsten verwendeten Termini sind „Con-
cordata" und „Capitulationes". Seltener gebraucht werden „Compactata" und 
„Ordinationes". Sehr oft wird einfach von „Artikeln" oder seit der Mitte 
des 17. Jhdts. auch von „Paragraphen" gesprochen, während der Ausdruck 
„Statuta" nur ganz selten unseren Gegenstand bezeichnet und fast aus-
schließlich der Bezeichnung der Kapitelstatuten vorbehalten bleibt. Das 
alte „Wahlgeding", das andernorts noch Verwendung findet, begegnet uns 
in den Regensburger Akten nicht. 
B. Das R e g e n s b u r g e r Kapi tu la t ionswesen 
/. Der Beginn der Regensburger Wahlkapitulationen 
Durch den Ubertritt Herzog Ottos des Erlauchten (1231—53) — seit 1246 
Schwiegervater König Konrads IV. — zur staufischen Partei wurde, da die 
bayerischen Bischöfe treue Anhänger Innozenz' IV. waren, der große abend-
ländische Streit zwischen Kaiser und Papst auch in das bayerische Land 
getragen. Unter den von beiden Seiten erbittert geführten Fehden und 
Kriegen hatte das Hochstift Regensburg, dem damals der waffentüchtige 
Bischof Albert I. (1247—1259) vorstand, schwer zu leiden. Die Verwüstun-
gen und Brandschatzungen wurden erst beendet durch einen Vertrag, den 
die Nachfolger Ottos, Ludwig II. und Heinrich XIII., im Jahre 1253 durch 
Vermittlung der Bischöfe von Salzburg, Passau und Bamberg mit Bischof 
Albert in Straubing schlössen 1 8. In diesem Vertrag ist auch die Verpflich-
tung des Domkapitels aufgenommen, in Zukunft keinen zum Bischof zu 
wählen, der nicht eidlich verspräche, diesen Vertrag zu halten17. Janner 
fügt seiner Darlegung über diese Vorgänge die Bemerkung an, daß darin 
vielleicht die erste Spur der später so umfangreichen Wahlkapitulationen 
zu sehen sei18. Es geht jedoch entschieden zu weit, dieses Jahr des Strau-
binger Vertrags (1253) als Beginn des Regensburger Kapitulationswesens 
anzusetzen, wie das verschiedentlich geschehen ist19. Es findet sich kein 
Zeugnis dafür, daß die Bestimmung dieses Vertrages je eingelöst wurde, 
daß also ein neuerwählter Bischof vor dem Kapitel einen Eid auf die Be-
1 8 Näheres über diesen Streit und den abschließenden Vertrag bei Janner, II. 
S. 438—450. 
1 7 „Item Capitulum Ecclesie Rat. communiter statuit et juravit, idem statutum 
servare, quod deinceps Epum sibi non eliget, nisi talem, qui jurabit, Compositionem 
lstarn nobis et nris heredibus . . . . fideliter observare" (Ried Thomas, Codex historio-
diplomaticus Episcopatus Ratisbonensis, Tom II. Regensburg 1816. 1253). 
1 8 Janner IL S. 450. 
1 9 So Oswald Jos., Das alte Passauer Domkapitel; seine Entwicklung bis zum 
13. Jahrhundert und sein Wahlkapitulationswesen, München 1933 S. 95 und Bauerreiß 
Romuald, OSB. Kirchengeschichte Bayerns, IV. S. 83. 
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achtung der Straubinger Beschlüsse ablegen mußte. Bei dem Nachfolger 
Alberts I., dem berühmten Albert dem Großen, fiel diese Eidabnahme von 
vorneherein weg, da dieser nicht vom Domkapitel gewählt, sondern vom 
Papst bestimmt wurde, dem das Recht der Ernennung infolge der Cession 
Alberts I. 2 0 und des Verzichts durch den vom Kapitel gewählten Nachfolger, 
Domprobst Heinrich von Lerchenfeld, zugefallen war. Der Wandel der poli-
tischen Verhältnisse, vor allem die ständigen Zwistigkeiten zwischen den 
beiden wittelsbachischen Brüdern Heinrich und Ludwig haben diese Eides-
forderung zudem bald gegenstandslos gemacht. Man kann sagen: Der Ver-
trag von 1253 hätte sehr leicht dazu führen können, das Kapitulations-
wesen, das damals bereits in einigen Hochstiftern in Schwung war, auch 
in Regensburg zu begründen. Bis zum tatsächlichen Beginn sind aber noch 
fast 200 Jahre vergangen. 
Die nächste aktenmäßig greifbare Spur einer Wahlkapitulation findet 
sich erst wieder aus dem Jahre 1428. Aus diesem Jahre stammt ein Bürg-
schaftsbrief21, in dem sich Friedrich von Au zu Premberg, Hans von Sattel-
bogen zu Geltofing und Dietrich von Sattelbogen zu Lichteneck für ihren 
Vetter Erhard von Sattelbogen, den vom Kapitel erwählten Bischof, mit 
400 Rheinischen Gulden zugunsten des Dombaues zu Bürgen stellen für den 
Fall, daß dieser einen oder mehrere Punkte der vor der Wahl vereinbarten 
Kapitulation nicht beobachte22. Der Inhalt der Kapitulation selbst ist uns 
nicht bekannt. Der Annahme Janners, es handle sich um die gleichen For-
derungen wie in den späteren Wahlkapitulationen23, steht jedoch entgegen, 
daß sich die Kanoniker in ihrer Kapitulation von 1437 (Art. 2) ausdrücklich 
auf die Verhältnisse vor der Zeit Bischof Konrads (1428—37) berufen, die 
sie wiederhergestellt wissen wollen, ein Zeichen, daß Bischof Konrad erst 
den Anlaß dazu gegeben hat. Auch die angebrachte Sicherung, die der spä-
teren ganz unähnlich ist, und das Protokoll zur Wahlkapitulation von 1437 
widersprechen einer solchen Annahme. Wahrscheinlich handelte es sich 
1428 nur um einige wenige Punkte, von denen sich wenigstens einer auf die 
Förderung des Dombaus bezogen haben dürfte 2 4. 
Da der vom Kapitel erwählte Erhard die päpstliche Konfirmation nicht 
erhielt, und an seiner Stelle das Bistum dem päpstlichen Kaplan Konrad 
2 0 Am 21. III. 1258 wurde Bischof Albert auf eine Anklage seiner Kanoniker hin 
vom Papst suspendiert und im folgenden Jahr des Bistums entsetzt. Der genaue In-
halt der Klage ist nicht bekannt, cf. Janner, II. S. 458 ff. 
2 1 Cod. Dipl., III. 21. 
2 2 versprechen, und geloben auch in kraft des gägenwürtigen 
Briefs . . . . , umb all Artikel, die di Erwirdigen Herrn, gemainklich das Capitel des 
Thumbs zu Regensburg, unser besonder lieben Herrn, und Freund, all aintrechtiklich 
unterainander mit freyen guten Willen, der Stift zu Nutz, und zu Er, geschworen 
haben, daß diese Artikel all, nichtz ausgenommen, unser obengenannter Herr und 
Vetter, denselben unsem Herrn vom Capitel halten sol, und dawider nicht tun . . . . 
und des auch unsem obgenannten Herrn vom Capitel einen Brief geben, als schier 
er confirmiert wirdt; als er des unsem benannten Herrn vom Capitel einen gestalten 
Aid auf das heilig Evangeli geschworn hat. (Cod. Dipl., III. 21.) 
2 3 Janner, III, S. 416 Anm. 4. 
2 4 In dieser Zeit wurde gerade am Nordturm gebaut. (Die Kunstdenkmäler der 
Opf. XXII, Stadt Regensburg I. S. 46.) — Auf den Dombau bezügliche Konkordats-
punkte finden wir z. B. auch in Eichstätt. (Bruggaier S. 96). 
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von Soest übertragen wurde25, blieb das Wahlgeding auf jeden Fall bedeu-
tungslos, so daß erst die in mehreren Abschriften erhaltene Wahlkapitula-
tion von 1437 als Beginn des Regensburger Kapitulationswesens angesehen 
werden kann26. Von diesem Zeitpunkt an bis zur Säkularisation bestieg nun, 
mit einer einzigen Ausnahme27, kein Fürst mehr den Regensburger Bischofs-
stuhl, der sich nicht in einer Reihe von Punkten dem Kapitel gegenüber 
gebunden hätte. 
Ein Vergleich mit den Nachbardiözesen zeigt, daß die Regensburger 
Wahlkapitulationen auffallend spät einsetzen. In Eichstätt werden die ersten 
Konkordata 1259 aufgestellt28, in Bamberg 132829, in Würzburg bereits 
122530. Auch in Passau reichen die Anfänge des Kapitulationswesens in 
Form der Beschwörung von Privilegienbriefen ins 13. Jahrhundert zurück 3 1. 
Ist es möglich, daß die Regensburger Kirche dieser Entwicklung so weit 
nachhinkt, daß sich das Regensburger Domkapitel der andernorts geübten 
Praxis so lange enthielt? Ist es möglich, so möchte man mit Weigel weiter 
fragen, daß eine so ausführliche Vorlage wie die Kapitulation von 1437 
ein Erstlingswerk ist? Muß nicht von da her auf Vorstufen geschlossen 
werden, auch wenn sie aktenmäßig nicht belegt werden können? 
Gegen diese Erinnerungen ist zunächst vorzubringen, daß der späte Kapi-
tulationsbeginn in Regensburg keineswegs ein singulärer ist. Auch in Köln 3 2 
und Breslau33 fällt er erst in die erste Hälfte des 15. Jahrhunderts. Eben-
sowenig ist die Ausführlichkeit der ersten Kapitulation ein Grund, ihr den 
Charakter eines Erstlingswerkes abzusprechen. Im Gegenteil! Das ausführ-
liche Protokoll, das sich nur in dieser Kapitulation findet, ist ein Zeichen 
dafür, daß hier etwas Ungewöhnliches geschieht, das einer näheren Erläu-
2 5 Die Wahl war in Abwesenheit des Dompropstes und des Dechanten erfolgt. 
Ersterer hielt sich in Rom auf, letzterer war auf dem Rückweg von dort. Beide be-
mühten sich auf die Nachricht von der erfolgten Wahl neben dem Gesandten Erhards 
für sich selbst um die päpstliche Ernennung. Da keiner zu Gunsten der anderen zu-
rücktreten wollte, ernannte der Papst Konrad von Soest zum Regensburger Bischof. 
(Janner III. 415 ff.) 
2 6 Auch der Regensburger Domherr Laurentius Hochwart erwähnt in seinem 1542 
erschienenen Catalogus Episcoporum Ratisbonensium zum ersten Mal bei der Wahl 
von 1437 eine Wahlkapitulation. Auf ihn greifen alle anderen Regensburger Kirchen-
geschichten zurück. Er berichtet: Conrado de Susato mortuo, antequam Capitulum 
Ratisbonense ad electionem Episcopi procederet, cum priores Episcopi cum Canonicis 
suis rixantes, pessime rempublicam administrarent, constituerunt anno Domini 
MGCCCXXXVII die XXIII. Maji, inter sese articulos nonnullos tarn ab Episcopo 
futuro quam a Capitulo conservandos perpetuo. (Lib. III. p. 221.) In: A. F. Oefelius, 
Rerum Boicarum Scriptores Tom. I.) 
2 7 Uber Rupert I. von Neumarkt (1457—1465) siehe unten. 
2 8 L. Bruggaier, Die Wahlkapitulationen der Bischöfe und Reichsfürsten von Eich-
stätt (1259—1790). Freiburg 1915 S. 16. 
2 9 G. Weigel, a. a. O. S. 22 ff. 
3 0 J. F. Abert, Die Wahlkapitulationen der Würzburger Bischöfe bis zum Ende des 
XVII. Jahrhunderts. Würzburg 1905. S. 27 ff. 
3 1 J. Oswald, a. a. O. S. 94 ff. 
3 2 P. J. Louis, Die Vorstufen der erzbischöflichen Wahlkapitulationen zu Köln im 
14. Jahrhundert. Aachen 1918, S. 6, 9. 
3 3 F. X. Seppelt, Die Anfänge der Wahlkapitulationen der Breslauer Bischöfe, in: 
Zeitschrift des Vereins für Geschichte Schlesiens. 49. Bd. 1915. S. 194. 
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terung bedarf34. Diese „Einführung" wäre nicht verständlich, wenn wir 
bereits eine längere Tradition annähmen. 
Ich möchte jedoch die Möglichkeit nicht völlig ausschließen, daß in einer 
früheren Zeit irgendwelche Vorformen von Kapitulationen vorhanden ge-
wesen sind. Belege oder sichere Anhaltspunkte dafür haben wir nicht, nur 
die Analogie. Den Analogiebeweis auf die Geschichte anzuwenden, scheint 
mir aber höchst bedenklich. Selbst wenn wir solche Vorformen annehmen 
wollten, kann von einer Kontinuität bis zum Jahre 1437 keine Rede sein. 
Spätestens um die Mitte des 14. Jhdts. müßten sie wieder erloschen sein; 
das beweist nachfolgende Begebenheit. 
Bischof Friedrich aus dem Geschlecht der Zollern hatte 25 Jahre lang 
(1340—1365) Stab und Szepter in Regensburg geführt, ein unfähiger Re-
gent, der das Stift mit schweren Schulden belastete. Selbst das Kapitel 
mußte durch seine Mißwirtschaft empfindliche finanzielle Einbußen hin-
nehmen. Sein Nachfolger Konrad VI. sah aus dieser Notlage, die auch durch 
die größte Sparsamkeit nicht mehr zu beheben war, nur noch den einen 
Ausweg, das Bistum mit der gesamten Jurisdiktion dem Kapitel zum Pfand 
zu geben35, damit dieses die Schuld löse, mit der sein Hochstift an die 
Juden Sterzzen in Wien, Gündlein und Jöslein in Regensburg verpfändet 
war36. Mit der Übernahme der Jurisdiktion hatte das Kapitel auch die 
Sicherheit für seine Rechte und Privilegien in Händen, die es völlig über-
flüssig machte, wie andere Kapitel Wahlkapitulationen aufzustellen. 
Es versteht sich von selbst, daß die Einhelligkeit zwischen Bischof und 
Kapitel unter solchen Verhältnissen nicht sehr lange währen konnte. Schon 
wenige Jahre nach seiner Erhebung suchte Bischof Johann von Moosburg 
(1384—1409) die Gerichtsbarkeit wieder an sich zu bringen, stieß dabei 
aber auf den entschlossenen Widerstand des Kapitels. Dieses fand auch die 
Hilfe des päpstlichen Legaten, des Prager Erzbischofs Johann von Jenzen-
stein, der seinen Anspruch auf die Jurisdiktion bestätigte. Bischof Johann 
war aber nicht ohne weiteres bereit, sich diesem Entscheid zu unterwerfen 
3 4 Das Protokoll schildert zuerst den Hergang der Kapitulationsverhandlungen, 
nennt die Namen der Beteiligten und gibt dann folgende allgemeine Erklärung in 
bezug auf die nachher aufgeführten Artikel: „Tenor vero Articulorum, unde supra 
fit mentio, sequitur, et est talis. Licet omnium rerum spiritualium, et temporalium, 
nec non Archiepiscopalium, Gathedralium, et Gollegiatarum, ac quarumcumque 
aliarum ecclesiarum, sub summi rectoris dispositione, Status et regimina gubernentur, 
et laborent: tarnen oportunum est, ut rerum et personarum ad easdem spectantium 
periculis diligentius obvietur, ne ecclesie ipse, et persone, detrimentum suscipiant, 
aut dispendium patiantur, et quod via inconsulta agere volentibus per remedia 
opportuna precludatur, Ideo nos Fridericus de Parsberg Prepositus, Degenhardus 
Salchinger Decanus, Leonhardus Brobst Senior, totumque capitulum ecclie Rat. de 
concordi, et unanimi voluntate, et consensu omnium, et singulorum Canonicorum 
prebendatorum, et capitularium, nobis, et capitulo nostro, necessarium fore decrevi-
mus: ut is, qui in nostrum, et ecclie Rat. electus fuerit Episcopum, et pastorem, in-
frascriptos Articulos iuret ad sancta dei evangelia in perpetuum, et inviolabiliter 
observare. (Cod. dipl. II, 304 f.) 
3 5 Die Gerichtsbarkeit war eine ergiebige Einnahmequelle, weshalb die Fürsten in 
ihrer Geldnot sie nicht selten verpfändeten, cf. E. Rosenthal, Geschichte des Ge-
richtswesens und der Versicherungsorganisation Bayerns, Bd. I. Würzburg 1889 S. 15. 
3 6 Janner, III. S. 264 f. 
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und erreichte 1402 einen Vergleich, demzufolge die richterliche Gewalt im 
allgemeinen beim Kapitel blieb, dem Bischof jedoch besondere Streitfälle 
vorbehalten wurden37. Als Konrad von Soest (1428—1437) sich über die Be-
stimmungen dieses Vergleiches kurzerhand hinwegsetzte und die dem Kapitel 
zugesprochene Jurisdiktion für sich in Anspruch nahm38, erwiderten die Ka-
noniker dieses Vorgehen mit der Aufstellung von Wahlkapitulationen für 
seinen Nachfolger. Erst jetzt also (1437), da es seine rechtlich verbrieften 
Ansprüche in grober Weise verletzt sah, griff es zu jenem anderen Mittel, 
dessen sich die Nachbarkapitel schon längere Zeit bedienten. 
Neben diesem rechtlichen Anlaß steht noch ein finanzieller, der eben-
falls mit beigetragen hat, die Domherrn zur Aufstellung von Wahlkapitu-
lationen zu diesem Zeitpunkt zu bewegen. Schon einmal hatte das Kapitel 
40000 Dukaten für die bischöfliche Tafel eingebüßt 3 9. Nun mußte es er-
neut geradestehen für eine größere Summe, die der Bischof bei dem Lands-
huter Bürger Christian Leitgeb im Zusammenhang mit dem Rückkauf des 
Schlosses Wörth im Jahre 1433 aufgenommen hatte, an dem auch das Ka-
pitel selbst interessiert war. Als Pfand für diese Bürgschaft gab der Bischof 
dem Kapitel zwar die Schlösser in Wörth und Eitting und den Hof in 
Geisling40; aber durch den früheren Verlust gewitzigt, sicherten sich die 
Kanoniker durch alle Mittel, die möglich waren, um wieder zu ihrem Geld 
zu gelangen. Bischof Konrad von Soest hatte ihnen ja gezeigt, wie wenig 
ihm der Vertrag seines Vorgängers, des Bischofs Johann L , wert war. Sie 
ließen sich deshalb von seinem Nachfolger den Vertrag dadurch erneuern, 
daß sie ihm die getroffenen Vereinbarungen in einer Kapitulation vor-
legten, in der er eidlich versprechen mußte, keinem die oben genannten 
Güter zu übertragen, der sich nicht dem Kapitel gegenüber verpflichtet, im 
Falle einer Zahlungssäumigkeit des Bischofs allein dem Kapitel Rechen-
schaft schuldig zu sein41. 
Durch diese Vorkommnisse und Umstände veranlaßt, hatte das Kapitel 
nach dem Tode Bischof Konrads also seine erste Kapitulation aufgerichtet. 
Uber diesen Vorgang berichtet uns das Einleitungsprotokoll der Kapi-
tulationsurkunde kurz folgendes: Am Donnerstag, den 23. Mai 1437 ver-
3 7 Janner, III. S. 325 f. — Näheres darüber in dem Kapitel über die Gerichts-
barkeit! 
3 8 WK 1437, 2: Item quod idem Epus nullo modo Prepositum, Decanum, Scho-
lasticum, seu Custodem, ac quemlibet ex nobis, in iurisdictionibus, seu iuribus nostris 
impediat, vel perturbet, sed permittat, nos, et nostrum iudicem, libere tractare, et 
expedire absque impendimento, veluti ipsam ante tempus promotionis bone memorie 
Conradi Epi Rat. ad ecclesiam Rat. facte tractavimus, et expedivimus; et non potest, 
nec debet in aliquibus causis iudicare, seu difinire, preterquam in causis Appella-
tionuni ad eum interpositarum, nec non in causis beneficialibus, et criminalibus 
criminaliter intentarum, usurarum, et testamentorum. 
3 9 Es ist nicht klar, ob es sich dabei um die oben erwähnte Schuldentilgung bei 
den Juden in Wien und Regensburg handelte (sehr wahrscheinlich!) oder um einen 
späteren Verlust, der möglicherweise mit den Hussitenkriegen im Zusammenhang 
stand. — Die Erinnerung an diese 40 000 Dukaten wird in den Wahlkapitulationen 
bis ins Jahr 1769 mitgeschleppt. (Wahlkap. 1437 Art. 19) (Janner spricht fälschlich 
von 10 000 Dukaten, c i Janner, III. S. 452.) 
4 0 Janner III, S. 438 ff. 
4 1 Wahlkapitulation (abgk. WK) 1437 Art. 19. 
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sammelten sich in den frühen Morgenstunden alle in Regensburg anwesen-
den Kapitulare in der Kapitelstube. Dies waren: 
Friedrich von Parsberg, Dompropst 
Degenhard Salchinger, Dekan 
Leonhard Brobst, Senior 
Johannes von Ramsberg 
Heinrich von Streitberg 
Konrad Konhofer 
Johannes Frankengrüner 
Wilhelm von Suntheim 
Johannes von Parsberg 
Friedrich Plankenfelser 
Nikolaus von Kinsberg 
Nikolaus von Rädwitz 
Konrad Reickershofer 
Wolfhard Ebner 
Christian Stinglhaimer 
Georg Eyber 
Jodok Gäßler 
Gebeten waren ferner der Notar Volkwin Snöder 4 2 und als Zeugen der 
Summissarius Rudolf Reuttmair, der Selmessarius Jakob Oeck43 und der 
Chorvikar Lirich Thalhofer. 
Zuerst las der Propst die in den vorausgegangenen Sitzungen vereinbarten, 
vier Folien umfassenden Artikel vor, übergab dann das Schriftstück dem 
Notar mit der Erklärung, das Kapitel habe einstimmig beschlossen, jeder 
Kapitular müsse beim heiligen Evangelium schwören, daß er, falls er zum 
Bischof gewählt werde, die Bestimmungen beobachten und das Geforderte 
erfüllen werde. Aus freiem Willen traten darauf die einzelnen Kapitulare 
dem Alter nach vor und leisteten unter Berührung des Evangeliums den Eid. 
Der Propst und der Dekan unterzeichneten darauf die Vorlage44. 
Am folgenden Tag fand die Wahl statt; sie fiel auf den einflußreichen 
Dompropst, Friedrich (H.) von Parsberg. 
Unmittelbar nach dem Wahlakt wiederholte dieser den am Vortag abge-
legten Eid auf die Kapitulation und am 6. Juni 1437 stellte er gemäß den 
Bestimmungen der Wahlkapitulation einen Revers aus, den sein Bruder 
Wernher von Parsberg und Gebhard von Affecking mitsiegelten48. 
Der Inhalt dieser ersten, 28 Artikel umfassenden Wahlkapitulation ist, 
sachlich geordnet, folgender: 
a) Rechtsansprüche des Kapitels. 
1. Keine Behinderung des Kapitels in der Ausübung der Jurisdiktion 
(Art. 2) 
2. Die Kanoniker haben ihren Gerichtsstand vor dem Kapitel (Art. 7) 
4 2 Er war Kleriker der Augsburger Diözese und mit Vollmacht des Reiches No-
tarius publicus. 
4 3 Der „Summissarius" hat die Stiftsmessen auf dem Hochaltar zu lesen; „Sel-
messarius" ist soviel wie Seelenmesser. 
4 4 Cod. Dipl. II, 304 ff. Bis 1548 sind die Kapitulationen vom Notar ausgefertigt 
worden. Hernach sind die Aussteller die Kapitulare selbst. 
4 5 Cod. Dipl. III, 23. 
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3. Achtung aller Freiheiten und Privilegien des Kapitels (Art. 21) 
4. Pflicht des Bischofs, die Rechte und Besitzungen des Kapitels zu 
schützen und zu verteidigen (Art. 13) 
5. Keine Lehensvergebung ohne Rat und Zustimmung des Kapitels 
(Art. 5, 6) 
6. Bevorzugung der Kapitelsmitglieder bei der bischöflichen Benefizien-
verteilung (Art. 3) 
7. Freiheit des Kapitels bei Verteilung seiner Pfründen (Art. 10) und 
Verbot, sich gegen diese Bestimmung päpstliche Vollmachten zu er-
bitten (Art. 20) 
8. Die Kastellane und Pfleger müssen auch dem Kapitel die Treue ver-
sprechen. (Art. 11 und 12) 
9. Die Mitglieder des Rates müssen dem Kapitel entnommen werden 
(Art. 14) 
10. Keine Residenzpflicht der Kanoniker auf ihren Pfarreien (Art. 16) 
11. Beobachtung der Kapitelsstatuten (Art. 22) 
12. Keinerlei Bündnisse ohne Zustimmung des Kapitels (Art. 25) 
13. Keine Benachteiligung der Nichtwähler (Art. 4) 
b) Verhütung neuer Schulden und einer finanziellen Beschwerung des Ka-
pitels. 
1. Forderung einer bescheidenen fürstlichen Hofhaltung (Art. 15) 
2. Pflicht zur Schuldentilgung ohne Schaden des Kapitels (Art. 18) 
3. Einlösung der Verpfändungen ohne Schaden des Kapitels (Art. 23) 
4. Sicherheitsleistungen des Bischofs für Schulden beim Kapitel (Art. 19) 
5. Steuerbewilligungsrecht und Steuerfreiheit des Kapitels (Art. 9) 
6. Freiheit des Kapitels von jeder finanziellen Belastung (Art. 8) 
7. Kein Testament des Bischofs ohne Mitwissen des Kapitels (Art. 26) 
8. Aufbewahrung der Pontifikalien in der Sakristei (Art. 17) 
c) Verbindlichkeit und Sicherheit der Kapitulation. 
1. Allgemeine Verpflichtung auf die Artikel und Strafe im Falle der 
Mißachtung (Art. 1) 
2. Reverspflicht des Bischofs (Art. 28) 
3. Gültigkeit der Wahlkapitulation auch für einen Provisor (Art. 24) 
4. Verbot, sich vom hl. Stuhl Dispense von der Wahlkapitulation zu er-
bitten (Art. 27). 
Die Kapitulation von 1437 und auch die folgende sind in lateinischer 
Sprache verfaßt. Abgesehen von einem lateinischen Duplikat für die Kapi-
tulation Franz Wilhelms von Wartenberg sind alle übrigen in deutscher 
Sprache gehalten46. 
4 8 Auch in Bamberg sind die WK von 1459 an deutsch (Weigel, S. 42), ebenso in 
Speyer von 1399 an (Karl Kloe, Die Wahlkapitulation der Bischöfe zu Speyer. 
(1272—1802. Speyer 1928. S. 22 f.). In Würzburg wurde die WK von 1446 in zwei 
Exemplaren ausgefertigt, eines deutsch, eines lateinisch; die späteren WK sind alle 
deutsch (Albert, S. 38). Anders in Passau und Trier. Dort wurden die Kapitulationen 
immer lateinisch abgefaßt. In Passau sind erst die Ersatzkapitulationen von 1761 an 
deutsch. (Oswald, Das alte Passauer Domkapitel, S. 326 und Johannes Kremer, Stu-
dien zur Geschichte der Trierer Wahlkapitulationen, in: Westdeutsche Zeitschrift 
für Geschichte und Kunst. Ergänzungsheft XVI. Trier 1911, S. 15). 
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//. Die Wahlkapitulationen von 1437 bis 1579 
a) Übersicht über die einzelnen Kapitulationen 
Folgende Bischöfe wurden in den Jahren von 1437 bis 1579 auf eine 
Wahlkapitulation verpflichtet: 
Friedrich II. von Parsberg (1437—1449)47 
Friedrich III. von Plankenfels (1450—1457)48 
Administrator Rupert I. von Neumarkt (1457—1465) blieb ohne 
Kapitulation). 
Heinrich von Absberg (1465—1492)49 
Ruppert II., Pfalzgraf von Sponheim; Koadjutor seit 1487; Bischof von 
1492—150750. 
Johann III., Pfalzgraf bei Rhein; Administrator. (1507—1538)51. 
Pangraz Sinzenhofer (1538—1548)52. 
Georg von Pappenheim (1548—1563)53 
Vitus von Frauenberg (1563—1567)54 
David Kölderer (1567—1579)M. 
Im Unterschied zu den Passauer Wahlkapitulationen58 sind die Regens-
burger keine „Dauerkapitulationen", d.h. Konkordata, die nicht nur für 
den hic et nunc zur Wahl stehenden Bischof, sondern darüberhinaus für 
4 7 Abschrift der Kapitulation vom 23. Mai 1437 im Cod. Dipl. II, S. 304 ff. — Die 
frühen Kapitulationen sind nur in dem unter den Quellen angeführten Codex Di-
plomaticus erhalten, den Bischof Dalberg zu Beginn des 19. Jhdts. hat anfertigen 
lassen. Auf Grund des Vergleiches verschiedener Abschriften aus späterer Zeit mit 
den Originalen konnte die Zuverlässigkeit dieses Abschriftenwerkes festgestellt 
werden. 
4 8 Eine Abschrift der Kapitulation (vom 22.1.1450) im Cod. Dipl. III, 25. Der 
Revers wurde am 30.1.1450 ausgestellt. (Cod. Dipl. III, 26). 
4 9 Kapitulation vom 3. November 1465; eine Abschrift davon in Cod. Dipl. II, 314 ff. 
Der am 24. November 1465 gegebene Revers stimmt inhaltlich mit der WK überein, 
nicht wörtlich. Die 28 Artikel und 10 Zusatzartikel sind in 27 Punkte zusammenge-
faßt. (Cod. Dipl. III, 29.) Nach der päpstlichen Konfirmation hat Heinrich am 8. Fe-
bruar 1466 einen neuen Revers ausgestellt; auch dieser hat seine eigene Form. (Cod. 
Dipl. III, 32.) 
5 0 Erhalten ist in Abschrift der Revers als Koadjutor vom 13. Februar 1488 (Cod. 
Dipl. III, 46 f.). Bei der Übernahme des Stiftes nach dem Tode Heinrichs gab er 
keinen neuen Revers. 
5 1 Erster Revers als erwählter Koadjutor vom 10. Juni 1507. Vor Erhalt der päpst-
lichen Bestätigung starb Bischof Rupert. Zweiter Revers als gewählter und konfir-
mierter Administrator am 13. Dez. 1507 (Cod. Dipl. III, 50). 
5 2 Diese Kapitulation trägt die Uberschrift „Erneuerungsurkunde". Sie wurde am 
25. Februar 1538 vom Kapitel verfaßt und ist sehr stark umgearbeitet. Abschrift 
im Cod. Dipl. II, 337 ff. Revers vom 25. IV. (Cod. Dipl. IH, 51. — Da die Wahl am 
23. IV. war, muß das dort angegebene Datum — 25. II. — so verbessert werden). 
Die Kapitulation umfaßt 31 Artikel. 
5 3 Kapitulation vom 8. August 1548 (Cod. Dipl. II, 340.) Revers vom 24. Dezember 
1548 (Cod. Dipl. III, 59). 
5 4 Die Kapitulation fehlt; eine Abschrift des Reverses im Cod. Dipl. III, 60 vom 
29. Dezember 1563. 
5 5 In Abschrift erhalten ist der Revers vom 4. März 1567 (Cod. Dipl. III, 68). 
5 8 Oswald S. 105 f., 135, 171. 
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jeden künftigen Inhaber des bischöflichen Amtes gedacht waren. Natürlich 
waren auch diese „ständigen Kapitulationen" nicht von bleibender Dauer 
und mußten den im Lauf der Zeit veränderten Verhältnissen angepaßt 
werden. Aber sie umspannen doch immer einen größeren Zeitraum und 
geben so der Geschichte des Kapitulationswesens eine angemessene Glie-
derung und Übersichtlichkeit. In Regensburg dagegen gibt es keine zwei 
Wahlgedinge, die sich völlig gleich sind. Ein gewisser, wenn auch nicht 
allzu großer fester Kern bleibt zwar die ganze Zeit über erhalten und er-
scheint, im Ausdruck gelegentlich abgewandelt, in allen Kapitulationen vom 
Anfang bis zum Ende. Dieser wird aber umspielt von immer neuen Zu-
sätzen und Abänderungen, deren Umfang je nach Umständen sehr ver-
schieden ist. 
Es sei schon hier bemerkt, daß man in den Kapitulationen — was man 
eigentlich erwartet — keinen Fein-Pegel für das Zeitgeschehen findet. 
Nur ganz allmählich wirken die großen Ereignisse auf das der Tra-
dition verpflichtete Kapitulationswesen ein. Immer wieder werden wir im 
folgenden dieser Tatsache begegnen. Aus diesem Grunde weiche ich auch 
von einer am allgemeinen Geschichtsverlauf abgelesenen Gliederung ab und 
bediene mich eines Ordnungsprinzips, das ausschließlich von formalen Ge-
sichtspunkten bestimmt ist. 
b) Die Abfassung der Kapitulationen 
Der oben geschilderte Hergang bei der Abfassung der Kapitulation von 
1437 ist paradigmatisch für alle folgenden Kapitulationsverhandlungen unse-
res Zeitraums. Immer waren die Kanoniker der Kathadralkirche die allei-
nigen Verfasser der Konkordate. Sie fanden sich jeweils kurz vor der Wahl 
zusammen, berieten und beschlossen eine Reihe von Artikeln und leisteten 
darauf einzeln den Eid. Seit der Erneuerungsurkunde von 1538 wurde die-
ser Eid durch ein einfaches Versprechen ersetzt, jedoch des gleichen In-
halts, daß jeder, falls er zum Bischof gewählt würde, die getroffenen 
Vereinbarungen beobachten werde. Dieses Versprechen gab der Dekan dem 
Senior, dieser und alle übrigen Herren gelobten es mit Hand und Mund 
dem Dekan. Zum äußeren Ausweis dafür hing jeder der Kapitulare sein 
Siegel, in eine hölzerne Kapsel geschlossen, an das Schriftstück. 
Neben den Domkanonikern gelang es in Regensburg also keinem anderen 
Stand, ein Mitspracherecht bei der Aufstellung der Wahlkapitulationen zu 
erlangen. Die bischöflichen Ministerialen, die noch bei der Wahl von 1340 
beteiligt waren57, hatten um die Mitte des 15. Jhdts. ihren Einfluß längst 
eingebüßt. Der Sekundarklerus, d.h. die übrigen Geistlichen des Domstifts, 
ist nie mit dem Anspruch auf eine Beteiligung hervorgetreten, und Land-
stände, die andernorts ein verständliches Interesse an diesem Rechtsakt 
hatten, hat es in dem kleinen Hochstift an der Donau nicht gegeben58. 
6 7 Janner III. S. 209. 
8 8 Auch in Passau, Eichstätt, Bamberg, Würzburg, Speyer und Trier waren die 
Stiftskanoniker die alleinigen Verfasser der Wahlkapitulationen. Dagegen haben in 
Osnabrück bis ins 17. Jhdt. die Landstände ein Mitspracherecht ausgeübt, vorüber-
gehend auch in Köln u. Münster. In Mainz und Worms ist in der ersten Zeit auch 
der Sekundarklerus an der Verfassung der Wahlkapitulationen beteiligt. (Oswald 
S. 99 f.: Bruggaier S. 23 f.) 
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c) Die Sicherungen 
Wenn in einer Sache bereits einmal Gott zum Zeugen der Treue ange-
rufen worden ist, dann möchte man meinen, daß es damit sein Bewenden 
habe. Von Erfahrung und Vorsicht geleitet, begnügten sich aber die Ver-
fasser der Kapitulation mit dem einen vor der Wahl von allen gegebenen 
eidlichen Versprechen nicht, sondern verlangten, daß der Gewählte unmit-
telbar nach der Wahl den Eid wiederhole und ihn schließlich nach Erhalt 
der päpstlichen Bestätigung noch ein drittes Mal schwöre 5 9. Von diesem 
übertriebenen Verlangen rückten die Kanoniker erst bei ihrer sog. „Er-
neuerungsurkunde" (1538) ab, die für die Zukunft nur noch einen Eid for-
derte, den der Electus vor Notar und Zeugen ablegen mußte. Damit ver-
bunden war die Unterzeichnung und Besiegelung eines Reverses, den jeder 
Bischof außerdem über die beschworenen Artikel ausstellen mußte 6 0 . 
Der Wortlaut des Eides war, soweit zu übersehen, nicht einheitlich. Bi-
schof Johann Georg von Herber stein hat ihn später (1662) in folgender For-
mulierung gesprochen: „Ego Johannes Georgius Episcopus Ratisbonensis 
Juramento solemni contestor et promitto, quod omnia et singula in his 
inter me et Capitulum Cathedralis Ecclesie Ratisbonensis erectis, et a me 
manu propria subscriptis et sigillo meo roboratis Concordatis et Recessibus 
contenta, quatenus ea me ut Episcopum concernunt, fideli germana fide 
inviolabiliter observare, et a meis observari curare velim et debeam, nec 
ullo casu ea transgredi vel violare praesumam; sie me Deus adjuvet et haec 
saneta Dei Evangelia manu mea corporaliter tacta"61. 
Zur Sicherung des gegebenen Versprechens mußte der Bischof Bürgen 
stellen, die mit ihm den ausgestellten Revers siegelten. Ihre Zahl war nicht 
festgelegt62; wichtig war nur, daß sie angesehenen Standes waren. Diese 
Bürgen übernahmen jedoch nicht eine materielle Verpflichtung etwa in 
Form einer Geldsumme, wie uns das aus dem Bürgschaftsbrief von 1428 
bekannt ist, sondern sie gaben lediglich Zeugnis für die Vertrauenswürdig-
keit des Reversierenden63. 
Ein Sonderfall begegnet uns in der Art, wie sich die Verfasser der ersten 
Kapitulation von 1437 zu sichern suchen. In Artikel 1 heißt es dort: Der 
Neuerwählte muß die vereinbarten Punkte befolgen; wenn er sich dagegen 
vergeht, verfällt er der Strafe des Meineids „et cadat a Titulo electionis". 
Die Ausdrucksweise, deren sich hier die Kanoniker bedienen, ist zwar ganz 
ungewöhnlich; sie soll aber doch sicher besagen, daß der Bischof im Falle 
der Mißachtung seines Schwures der Wahl verlustig gehe und das Hochstift 
verliere. Es ist klar, daß eine solche Bestimmung rechtlich unmöglich und 
5 9 In der WK von 1466 (Art. 27) wird ausdrücklich auf den dreimaligen Eid hin-
gewiesen. — In Eichstätt begegnen wir den gleichen Eidforderungen. (Bruggaier 
S. 31). — In Trier wurde nach der Wahl und nach der Konfirmation durch den 
Papst eine feierliche und öffentliche Verbriefung verlangt und zwar innerhalb eines 
Monats nach Aufforderung durch das Kapitel. (Kremer S. 12) 
6 0 Cf. Eschatoll des Reverses von 1538 und 1548. 
6 1 Cod. Dipl. III, 171. 
« 1437 sind es zwei, 1450 fünf, 1465 und 1488 vier. 
6 3 „ Insigel, die sie durch mein vleißig bete an den brief gehangen haben, 
den Sachen zu einer Sterckung, doch in, und irn Erben, on Schaden." (1466) Cod. 
Dipl., III, 31. 
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deshalb undurchführbar war. Sie muß deshalb gewertet werden als das 
Zeichen eines ersten Eifers, dem die kühle juristische Überlegung geopfert 
wurde. Schon in der nächsten Kapitulation fehlt diese Bestimmung. 
Geblieben durch die ganze Zeit der Wahlkapitulationen ist dagegen eine 
Verfügung, daß sich der Bischof weder beim Papst noch anderswo — ge-
dacht ist wohl an den Kaiser, — eine Dispense von den Artikeln erbitten 
darf. Sollte sie ihm aber „motu proprio" gegeben werden, dann ist es ihm 
nicht gestattet, davon irgendwelchen Gebrauch zu machen84. 
d) Der geschichtliche Verlauf 
Der Haupturheber der ersten Kapitulation war der damalige Dompropst 
Friedrich von Parsberg. Zum Bischof gewählt, wurde er aber zum größten 
Widersacher seines eigenen Werkes. Die Ursache für diesen Umschwung 
war, wie aus einem seinem Nachfolger vorgelegten Zusatzartikel zu ersehen 
ist, ein langes Krankenlager, das seine heftige Natur gebrochen, seinen 
Geist geschwächt und ihn dem unguten Einfluß gewinnsüchtiger Verwandter 
ergeben gemacht hatte85. Der Unwille des Kapitels erhob sich vor allem, 
als er Geld der Regensburger Kirche fremden Händen anvertraute und wert-
volle Kleinodien ohne Befragen des Kapitels an Laien veräußerte. Aber jeder 
Einspruch war vergebens. Der kranke Bischof zeigte sich nicht nur unnach-
giebig, er verstieg sich sogar dazu, die ganze Kapitulation kraft eigener 
Vollmacht für aufgehoben zu erklären. Dies geschah Ende 1446 oder anfangs 
1447. Gegen diesen Willkürakt rief das Kapitel die Hilfe des Papstes 
(Eugen IV.) an und übersandte ihm die Wahlkapitulation zur Begutachtung 
und Bekräftigung. Nikolaus V., Eugens Nachfolger, erklärte daraufhin durch 
Bulle vom 1. März 1448 die 28 Artikel als „rationabilia ac utilia" und be-
stätigte ihre Verbindlichkeit68. Zugleich sprach er grundsätzlich jedem 
Bischof die Vollmacht ab, die beschworenen Artikel zu annullieren. Wenn 
diese Bulle auch für die Zukunft eine gewisse Bedeutung hatte, so war doch 
ihre unmittelbare Wirkung in bezug auf den Streit zwischen Bischof und 
Kapitel gering. Der Bischof setzte sich auch über diese Erklärung hinweg 
und schreckte vor keinem Mittel zurück, seinen Willen durchzusetzen. Er 
enthob sogar den Dekan, den Senior und zwei Kanoniker ihrer Ämter und 
Benefizien, ließ unrechtmäßig einige Kleriker inhaftieren und erpreßte von 
seinen Untertanen ungerechte Abgaben67. Erst sein Tod machte dem Streit 
ein Ende. 
Die Bestätigung der Wahlforderungen durch den Papst hat natürlich die 
Position des Kapitels gefestigt und den Kapitulationen stärkeren Nachdruck 
gegeben. Es wurde deshalb künftig in jedem Wahlgeding auf diese päpst-
liche Bulle hingewiesen88, sei es im Einleitungstext69, sei es in einem eige-
8 4 WK 1437, 27. 
6 5 WK 1450, Zus. Art. 3. 
6 8 Nos itaque huiusmodi supplicationibus inclinati, statuta et ordinationes predicta, 
tamquam rationabilia, ac utilia, rata habentes, et grate, ea omnia aplica (apostolica) 
auctoritate, nec non ex certa licentia confirmamus, et approbamus, ac presentis 
scripti patrocinio communimus; decernentes statuta, et ordinationes predicta, per-
petuis futuris temporibus fore irrefragabiliter observanda . . . (Cod. Dipl. II, 315 f.) 
6 7 Janner III. S. 480 iL 
6 8 Dieser Hinweis erscheint zum ersten Mal in der WK von 1465 (Zusatzartikel 9). 
28 
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nen Artikel, und jeder Erwählte mußte versprechen, daß er sie achten und 
anerkennen wolle. Wenn die Artikel im Laufe der Zeit auch vermehrt 
wurden und 1668 bis zur Höchstzahl von 61 anstiegen, beriefen sich die 
Aussteller dennoch für alle Einzelpunkte auf die 1449 gegebene päpstliche 
Bestätigung und erklärten die neu dazugekommenen nur als Spezifizierung 
der ursprünglichen 28 Artikel70. Zunächst wurden zwar alle neuen Artikel 
getrennt von der Hauptkapitulation in eine eigene Urkunde aufgenommen71, 
doch schon 1488 wurde dieser Unterschied zwischen alten und neuen Punk-
ten verwischt. Die in späterer Zeit aufkommenden Nebenrezesse, von denen 
an entsprechender Stelle zu reden sein wird, sind von anderer Natur. 
Die Vorfälle am Ende der Regierungszeit Friedrichs von Parsberg haben 
das Kapitel veranlaßt, schon die nächste Kapitulation für Bischof Friedrich 
von Plankenfels um fünf Artikel zu vermehren. In diesen wird dem Er-
wählten die Pflicht auferlegt, den durch die Veräußerung der Schätze und 
hochstiftlichen Gelder entstandenen Schaden wieder gutzumachen, den ent-
fremdeten Gütern nachzugehen und sie ohne Ansehen der Person oder der 
Verwandtschaft an das Stift zurückzubringen72. Ein anderer Artikel nimmt 
die Verfügung einer Bulle des Baseler Konzils auf73, die den Verkauf und 
die Verpfändung von Wörth, Stauf und den beiden Hohenburg (in der 
Oberpfalz und am Inn) verbot74. Auch hierfür hatte der verstorbene Bischof 
Anlaß gegeben. Obwohl er selbst als Vertreter der Regensburger Kirche auf 
dem Konzil von Basel diese Bulle erwirkt hatte, versuchte er später, Hohen-
burg am Inn zu verpfänden, was das Kapitel nur mit größter Mühe ver-
hindern konnte75. Schließlich mußte der neue Bischof noch versprechen, 
im Falle von Meinungsverschiedenheiten zwischen ihm und dem Kapitel 
sich dem Spruch eines Schiedsrichters oder des Metropoliten in Salzburg zu 
beugen, um dadurch zu vermeiden, daß es zu ähnlichen Auseinander-
setzungen und unwürdigen Streitigkeiten wie ehedem komme76. 
Nach dem Ableben Friedrichs von Plankenfels hatte eine unkorrekte Wahl 
die Folge, daß der neue Fürst von der Bindung durch eine Wahlkapitulation 
frei blieb. Nur eine Minderheit des Kapitels hatte den Kanoniker Heinrich 
Zunächst trägt die Bulle nur den Namen Nikolaus' V. Von 1662 (Art. 4) an wird sie 
Bulle Eugens IV. und Nikolaus' V. genannt. 
6 9 WK 1488 und 1507. 
7 0 1614, 2 von Nikolaus V. ausgegangenen „inmaßen sie hernach und 
mehrenteil spezifiziert" und nach dem jetzigen Stand des Stiftes ausgerichtet wor-
den sind. 
7 1 So geschah es in den WK von 1450 und 1465. 
7 8 WK 1450, Zus. Art. 3 u. 4. 
7 3 Siehe Janner III, S. 440. 
7 4 Bischof Conrad hatte das Konzil von Basel um die Entscheidung des über den 
Rückkauf von Wörth entstandenen Streits angegangen. Auf dessen Vermittlung er-
klärte sich Herzog Wilhelm III. (1397—1435), der Bruder des Herzogs Ernst von 
Bayern und Schutzherr des Konzils, einverstanden, daß die Herrschaft dem Bischof 
gegen eine ermäßigte Summe von 10 830 fl zu lösen gegeben werde. Er stellte aber 
dazu die Bedingung, daß Wörth, Stauf und Hohenburg als unverkäuflich erklärt 
werden. (Janner III, S. 439 ff.) Von 1538 an wird auch die Herrschaft Pechlarn in 
Österreich in diesen Artikel aufgenommen. (Art. 24) 
7 5 Janner III, S. 383. 
7 6 WK 1450, Zus. Art. 1. 
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von Absberg gewählt. Die abwesenden Kanoniker fühlten sich dadurch über-
gangen. Sie legten gegen die Wahl Berufung ein und sandten zwei Kanoni-
ker nach Rom, welche die Bestätigung der Wahl verhindern sollten. Sie 
waren dabei sicher nicht von Abneigung gegen den Erwählten geleitet, son-
dern von Empörung über die Art und Weise des Wahlaktes. Ebenso reiste 
auch Heinrich von Absberg dorthin, um die Anerkennung seiner Wahl 
durchzusetzen. Ohne mit der einen noch mit der anderen Partei in Ver-
bindung zu stehen, wandten sich auch Pfalzgraf Otto I. von Neumarkt-
Moosbach und Herzog Ludwig von Landshut nach Rom, und zwar an den 
Kardinal Aeneas Silvio Piccolomini, der bei Papst Calixt III., unterstützt 
durch die Bitten Kaiser Friedrichs III., die Erfüllung ihres Wunsches und 
die Ernennung Ruperts von Neumarkt zum Regensburger Bischof erwirk-
te77. Die Ausschaltung der ordentlichen Wähler konnte der Papst zwar mit 
dem Hinweis auf die unkanonische Wahl begründen 7 8; daß sich das Kapitel 
in seiner Gesamtheit aber so widerstandslos dieser Entscheidung fügte, ist 
zu einem Großteil der nachgiebigen Haltung Heinrichs zu danken. Zugleich 
mit der Wahl büßte das Kapitel natürlich auch die Möglichkeit ein, eine 
Kapitulation aufzustellen, und so geschah es, daß Rupert von der Pfalz ohne 
Kapitulation blieb, der einzige, wie schon erwähnt, in den nahezu 400 Jahren 
der Regensburger Kapitulationsgeschichte. 
Als der Administrator mit 32 Jahren starb, wählten die Domherrn, dies-
mal vollständig versammelt, abermals Heinrich von Absberg zu ihrem 
Bischof. In seiner Kapitulation übernahm er die gleichen Verpflichtungen, 
die Friedrich von Plankenfels beschworen hatte, lediglich um 4 unbedeu-
tende Punkte vermehrt79. Die Rechtschaffenheit des Bischofs und seine 
Frömmigkeit geben uns berechtigten Anlaß zu der Annahme, daß Heinrich 
seinen Eid auf das Kapitulationswerk heilig gehalten und nicht verletzt hat, 
so daß eine päpstliche Dispens von einigen Kapitulationspunkten, die Six-
tus IV. motu proprio dem Bischof am 15. Mai 1473 gewährte 8 0, nicht auf 
seine eigene Veranlassung zurückgehen kann. Durch diese Breve wurden 
folgende 4 Artikel als unverbindlich erklärt: 
1) Der Bischof darf keinen Angehörigen des Kapitels strafen; zuständig 
ist allein das Kapitel81. 
2) Er darf sich in die Vermögensverwaltung der Kapitelsmitglieder nicht 
einmischen, auch nicht in ihren Nachlaß, gleichgültig, ob ein Testament 
vorliegt oder nicht82. 
3) Er darf von den kapitelschen Pfründen nur das Synodaticum und Cathe-
dra ticum fordern83. 
7 7 Ausführlich berichtet hierüber Janner III. S. 509 ff. — Hochwart sagt über 
Ruppert: „non per ostium, sed alio in ovile conscendit. III, 25 (in Oefele I). 
7 8 Ried Thomas, Codex historio-diplomaticus Episcopatus Ratisbonensis. 1027. 
7 9 Sie beinhalten: a) die Verpflichtung zu einem aus der Rückgabe von Wörth 
übernommenen Jahrtag für Herzog Wilhelm; b) die Begleichung einer Schuld beim 
Regensburger Rat und der Wahlkosten beim Kapitel; c) den Hinweis auf die Bulle 
Nikolaus7* V.; d) das Gebot, die Schätze und Kleinodien in der Sakristei oder an einem 
anderen dem Kapitel bekannten Ort aufzubewahren. 
8 0 Cod. Dipl. II, 176 ff. und Ried 1053. 
8 1 Art. 7. 
8 2 Art. 8. 
8 3 Art. 9. 
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4) Er muß zum Generalvikar einen Domherren bestellen und dem Kapitel 
behilflich sein, daß nur einer aus seinen Reihen die Propst- oder De-
kanatsstelle erhält 8 4. 
Schon die ganz ungleiche Materie dieser Artikel ist ein Zeichen dafür, daß 
der Dispense kein offener oder verhohlener Streit in bezug auf eine be-
stimmte Sache zugrunde lag, sondern daß sie ein freier Gnadenakt von 
oben war. Vielleicht war es Kardinal Francesco Piccolomini, der 1471 an-
läßlich des „Großen Christentags" in Regensburg weilte, der dem Bischof 
dieses Indult erwirkte85. Da die Kapitulation dem Bischof nicht nur verbot, 
um eine päpstliche Dispense nachzusuchen, sondern ebenso eine frei gege-
bene anzunehmen86, scheint es wahrscheinlich, daß Heinrich von der gege-
benen Befreiung auch tatsächlich keinen Gebrauch gemacht hat. Denn es 
wäre kaum vorstellbar, daß sich dann in den nächsten Kapitulationen, die 
der zum Koadjutor gewählte Rupert von Sponheim87 und nach ihm Pfalz-
graf Johann von der Pfalz annahmen, keine Spur von einem solchen Ein-
griff fände. 
Pfalzgraf Johann (1507—1538) hatte schon vor seiner offiziellen Benen-
nung als Koadjutor und der damit verbundenen Beschwörung seiner Kapi-
tulation dem Kapitel die schriftliche Zusicherung gegeben, daß er sich 
nicht vorzeitig in die Regierung des Hochstifts einmischen wolle, daß er 
alle Artikel, die sein Vetter, der Bischof, zu halten versprochen hatte, ge-
treulich beobachten und die Ämter eines Hofmeisters, Pflegers u. a. nicht an 
Ausländer vergeben werde88. Da Bischof Rupert aber starb, noch ehe Johann 
die päpstliche Bestätigung erhalten hatte, erneuerte er dieses Versprechen 
für den Fall, daß ihm das vakante Bischofsamt übertragen werde, und 
gelobte dem Kapitel ferner, ihm nicht mit „unserem ersten Gebete" (= pri-
mae preces) zur Last zu fallen89. Am 27. Oktober 1507 wurde ihm vom 
Papst Julius IL das Bistum zugesprochen. 
Die Regierungszeit Johanns II. erhält eine besondere Bedeutung durch 
die beginnende Reformation und die damit verbundenen Glaubens wirren. 
Wie im ganzen Reich, so zeigte sich auch in Bayern eine starke Hinneigung 
zur Lehre Luthers90. Im Raum des Regensburger Bistums waren es vor 
allem die Städte Regensburg und Straubing, in denen die neue Lehre weite 
Verbreitung fand, und die oberpfälzischen Gebiete, in denen Ludwig V., 
8 4 Art. 14; der zweite Teil dieses Punktes ist ein Zusatz. 
8 3 W. Fink, Geschichte der Diözese Regensburg im Abriß, 12. Jahresbericht zur 
Erforschung der Regensburger Diözesangeschichte S. 12 — Janner (III. S. 592) 
schreibt fälschlich von einem Jakob Piccolomini. 
8 6 WK 1437, 27. 
8 7 Es fehlen lediglich die auf den Kleinodienverschluß bezogene Bestimmung u. 
eine Verpflichtung zur Schuldentilgung. Neu ist, daß zur Überprüfung der Rechnungs-
führung Mitglieder des Kapitels herangezogen werden müssen. (Art. 12) 
8 8 Cod. Dipl. III, 46 f. — Das Verbot heimatfremde Personen anzustellen, findet 
sich auch in Münster und Osnabrück. (Schreiber G., Tridentinische Reformdekrete in 
deutschen Bistümern, Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, kanoni-
stische Abt. XXXVIII. Bd. 1952. 
8 9 Cod. Dipl. III, 50; nur im Schlußartikel weicht die Kapitulation etwas von der 
seines Vorgängers ab. 
9 0 M. Doeberl, Entwicklungsgeschichte Bayerns, 1. Bd. S. 392 ff. 
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obwohl persönlich der alten Kirche treu, die evangelische Predigt duldete91. 
Neben den Lutheranern traten in Regensburg auch schon 1525 die Wieder-
täufer auf, gegen die der Rat der Stadt sich erst auf die Aufforderung der 
bayerischen Herzöge Wilhelm und Ludwig hin zu einem strengeren Vor-
gehen entschloß 9 2. 
Obwohl der Regensburger Administrator Johann dem Niedergang des reli-
giösen Lebens, welcher der Ausbreitung der neuen Lehre Nahrung gab, 
wenigstens anfänglich nicht ganz gleichgültig gegenüberstand und schon ein 
Jahr nach seinem Regierungsantritt eine Diözesansynode zur Besserung des 
unwürdigen Lebens der Geistlichen einberufen hatte93, blieb seine Aktivität 
wie die des ganzen bayerischen Episkopates in den Reformationsjähren 
weit hinter der der bayerischen Herzöge zurück. Das zeigt das Verhalten 
gegenüber den Wiedertäufern in Regensburg ebenso wie das gegenüber der 
vordringenden evangelischen Predigt. 
Man mag zur Entschuldigung der Bischöfe vorbringen, daß sie ein wirk-
lich entscheidendes Wort nur in ihren Hochstiftern zu sprechen hatten, 
während in ihrem übrigen Diözesansprengel der Wille des Landesherrn 
dominierte; man mag auch die allgemeine Verwirrung, die in den ersten 
Jahrzehnten herrschte, in diesem Zusammenhang nennen. Aber all das darf 
nicht über den eigentlichen Grund dieser Passivität, die totale Verwelt-
lichung der geistlichen Fürsten, hinwegtäuschen. Nichts zeigt dies deutlicher 
als die Tatsache, daß Pfalzgraf Johann nicht einmal die bischöfliche Weihe 
empfing, obwohl er über dreißig Jahre das Bistum innehatte. Die Bischöfe 
waren in erster Linie Fürsten, dachten wie Fürsten und lebten wie ihre 
weltlichen Standesgenossen. Theologisch ungebildet, hatten sie an ihren 
geistlichen Aufgaben nur wenig oder überhaupt kein Interesse. 
In den Domkapiteln, den „Spitälern des Adels", war die Haltung kaum 
anders. Auch die Domherren waren am kirchlichen Leben viel weniger 
interessiert als an den reichen Pfründen, die ihnen ein angenehmes Leben 
sicherten. Soweit ihnen durch die Glaubensneuerungen die Einkünfte nicht 
geschmälert wurden, ließen sie sich deshalb davon nicht beunruhigen. Da 
die Güter des Regensburger Kapitels und die Kapitelspfarreien fast aus-
schließlich im Herzogtum Bayern lagen und ihnen deshalb ungestört erhal-
ten blieben, hatten sie keinen Grund, in ihrer Kapitulation von 1538 den 
neuen Bischof zu Schritten gegen die Glaubensneuerungen zu veranlassen94. 
9 1 Joh. Bapt. Götz, die religiöse Bewegung in der Oberpfalz von 1520—1560. Frei-
burg, 1914, S. 11. Offiziell wurde die neue Lehre erst durch Ottheinrich 1556 ein-
geführt. Ebda. S. 136. 
9 2 K. Schornbaum, Quellen zur Geschichte der Täufer V; Bayern, II. Abteilung, 
S. 3—117. 
9 3 Gemeiner, Chronik von Regensburg, 4. Bd. S. 135. 
9 4 Die in diesen Artikeln offenbare Unbekümmertheit begegnet uns auch in allen 
anderen Kapiteln. Erst in der nachtridentinischen Zeit dringen allmählich gegen-
reformatorische Bestimmungen in die Kapitulationen ein. Eine Ausnahme machen die 
Mainzer Wahlkapitulationen, die schon 1545, vor Beginn des Trienter Konzils, dem 
Erzbischof die Erhaltung der katholischen Religion im ganzen Erzstift und die 
Besserung des geistlichen und weltlichen Standes durch Synoden und Visitationen zur 
Pflicht machen. (Stimming, S. 57). In Speyer treten ebenfalls schon frühe, 1552, 
antireformatorische Bestimmungen in den Wahlkapitulationen auf. (Kloe S. 56) 
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Abgesehen von einer kleinen Bemerkung im Einleitungstext, in welcher 
gesagt wird, daß der Erwählte die Ehre Gottes und die alten Zeremonien 
stets im Auge haben und keine Neuerungen vornehmen solle, findet sich 
unter den folgenden 31 Artikeln nichts mehr, was auf eine Sorge um die 
Erhaltung des alten Glaubens hinweist. Einige neue Punkte fordern statt 
dessen, daß die Lehen fleißig beschrieben, das Geld aus dem Getreide-, 
Wein- und Malzvorrat tunlichst zur Schuldentilgung zusammengehalten05, 
die dem Kapitel von früheren Bischöfen gemachten Verschreibungen pünkt-
lich eingelöst 9 6 und mit neuen nicht gezeigt werde97. Ferner wird dem 
Küchenmeister, dem Koch und dem Kellner zur Pflicht gemacht, die übrig-
gebliebenen gekochten Speisen und das geschnittene Brot an die armen 
Schüler der Stiftsschule und andere arme Leute zu verteilen; den Schülern, 
die am Freitag vor dem bischöflichen Hof das „Tenebrae factae sunt" und 
das „Grates nunc omnes" singen, soll ein Heller gereicht werden98. 
Auch in den beiden folgenden Wahlkapitulationen von 1548 und 1563 
sind die Kanoniker nur auf die Bewahrung und Steigerung ihrer eigenen 
Rechtsansprüche bedacht99. 
So wenig sich Bischof und Kapitel um die Erhaltung der alten Religion 
kümmerten, so wenig war ihnen auch an der innerkirchlichen Reform gele-
gen, die auf dem Trienter Konzil in Angriff genommen wurde100. Bei der 
ersten Tagungsperiode (1545—1547) war weder aus Regensburg noch aus 
der ganzen Salzburger Kirchenprovinz ein Vertreter am Konzil beteiligt. In 
den anderen Teilen des Reiches war es übrigens nicht viel besser. Während 
der zweiten Sitzungsperiode (1551—1552) war die Regensburger Kirche 
wenigstens zeitweise durch den Humanisten und Geschichtsschreiber Dr. Lo-
renz Hochwart101 vertreten, und ebenso war während des dritten Tagungs-
abschnittes (1562/63) der Magister Dr. Johannes Gotthard vorübergehend 
am Konzilsort anwesend. 
Dem geringen Interesse am Konzil entspricht ganz der Eifer in der 
Durchführung der Konzilsbeschlüsse. Mögen auch politische Rücksichten, 
finanzielle Schwierigkeiten und mangelnde theologische Bildung hier im 
Spiele gewesen sein, so werden diese Gründe doch alle von der verwelt-
lichten Einstellung der Verantwortlichen überwogen. Der mangelnde gute 
Wille bei den Domkapiteln schlug noch dazu sehr bald in eine ausgespro-
chen ablehnende Haltung um, als sie merkten, daß die Reform ihren Privi-
legien und Freiheiten nur Nachteile bringe102. Schon während der ersten 
9 5 Art. 6. 
9 6 Art. 25. 
9 7 Art. 39. 
9 8 Art. 27. 
9 9 In der WK von 1563 (Art. 17) band das Kapitel die Aufnahme eines Rates, eines 
Hofmarschalls, Kanzlers oder Sekretärs an sein Präsentations- und Approbationsrecht. 
1 0 0 J. Oswald, Die tridentinische Reform in Altbayern; in: Weltkonzil von Trient, 
hrsggb. von Gg. Schreiber, 2. Bd. Freiburg 1951. 
* 0 1 Dr. Laurentius Hochwart war Domherr in Regensburg. Er ist der Verfasser des 
Catalogus Episcoporum Ratisbonensium (cf. Jürgen Sydow, Instruktionen für Lau-
rentius Hochwart als bischöflicher Gesandter zum Konzil von Trient; in: Verhandl. 
des Hist. Vereins f. Oberpfalz u. Regensburg, 97. Bd. 1956). 
1 0 2 K. Ried, Deutsche Domkapitel gegen die tridentinische Reform; in: Frisinga 
3. Jahrg. 1926. 
J 
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Sitzungsperiode wurde eine Bestimmung getroffen, die sich gegen die Ka-
pitel wandte: „Die Domkapitel sind, auch wenn sie gegenteilige Abmachun-
gen getroffen hätten, nicht gegen die Visitationen und Strafeinschreitungen 
der Bischöfe geschützt", (cap. 4 de ref.) Auf die Nachricht von diesem Be-
schluß hin versammelten sich die Vertreter der Domkapitel aus der Salz-
burger Kirchenprovinz103 in Freising (18. 4. 1547) und beschlossen, beim 
Konzil über die Tragweite des getroffenen Beschlusses anzufragen. Sie 
hätten, so erklärten sie, nichts dagegen einzuwenden, wenn der Bischof 
ein Strafrecht für den Fall habe, daß der Domdekan seine Pflicht zu stra-
fen versäume; sollte damit aber gesagt sein, daß dem Bischof ganz allge-
mein die ordentliche Strafgewalt zustehe, dann müsse eine Zurücknahme 
des Dekretes verlangt werden. Noch ehe aber die Beauftragten dieser Ver-
sammlung ihren Einwand vorbringen konnten, wurde das Konzil nach Bo-
logna verlegt und dann vorübergehend aufgelöst. Als 1551 die Sitzungen 
wieder begannen, rührten sich die Domkapitel des Salzburger Metropolitan-
verbands wegen der Verteidigung ihrer Freiheiten nicht mehr. Sie hatten ja 
in den Wahlkapitulationen noch ein anderes Mittel, sich ihre Rechte zu 
sichern. 
Zur Durchführung der Beschlüsse hatten die Konzilsväter in Trient ver-
langt, daß überall Provinzialsynoden abgehalten werden. Auf Betreiben des 
Dominikaners Felician Ninguarda konstituierte sich 1569 die verlangte 
Synode auch in Salzburg, deren Ergebnisse, in 64 Konstitutionen zusammen-
gefaßt, die Grundlage der kirchlichen Reform im altbayerischen Raum 
wurden. Noch im gleichen Jahr folgte eine Diözesansynode in Regensburg 
und 1571 eine zweite, bei der Bischof David Kölderer Reformmandate an 
die Landdekane erließ, die der Beseitigung der Mißstände unter dem Klerus 
dienen sollten. Als nach Beendigung einer weiteren Provinzialsynode in 
Salzburg (1573), bei der die vom Papst bestätigten Synodalstatuten in Kraft 
gesetzt wurden, der päpstliche Reformkommissar auf seiner Visitationsreise 
nach Regensburg kam, konnte er aber nur geringe Spuren einer kirchlichen 
Erneuerung finden. Sein hartes Urteil, daß der Regensburger Klerus der 
verkommenste im ganzen Reiche sei, ist bei dieser Gelegenheit gefallen104. 
Eine Wendung brachte erst die Zeit unter dem jungen Wittelsbacher Für-
sten Philipp. 
///. Das Kapitulationswerk unter Kardinal Philipp von Bayern (1579—1598) 
Während der Zeit des Bischofs David Kölderer (1567—1579) hatte sich 
das Verhältnis zwischen Bayern und dem Hochstift Regensburg sehr ver-
schlechtert. In ihrem gegenreformatorischen Eifer, an dem auch ein gutes 
Stück staatlicher Egoismus war, hatten die Herzöge und noch mehr deren 
Beamte ihre Grenzen nicht immer gewahrt und ihre Macht auf Kosten der 
geistlichen Jurisdiktion und Immunität ausgeweitet. Zur Abwehr dieser Ein-
griffe legten die bayerischen Bischöfe in einer Synode von 1576 ihre Be-
103 Regensburg war vertreten durch den Domdekan Wolfgang von Cloß u. den 
Domherrn Dr. Lorenz Hochwart. Ebda. 
1 0 4 Eine ausführliche, Schilderung der Regensburger Verhältnisse, wie sie F. Nin-
guarda antraf, in: K. Schellhaß, Der Dominikaner Felician Ninguarda und die Gegen-
reformation in Süddeutschland und Österreich. 1560—1583. Bd. I S. 141 f. 
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schwerden in 28 Artikeln nieder und übersandten sie nach Rom. Obwohl 
sich der Papst in seiner Weisung an den mit der Vermittlung beauftragten 
F. Ninguarda nur auf den Boden des kanonischen Rechtes stellte, konnte er 
nicht verhindern, daß sich die bayerische Regierung verletzt fühlte und dem 
Papste Undankbarkeit für die Dienste zur Erhaltung des katholischen 
Glaubens vorwarf. Um diese Verstimmung zu beseitigen und sich die Treue 
des wittelsbachischen Hauses zu erhalten, zeigte sich Gregor XIII. dafür 
bei der nächsten Bischofswahl in Regensburg entgegenkommend, bei welcher 
der dreijährige Philipp, ein Sohn Herzog Wilhelms V. von Bayern, zum 
Fürstbischof postuliert wurde. Diese Wahl war nicht nur auf Zutun des 
Herzogshauses geschehen105, sondern ebenso auf Wunsch des Kapitels, das 
von der Absicht geleitet war, die vorhandene Schuldenlast durch die bis zur 
Mündigkeit des Erwählten fortfallende Hofhaltung zu tilgen106 und außer-
dem die Freundschaft Bayerns wiederzugewinnen, die ihr einen Rückhalt 
gegen den in Regensburg herrschenden Protestantismus bot. Außer der 
Geistlichkeit und ihrer Dienerschaft gab es damals in der ganzen Reichs-
stadt nur noch wenige Katholiken. 
In der Wahlkapitulation107, welche die Kanoniker vor der Wahl beschlos-
sen hatten, wurde unter anderem der Schlußstrich unter einen langen Streit 
gezogen, dessen Anfänge mehr als fünfzig Jahre zurückreichten 1 0 8. Die Stadt 
Regensburg, deren Bedeutung als Handelsmetropole im ausgehenden Mittel-
alter mehr und mehr gesunken war, geriet in eine so große Verschuldung, 
daß ihr 1514 vom Reich die zeitweise Befreiung von allen Reichsumlagen 
gewährt wurde. Zur Steigerung der Einnahmen gestatteten ihr die Reichs-
kommissare, auch von den Geistlichen das Umgeld einzutreiben. Die Geist-
lichkeit beschwerte sich daraufhin beim Kaiser, war aber nicht willens, den 
von ihm gemachten Vermittlungsvorschlag anzunehmen. Sie berief sich auf 
die Verantwortung gegenüber dem hl. Stuhl und darauf, daß sie sich ohne 
Zustimmung des Papstes keines Rechtes begeben dürfe. Trotz aller Ein-
wände und Widersetzlichkeiten schritt der Rat der Stadt 1525 während 
der Abwesenheit des Administrators zur gewaltsamen Eintreibung der auf 
die Konsumgüter gelegten Steuern, so daß den Geistlichen der Stadt vorerst 
nichts anderes übrig blieb, als sich zu fügen. Drei Jahre lang zog sich der 
Streit hin, bis es am 24. VIII. 1528 zu einem Vergleich kam, in dem ver-
einbart wurde, daß die Verfügungen, welche 1525 von der Stadt gegen die 
Geistlichkeit erlassen worden waren, aufgehoben werden. Das Geld, das in 
dieser Zeit vom Rat der Stadt eingezogen worden ist, soll ihm verbleiben, 
und als Entschädigung für die weiteren Ausfälle sollen ihm jährlich vom 
los D i e Postulation geschah nicht gegen den Willen des Herzogs, wie Lipf das 
annimmt (Lipf S. 204). Cf. J. Oswald, Die tridentinische Reform in Altbaiern. S. 18, 
Anm. 72. 
106 Herzog Wilhelm begnügte sich mit einem jährlichen Einkommen von 3000 fl 
für seinen Sohn. (R. Reichenberger, Zur Administration der Regensburger Kirche 
unter Herzog Wilhelm V. von Bayern. In: Rom. Quartalsschrift für christliche Al -
tertumskunde 14. Jahrg. 1900. S. 356. 
107 Original der WK. vom 14. Juli 1579 im ADR, 24 Folienblätter. Auch im Cod. 
III, 69. — Revers vom 27. Juli 1579 abschriftlich im Cod. Dipl. III, 78. 
los C. Th. Gemeiner, IV, S. 247, 268 f., 307. J. Lipf. S. 170 f. 
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Bartholomäustag des Jahres 1529 an 200 Rhein. Gulden bezahlt werden109. 
Die Eintreibung dieser sog. Bürgersteuer bei den Geistlichen der Stadt 
übernahm zunächst das Kapitel. Da es aber seinen Dienern in keinem Jahr 
gelang, sie vollständig zusammenzubringen, bürdete es diese Aufgabe in der 
Kapitulation von 1563 dem Bischof auf mit der Begründung, daß ihm die 
Jurisdiktion „über die Geistlichen ohne Mittel" zustehe110. Da es dem Bi-
schof mit der Einziehung des Geldes nicht besser erging und zu den alten 
Schwierigkeiten wahrscheinlich noch neue von Seiten des Kapitels hinzu-
kamen, stritt Bisehof David Kölderer die ihm aufgebürdete Verpflichtung 
vor dem Metropolitan in Salzburg an. Der Streit löste sich dadurch, daß 
die Stadt 1571 eine einmalige Summe als Ablösung annahm111. Das alljähr-
liche Feilschen um die Steuergelder hatte damit ein Ende. Einen Ersatz 
seiner Auslagen, um den der Bischof oftmals gebeten hatte, erlangte er aber 
nie. Zunächst hielt ihn das Kapitel hin; dann benützte es die Gelegenheit 
der nächsten Wahlkapitulation 1579, sich vom neuen Bischof die Befreiung 
aller Zahlungen in diesem Zusammenhang versprechen zu lassen112. 
In der Kapitulation, die von den Herzögen Albrecht V. und Wilhelm V., 
Großvater und Vater des Erwählten, unterzeichnet und gesiegelt worden 
war, war bereits auf die bis zur Volljährigkeit des Prinzen notwendige 
Administration in spiritualibus et temporalibus Rücksicht genommen. Beide 
sollten dem Kapitel zustehen113. Der Papst übertrug aber die Verwaltung 
der geistlichen Angelegenheiten seinem Legaten Ninguarda, die weltliche 
dem vom Herzog nominierten Wilhelm Schliederer und nach ihm dem her-
zoglichen Rat Christoph Nusser. Dieses Zugeständnis an Bayern geht wohl 
auf Ninguarda zurück, dem an der vollen Aussöhnung mit dem Herzogshaus 
gelegen war und der die staatliche Mithilfe bei der Abstellung der Miß-
stände für notwendig ansah. Zu diesem Zweck gestand die Kurie dem 
Herzogshaus auch ganz allgemein die Aufsicht über die Verwaltung des 
Kirchenvermögens zu und ebenso die Strafgerichtsbarkeit für den Fall der 
Nachlässigkeit der Bischöfe. Auf Grund dieses Indultes wurde noch im 
gleichen Jahr ein Konkordat zwischen Bayern und den Bischöfen von Salz-
burg, Freising, Regensburg, Passau und Chiemsee abgeschlossen, welches die 
Rechtsbefugnisse der Partner im einzelnen regelte. Dieses Konkordat wurde 
die Grundlage des bayerischen Staatskirchenrechts für die folgenden Jahr-
hunderte. Der Herzog gab darin die unbedingte Unterstellung aller Ehe-
gerichtssachen und geistlichen Verbrechen unter das kirchliche Gericht zu; 
1 0 9 Eine Abschrift des Vertrages auf drei beiderseits beschriebenen Quartalblättern 
in der Bayer. Staatsbibliothek: Cod. lat. 26803 Fol. 243—245. 
1 1 0 „ . . . und nachdem vil Jar her von gemeiner Geistlichkeit alhier die Bürger-
steuer, inmaßen die von Alter kontribuiert und angelegt worden, durch unsers Ka-
pitels Diener kein Jahr hat vollkommen eingebracht mögen werden: haben wir die-
selbe Bedenkung, daß (dal) uns die Jurisdiktion über die Geistlichen ohne Mittel 
zusteht, dieselben von mehrer Handhabung wegen auf uns genommen, die wir auch 
künftiglich durch einen jeden unsern Vicarium erfordern, einbringen, auch gemeiner 
Stat antworten laßen sollen und wollen". Revers des Bischofs Veit von Frauenberg 
Art. 16. (Cod. Dipl. III, 60). 
" i K. Schellhaß, a. a. 0. S. 268. 
uz WK 1579 Art. 18. 
na WK 1579 Art. 1. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01811-0036-8
die Bischöfe ihrerseits anerkannten das landesherrliche Visitationsrecht ge-
genüber den Klöstern und der Pfarrgeistlichkeit in weltlichen Angelegen-
heiten. Die freiwillige Gerichtsbarkeit sollte gemeinsam ausgeübt werden114. 
Nach dem Weggang Ninguardas, dem 1583 der böhmische Baron Zbinko 
Berka folgte, lebte trotz dieses Konkordates der alte Konflikt mit Bayern 
wieder auf115. Er begann damit, daß sich die beiden Administratoren gegen-
seitig Eingriffe in das Recht des anderen erlaubten. Als dann Papst Six-
tus V. durch Breve vom 8. Mai 1585 die TemporalienVerwaltung dem Her-
zog selbst übertrug, teilte Berka dem Nuntius in Prag mit, daß er sein Amt 
zur Verfügung stelle; der Nuntius möge diese seine Absicht nach Rom 
weitergeben. Ebensowenig war auch das Kapitel über den päpstlichen Be-
scheid erfreut, weil es zusehen mußte, wie der Herzog nun auch im Hoch-
stift wie in seinem eigenen Lande herrschte. Es glaubte sogar um die 
Reichsunmittelbarkeit des Stiftes Sorge tragen zu müssen. Wenn der Dom-
herr Lorenz Hochwart aber schon von den vorausgehenden Bischöfen ver-
merkt, daß sie die Wahlkapitulationen kaum befolgt haben116, dann braucht 
es nicht zu verwundern, daß der Herzog, obwohl er für seinen Sohn die Wahl-
kapitulation unterzeichnet hatte, keine größere Gewissenhaftigkeit in Hin-
sicht auf die beschworenen Artikel zeigte. Das Kapitel spürte aber ganz 
richtig, daß in diesem Falle nicht nur Rechte mißachtet werden, sondern 
Rechte in ihrem Bestand gefährdet sind, die zu schätzen in dieser mehr 
oder weniger herrenlosen Zeit seine Aufgabe ist. Es wandte sich deshalb 
an den Papst und trug ihm folgende Beschwerdepunkte vor1 1 7: 
1) Der Herzog setzt Beamte ein, die nicht nur vom Kapitel unabhängig, 
sondern diesem gegenüber feindlich gesinnt sind. 
2) Zur Regierung wird niemand aus dem Kapitel beigezogen. 
3) Der Herzog hat die Reform des Klerus nicht bloß im allgemeinen son-
dern ganz speziell gegen einige Personen angekündigt. 
4) Der Herzog beansprucht kirchliche Jurisdiktion. 
Zur Behebung dieses Zwistes empfahl Sixtus V. seinem Nuntius Filippo 
Sega, der damals gerade am Kaiserhof weilte, den Rückweg nach Italien 
über Regensburg zu nehmen und dort den Streit zu schlichten. Es gelang 
ihm auch am 2. Juni 1587 eine Einigung zustandezubringen, die vorsah, daß 
dem Herzog die Verwaltung der Temporalien auch in Zukunft bleiben, 
das Domkapitel aber daran beteiligt werden soll. Konkret soll es so gehand-
habt werden: Der Herzog stellt einen Ökonomen auf, der auch dem Kapitel 
genehm ist und dem vier Kanoniker als Räte zur Seite stehen. In Gegen-
wart beider Parteien sollen sie jährlich Rechenschaft von ihrer Verwaltung 
geben. Mit diesem Vertrag, der vom Papst bestätigt wurde, war die Grund-
lage zu einem friedlichen Ausgleich geschaffen. Vollends wurde das Kapitel 
befriedigt, als Papst Clemens VHI. im Jahre 1593 dem reformeifrigen Dom-
propst Dr. Jakob Müller die geistliche und die weltliche Administration 
"* M. Doeberl I, S. 473 f. 
Iis Siehe zum folgenden: R. Reichenberger, Zur Administration der Regensburger 
Kirche unter Herzog Wilhelm v. Bayern. 1900. 
n6 L. Hochwart schreibt in bezug auf die Wahlkapitulationen: „Extant usque 
hodie, sed parum servantur". 
n7 R. Reichenberger a. a. O. S. 363 Anm. 4. 
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übertrug. Philipp selbst übernahm 1596 auf Grund einer Altersdispense 
das weltliche Regiment. Aber schon zwei Jahre später starb der reichbegabte 
und sorgfältig erzogene junge Kirchenfürst. 
IV. Die Wahlkapitulationen von 1598 bis zum Jahre 1668 
a) Übersicht über die einzelnen Kapitulationen 
Folgende Bischöfe unterzeichneten während dieses Zeitraumes eine Ka-
pitulation : 
Sigmund Friedrich von Fugger (1598—1600)118 
Wolfgang von Hausen (1600—1613)119 
Albert von Törring (1613—1649)120 
Franz Wilhelm von Wartenberg (1649—1661; von 1641 an Koadjutor121 
Johann Georg von Herberstein (1662—1663)122 
Adam Lorenz von Törring (1663—1666)123 
Guidobald von Thun (1666—1668)12*. 
b) Die Abfassung der Kapitulationen 
Wie früher, so blieben auch jetzt die Kapitulare des Domstifts die allei-
nigen Verfasser der Wahlkapitulationen. Mit der Anzeige des Wahltermins 
wurde den abwesenden Kanonikern auch der Beginn der KapitulationsVer-
handlungen mitgeteilt, der regelmäßig einige Tage vor der Wahl angesetzt 
wurde. Grundlage der Verhandlungen war immer die Kapitulation des Vor-
gängers, die Punkt für Punkt vorgelesen und dabei mit den entsprechenden 
Änderungswünschen versehen wurde. Zur Bekräftigung der beschlossenen 
Artikel hängten die Wähler nun nicht mehr die schweren in Holzkapseln 
gefaßten Wachssiegel an das Schriftstück an, sondern verwendeten statt 
dessen ihre Ringsiegel, die sie der Rangordnung nach am Ende der Kapitu-
lation neben ihrer Unterschrift aufdrückten 1 2 5. 
u* Original der WK im ADR vom 2. Juli 1598; Abschrift im Cod. Dipl. III, 86; 
eine Abschrift der WK liegt auch im Hauptstaatsarchiv München (Höchst. Rgbg. 
Nr. 184) Revers vom 24. Aug. 1598 im Original im ADR; Abschrift im Cod. Dipl. 
III, 97. 
Original der WK im ADR vom 19. Dez. 1600; Abschrift im Cod. Dipl. III, 98; 
Abschrift des Rev. vom 28. Febr. 1601 im Cod. Dipl. III, 106. 
120 Abschrift des Rev. vom 19. April 1614 im Cod. Dipl. III, 108. 
121 Original der Koadjutors-Kapitulation im Alten ADR Laft. 6 Nr. 14a. — Ori-
ginal-Rev. im ADR vom 19. Nov. 1641; Abschrift im Cod. Dipl. III, 119. 
122 Original der WK vom 28. Febr. 1662 im ADR.; Abschrift im Cod. Dipl. III, 155; 
Abschrift des Rev. im Cod. Dipl. III, 171. — Der Hauptkapitulation ist ein Libell 
mit 14 Artikeln angefügt; Original im ADR, Abschrift im Cod. Dipl. III, 165. 
123 Original der WK vom 6. 8. 1663 im ADR; Abschrift im Cod. Dipl. III, 180 
und Kreis-Arch. Regensburg Rat. ep. 59. Abschrift des Rev. im Cod. Dipl. III, 188. 
124 Original der WK vom 18. 10. 1666 im ADR; Abschrift im Cod. Dipl. III, 189 
und im Geh. St.Arch. München. (Kasten schwarz 2497; mit Marginalbemerkungen, 
die bei der Kapitulationsverhandlung von 1668 eingetragen wurden.) — Abschr. des 
Rev. im Cod. Dipl. III, 192 (vom 23.10.1666). 
i " Zum erstenmal wurden die Ringsiegel bei der WK von 1579 verwendet. Hier 
sind die 13 Siegel in drei Reihen nebeneinander aufgedruckt. Die Unterschrift kommt 
erst 1598 hinzu. 
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Neu im Kapitulationswesen dieser Zeit ist auch, daß der erwählte Bischof 
nicht mehr wie vordem die Artikel einfach hinnimmt, sondern daß er vor 
der Beeidung mit dem Kapitel über einzelne Punkte zu verhandeln beginnt. 
Zunächst sind es einzelne Korrekturen, die oft nur der Klarheit wegen 
erbeten werden; später werden es ansehnliche Nebenrezesse, die zwischen 
beiden Parteien zur Kapitulation hinzu vereinbart werden. Die Stellung des 
Bischofs bei diesen nachträglichen Verhandlungen ist natürlich nicht die 
eines den Wählern gleichberechtigten Partners; er wendet sich vielmehr 
als Bittsteller mit seinen Änderungsvorschlägen an das Kapitel. Dort wird 
darüber beraten, gutgeheißen oder abgelehnt. In der Regel zeigt sich das 
Kapitel den Wünschen der Bischöfe sehr willfährig und entgegenkommend, 
was zur Folge hat, daß die Kapitulationskontroversen, die im Laufe des 
17. Jhdts. andere Bistümer beunruhigen, in Regensburg keine große Rolle 
spielen. Natürlich fehlt es auch hier in dieser Zeit der katholischen Er-
neuerung nicht an Spannungen zwischen Bischof und Kapitel. Aber sie 
steigern sich nicht zu offenen Konflikten. 
c) Sicherungen 
Die Pflicht des Erwählten, alsbald eine schriftliche Verpflichtung auf die 
Kapitulation zu geben, blieb unverändert. 1579 wurde dieser Revers im 
Verein mit dem vor Notar und Zeugen abzulegenden Eid binnen 14 Tagen 
nach der Wahl gefordert. Gleichzeitig wurde die Zahl der Bürgen auf drei 
festgelegt mit dem ausdrücklichen Vermerk, daß es weltliche, vermögende 
Adelige sein müssen. Diese sind aber nicht mehr bloß Zeugen der Glaub-
würdigkeit des Bischofs, sogenannte Eidhelfer, sondern sie bürgen, gemein-
sam und einzeln, mit ihrem Eigentum für jeden Schaden, der dem Hochstift 
oder dem Kapitel aus einer Nichtbefolgung der Wahlkapitulationen entste-
hen werde128. Darüber müssen sie eine unterschriebene und gesiegelte Obli-
gation geben und das Versprechen, sich von der übernommenen Verpflich-
tung kein Indult zu erbitten127. Es ist leicht einzusehen, daß es für einen 
Bischof höchst unangenehm war, adelige Bürgen zu benennen, die eine 
solche Verpflichtung auf sich zu nehmen bereit waren. Deshalb suchte 
schon Bischof Sigmund von Fugger von dieser Forderung frei zu werden 
(1598). Er konnte dabei auf die Gepflogenheit in Salzburg hinweisen, wo 
man diese Härte vom Bischof nicht verlangte. Das Kapitel ging zwar auf 
dieses Ansuchen ein, verlangte dafür aber zur Sicherheit der Wahlkapitu-
lation die Verpfändung all seiner „Haab und Gütter" 1 2 8. 
Im Verlauf der folgenden Kapitulationen kamen zwar die Wähler immer 
wieder auf die auch andernorts geforderten Bürgen zurück; vor der Wahl 
1 2 8 „ . . . . Versicherung tun, also, und mit dem Geding: wann es sich begeben, 
daß ein Electus, oder zukünftiger Bischof, in ainem oder andern Artikel fällig wurde, 
und dieselbige nit, da Got vorsei, hielte; daß alsdann wir volle Macht, und Gewalt 
haben sollen, gemelte drei Bürgen samentlich, oder ainen allein aus denselben, nach 
unserm Gefallen in die Leistung einfordern, darin sie alle, oder ainer, so also er-
fordert, wie Leistungs adelign Gebrauch nach Recht ist, an das benennt Ort er-
scheinen." (WK 1579) — Die Stellung von sechs „ehrbarn, statthaften und adelign" 
Bürgen wird auch in Eichstätt verlangt (1536—1685). cf. Bruggaier S. 34 ff. 
12? Protokoll zur WK von 1579. 
128 Protokoll zum Kapitulationsrevers von 1598. 
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im Jahre 1600 wurde im Kapitel sogar vorgeschlagen, Stand und Geschlecht 
der Bürgen genau festzulegen. Die Kanoniker entbanden aber nachträglich 
auf Ansuchen jeden Bischof von der Bürgenstellung, so daß es dabei blieb, 
daß allein die „liegenden und fahrenden", gegenwärtigen und zukünftigen 
Güter des Bischofs mit der Pfandschaft für die Beobachtung der Statuten 
hypothekisiert waren. Auch ein rechtsgültiges Testament änderte daran 
nichts129. 
Da auf diese Weise eigentlich nur finanzielle Vergehen geahndet werden 
konnten, hatte der Bischof, so lange er lebte, immer die Möglichkeit, das 
Kapitel auf später zu vertrösten, so daß sich dieses bestenfalls an der 
Hinterlassenschaft des Fürsten schadlos halten konnte. Da die Nachlaß-
streitigkeiten mit den Verwandten aber mehr Verdruß als Erfolg brachten, 
kam der ganzen Maßnahme keine große Bedeutung zu. Eine wirkliche 
Sicherung für die Kapitulation war sie nicht. Das zeigte sich vor allem in 
der Zeit Kardinals von Wartenberg. Es wurde deshalb im Jahre 1662 
(Art. 42) eine weitere Bestimmung in die Kapitulationen eingeführt, die 
vorsah, daß zur Vermeidung von Differenzen die Konkordate jährlich durch-
gesehen werden sollen, und was hieran nicht vollzogen, sobald als möglich 
„zu Werk" gebracht werden soll130. 
Die gewissenhafte Beachtung und Ausführung der Kapitulation war also 
durch drei Bestimmungen gesichert: 
1. Eid und schriftliche Verpflichtung auf die Wahlkapitulation; 
2. Verpfändung des bischöflichen Besitzes; 
3. Jährliche gemeinsame Durchsicht der Artikel. 
Mit der einen Änderung, daß (seit 1698) der Eid wegfällt und vom neu-
gewählten Bischof nur der unterschriebene und gesiegelte Revers abgegeben 
wird, bleiben die genannten Sicherungen für die ganze Folgezeit bestehen. 
d) Verlauf der Kapitulationsverhandlungen 
Die Ersparnisse aus der bischöflichen Hofhaltung während der Minder-
jährigkeit Philipps von Bayern reichten entgegen den ursprünglichen Ver-
mutungen nicht hin, die Schulden des Stifts zu tilgen. Mißernten, drückende 
Reichs- und Kreissteuern, der Entzug von inkorporierten Pfarreien, Rene-
fizien und Klöstern, Durchzüge von Kriegsvolk und fremde Eingriffe131 
hatten vielmehr die Not gesteigert, so daß das Kapitel dem Nachfolger 
Philipps, Bischof Sigmund Friedrich von Fugger (1598—1600), gebot, er 
solle den hl. Stuhl davon in Kenntnis setzen und ihn um Mithilfe bei der 
Abstellung der Notlage bitten. Die zwei Jahre, die dem Bischof zu regieren 
1 2 9 „ . . . so solln wir dasselb Geschäft nach Gesetze geistlicher Rechte ordnen; 
doch dem obern Punkt, darin wir all unser Haab und Gütter verpfändt, auf Mit-
halten dieser Concordaten, unprejudicierlich." (WK 1614, 32) — Diese Forderung 
einer bischöflichen Bürgschaft begegnet andernorts schon sehr früh: In Bamberg 
1328, in Mainz 1337, in Würzburg 1440, in Eichstätt 1429 (Bruggaier S. 34). In Eich-
stätt war das Pfandobjekt genau bezeichnet: Schloß Kipfenberg mit allen Gülten, 
Renten u. Zinsen. 
1 3 0 In Regensburg war diese Durchsicht für den jährlich wiederkehrenden Wahl-
tag vorgesehen: In Eichstätt kannte man die gleiche Gewohnheit, ließ aber die 
Verlesung der Artikel von der Notwendigkeit abhängen. (Bruggaier S. 37). 
131 WK 1598 Art. 1. 
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vergönnt waren, reichten aber nicht hin, um eine sichtliche Besserung der 
wirtschaftlichen Lage des Hochstifts zu erwirken. Seine Regierungszeit ist 
jedoch dadurch bedeutsam, daß der unter Kardinal Philipp eingeströmte 
Reformgeist weitere Kreise gewann und auch im Domkapitel bestimmend 
wurde. Das beweist die Kapitulation für den Nachfolger. 
In dieser neuen Kapitulation, mit deren Beratung am 14. 12. 1600 im 
Kapitel begonnen wurde, blieben zwar die Bestimmungen der früheren Kon-
kordata im ganzen Umfang in Geltung, sie wurden jedoch um drei wesent-
liche Punkte vermehrt, die vom künftigen Bischof verlangten, daß er sich 
um die Reinerhaltung des Glaubens, um die Bestellung tüchtiger Priester132 
und um die Schaffung einer geeigneten geistlichen Gerichts- und Verwal-
tungsbehörde bemühe 1 3 3 . Am 19. Dezember morgens gaben die Domherrn 
einzeln zu den vereinbarten Artikeln ihre Zustimmung, gingen daraufhin ins 
Domamt und versammelten sich im Anschluß daran zur Wahl des neuen 
Bischofs134. Dem Wunsch des Herzogs Maximilian I. von Bayern entspre-
chend entschieden sie sich für den Ellwanger Stiftspropst Wolfgang von 
Hausen (1600—1613), einen vertrauten Freund des Herzogs. Sie brachten 
damit auch ihren Willen zum Ausdruck, die freundschaftlichen Beziehungen 
zum Hause Wittelsbach, die durch die Auseinandersetzungen mit Wilhelm V. 
und den Streit um die Verlassenschaft des Kardinals Philipp getrübt worden 
waren, wieder zu beleben. Auch dem neuen Bischof wurde die Pflege eines 
guten Verhältnisses zum bayerischen Herzogshause zur Auflage gemacht135. 
Sofort nach erfolgter Wahl wurden der Dompropst, der Kanoniker Johann 
Georg von Haynenberg und der Syndikus beauftragt, dem Erwählten die 
Wahl anzuzeigen, ihn zu beglückwünschen und seinen Konsens zu erbitten. 
Sie sollten ihm auch eine authentische Kopie der Wahlkapitulation vor-
legen und die einzelnen Punkte, wenn nötig, interpretieren. 
In Hinsicht auf die beabsichtigte Wahl hatte das Kapitel in die Kapi-
tulation die Bestimmung eingesetzt, daß der Neugewählte ohne Rücksicht 
auf andere Ämter und Würden am bischöflichen Hof in Regensburg resi-
dieren müsse 1 3 6 . Der Propst von Ellwangen, dessen weltliches Herrschafts-
gebiet um vieles größer war als das Regensburger Hochstift, hatte sich aber 
seinem Kapitel gegenüber durch eine Wahlkapitulation verpflichtet, keine 
andere Prälatur anzunehmen, bzw. seine Ellwanger Propstei zu resignieren, 
falls er eine andere annehmen wolle137. Da das Ellwanger Kapitel hart-
näckig auf dieser Verpflichtung bestand, wandte sich Wolfgang um Dis-
pense nach Rom. Gleichzeitig sandte er seinen Hofmeister Ottheinrich von 
Grafenögk und den Kanzler Dr. iur. utr. Johann Ratzer nach Regensburg 
mit dem Auftrag, vom dortigen Kapitel die Erlaubnis zu erwirken, die Ell-
wanger Propstei auch weiterhin behalten zu dürfen. Die Möglichkeit dieser 
Verbindung sah er in der Befreiung von der verlangten Residenzpflicht. 
Ehe die Domherrn eine diesbezügliche Erklärung abzugeben bereit waren, 
wollten sie von den Abgeordneten hören, ob ihr Herr „categorice" in die 
132 WK 1600 Art. 3. 
133 WK 1600 Art. 4. 
134 Prot. Domkap. 19, 946 ff. 
135 WK 1600 Art. 8. 
136 WK 1600 Art. 36. 
13? Prot. Domkap. 19, 603 ff. 
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Postulation einwilligen und die Kapitulation beschwören wolle. Antwort: 
Wenn er mit päpstlicher Zulassung beide Stifter „illaesa conscientia" ver-
einigen könne, so wolle er einwilligen; der Konkordata halber aber hätten 
sie keinen Auftrag von ihrem Herrn; das „werde in fortschreittung des 
werks künftig eröffnet werden". Das Kapitel erklärte sich zwar mit dem 
Verlangen Wolfgangs, das Ellwanger Stift behalten zu dürfen, einverstan-
den138, gab jedoch sein Befremden darüber kund, daß die Abgeordneten 
keinerlei Instruktion über die Konkordata hätten, da doch allerorten vor 
der Wahl oder einer Postulation Wahlkapitulationen aufgerichtet würden; 
die Regensburger Abgesandten hätten sie dem Propst auch vorgelesen. Die 
Ellwanger entschuldigten ihren Fürsten damit, daß sie erklärten, die Wahl-
kapitulationen würden für gewöhnlich doch allein von den Kapitularen 
beschlossen, ohne jemand zu Rate zu ziehen. Sie verstanden aber den Vor-
wurf als deutliches Zeichen dafür, daß das Kapitel bereit sei, sich über den 
Inhalt des Wahlgedings in Verhandlungen einzulassen. Sie „erinnerten" sich 
nun, daß sie auch darüber einen Auftrag ihres Herrn hätten, besonders was 
die Residenzpflicht betrifft. Nachdem ihnen daraufhin die Wahlkapitulation 
ausgehändigt worden war, übergaben sie vier Tage später dem Kapitel eine 
Denkschrift, in der sie sich über mehrere Punkte Aufklärung erbaten und 
andere „wegen besserer bestandschafft" klarer formuliert hatten. Von allen 
elf Punkten dieser Denkschrift machte allein die Neuregelung der Residenz-
pflicht Schwierigkeiten. Da sich die Kanoniker darüber nicht einigen konn-
ten, behielten sie diese Angelegenheit einer persönlichen Aussprache mit 
dem Fürsten vor. Wolfgang war mit den Vereinbarungen seiner Delegierten 
einverstanden und übersandte dem Kapitel den am 28. Februar 1601 unter-
zeichneten Revers in der Hoffnung, daß ihm die päpstliche Konfirmation 
nicht verweigert werde. Die vielen Fürbitter, die sich seiner annahmen, er-
wirkten schließlich, daß er neben dem Regensburger Bischofsstuhl auch den 
Titel eines Propstes von Ellwangen mit einer jährlichen Pension von 6500 
Gulden behalten durfte139. 
Die Erhebung Wolfgangs von Hausen zum Regensburger Bischof darf als 
die glückliche Begegnung eines reformaufgeschlossenen Kapitels mit einem 
reformfreudigen Bischof bezeichnet werden. Der Regierungsantritt Wolfgangs 
bedeutet für Regensburg und darüberhinaus für Bayern den eigentlichen Be-
ginn der Gegenreformation und zugleich das Wirksamwerden der Beschlüsse 
des Trienter Konzils. „In Hausen erscheint zum erstenmal das tridentinische 
und neuzeitliche Bischofsideal verkörpert" 1 4 0. Erfüllt von seiner priester-
lichen Sendung durchreiste der Bischof persönlich seine Diözese, führte die 
Visitationen durch, predigte, spendete das Sakrament der Firmung und er-
teilte die hl. Weihen141. Trotz seiner Anspruchslosigkeit ist es aber auch 
ihm nicht gelungen, den finanziellen Ruin des Hochstifts zu beheben. Die 
1 3 8 Bischof Wolfgang von Hausen war der erste, der neben dem Regensburger 
Hochstift noch ein anderes Fürstentum innehatte. Später wird das der Normalfall. 
1 3 9 Lipf S. 217. — Für Wolfgang setzten sich neben dem Domkapitel besonders 
Maximilian von Bayern und der Prager Erzbischof Kardinal Paranicimus ein. (Prot» 
Domkap. 19, 671.) 
u o J. Oswald, Die tridentinische Reform in Altbaiern. S. 28. 
1 4 1 W. Fink, 1200 Jahre Regensburger Bistumsgeschichte. S. 14. Ein Verzeichnis 
der geistlichen Funktionen des Bischofs liegt im Ordinariats-Archiv Regensburg. 
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Verschuldung war so groß, daß die Domherrn nach Wolfgangs Tod sofort 
alles unnötige Hofgesinde entließen 1 4 2 und sogar ernstlich erwogen, ob das 
Stift aus Gründen der Sparsamkeit nicht einige Zeit vakant bleiben solle. 
Darüber kam es im Kapitel zu einem heftigen Für und Wider. Es siegte 
aber dann doch die Einsicht, daß es dem Heil des Stiftes förderlicher sei, 
bald zu einer Neuwahl zu schreiten. 
Bei der folgenden Kapitulationsabsprache ging es vornehmlich um Be-
stimmungen über die bischöfliche Kaplanei, die der Sparsamkeit halber für 
einige Zeit unbesetzt bleiben sollte, und um das Kanonikat eines zum Bi-
schof gewählten Domherrn. Ferner kam es zur Diskussion über die Beset-
zung des Amtes des Suffragans. Weihbischof Stephan Neblmayr, der nach 
träglich vom Papst ein Kanonikat am Domstift erhalten hatte, protestierte 
nämlich gegen den Artikel, der es einem Domherrn verbot, Weihbischof zu 
werden; er könne, so erklärte er, auf eine solche Bestimmung nicht schwö-
ren. Der Großteil des Kapitels bestand aber auf dieser Verfügung und wies 
den Einspruch zurück. Durch einen Zusatz, seine eigene Stellung betreffend, 
wurde es aber dem Weihbischof möglich gemacht, mit gutem Gewissen die 
Zustimmung zu diesem Punkt zu geben143. 
Der gewählte Bischof, Albert IV. von Törring zu Stein und Pertenstein 
(1613—1649), vordem Seholastikus in Regensburg und Domherr zu Salzburg, 
erhielt schon vor Ablauf des Informativprozesses und der endgültigen Kon-
firmation durch ein päpstliches Breve im Februar 1614 die vorläufige Ad-
ministration in temporalibus et spiritualibus auf vier Monate. Mit dieser 
Verfügung vertrug sich aber nicht der erste Artikel der Wahlkapitulation, 
welcher dem künftigen Bischof jede Einmischung in die Regierung des 
Hochstifts vor der Konfirmation verbot. Das Kapitel erklärte sich zwar 
bereit, von dieser Forderung zurückzutreten; doch sollte der Erwählte vor 
Übernahme der Regierung in Anwesenheit zweier Adeliger die Wahlkapitu-
lation beschwören 1 4 4. Der Bischof verzichtete aber freiwillig auf die Tem-
poralienverwaltung zugunsten des Kapitels und begnügte sich mit dem 
geistlichen Regiment, das er im gleichen Geist und mit dem gleichen Eifer 
wie sein Vorgänger ausübte 1 4 5. Den Eid auf die beschlossenen Artikel lei-
stete er erst nach der endgültigen Bestätigung, unmittelbar vor der Weihe 
im Dom, publice ante Summum altare, kniend, in Gegenwart des Kapitels, 
aller geistlichen und weltlichen Fürsten, Abgesandten, Verwandten, hohen 
und niederen Stands Personen148. 
Als Bischof Albert die Regierung antrat, war das Hochstift mit 88 000 f 1 
verschuldet147. Wenige Jahre später begannen die Wirren des 30-jährigen 
Krieges, unter denen Hochstift und Bistum Regensburg besonders in den 
Jahren 1632—34 und 1645—48 schwer zu leiden hatten. Der Bischof selbst 
1 4 2 Prot. Domkap. 23, 127. Es sollten nur zwei Kutscher und sechs Kutschenpferde, 
ein Reitknecht und zwei Pferdeknechte bleiben; der neuernannte Hofmarschall wurde 
als Pfleger nach Wörth beordert, 
i« Prot. Domkap. 23, 149. 
Prot. Domkap. 24, 19. 
1 1 5 Prot. Domkap. 24, 20. (Nur die Schriftstücke sollten im Namen des Bischofs 
ausgefertigt werden.) 
"6 Cod. Dipl. III, 118. 
Lipf S. 226. 
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wurde von Herzog Bernhard von Weimar zusammen mit seinem Domdekan 
und zwei anderen Domherrn 14 Monate in Würzburg in strenger Haft 
gehalten148. In dieser schweren Zeit fand er eine kräftige Stütze an seinem 
Koadjutor Franz Wilhelm von Wartenberg, Bischof von Osnabrück, Minden 
und Verden und zugleich (seit 1617) Dompropst von Regensburg, den er 
selbst 1636 gelegentlich eines Reichstags in Regensburg zum Priester ge-
weiht hatte. 
Auf Vorschlag des Bischofs wurde Franz Wilhelm am 29. Oktober 1641 
vom Kapitel zum Coadjutor cum spe futurae successionis gewählt 1 4 9. Dabei 
wurde er nicht wie ehedem Rupert II. 1488 einfach auf die Kapitulation 
des derzeit regierenden Fürsten vereidigt, sondern es wurde ihm ein eigene5 
17 Punkte umfassendes Wahlgeding vorgelegt, mit dessen Abfassung ein 
Ausschuß von fünf Kanonikern beauftragt worden war. Dieser hatte vor der 
Ausarbeitung seines Vorschlags beim Bischof angefragt, welche Vollmachten 
der Coadjutor in spiritualibus et temporalibus haben solle. Der Bischof er-
klärte, daß er nicht willens sei, grundsätzlich auf einen Teil der Admini-
stration zu verzichten; auch sei die wirtschaftliche Not des Stifts augen-
blicklich so groß, daß es kaum einen Herrn erhalten könne 1 5 0 . Es wurde 
deshalb dem Koadjutor in der Kapitulation eine Beteiligung an den Re-
gierungsgeschäften nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Bischofs zuge-
standen und ein Anspruch auf einen Teil der Einkünfte von vornherein 
abgewiesen151. Er solle aber immer wieder in Regensburg anwesend und dem 
Bischof zu Diensten sein, vornehmlich in Geschäften beim hl. Stuhl, in der 
Kanzlei des Kaisers und bei anderen Fürsten 1 5 2. Wenn aber die Regierung 
einmal an ihn überginge, dann solle ihm die Sorge für das Seminar153, für 
die visitatio generalis dioecesis154 und eine zur Abstellung aller Mängel 
dringend notwendige Diözesan-Synode besonders am Herzen liegen. Für 
diesen Fall beschwor Bischof Franz Wilhelm neben der für die Zeit als 
Koadjutor vorgesehenen Kapitulation am gleichen 9. November 1641 auch 
die 43 Punkte umfassende Hauptkapitulation, in der sich das Kapitel mit 
Rücksicht darauf, daß der Bischof auch sein viel bedeutenderes Hochstift 
Osnabrück 1 5 5 zu verwalten hatte, einen größeren Einfluß als vordem auf die 
Administration der zeitlichen Güter wahrte. 
Als im Jahre darauf die päpstliche Konsistorialkongregation die Wahlan-
zeige des Bischofs Franz Wilhelm als Koadjutor von Regensburg behandelte, 
versagte sie der Wahl die Bestätigung nicht, schlug aber dem Papst vor, 
diese nur unter dem Vorbehalt zu geben, daß damit die Kapitulation nicht 
"» Lipf S. 233 ff. 
1 4 9 über Franz Wilhelm von Wartenberg siehe: Gg. Schwaiger, Kardinal Franz 
Wilhelm von Wartenberg als Bischof von Regensburg (1649—1661), in: Münchner 
theologische Studien I. Hist. Abt. 6. Band. München 1954. 
15° Schwaiger a. a. O. S. 46. — Seit dem Tode Otto Heinrich Pachmeiers (1634) 
hatte das Bistum aus dem gleichen Grund auch keinen Weihbischof. (Lipf S. 241). 
ist Art. 2. 
152 Art. 3. 
153 Art. 7. 
154 Art. 8. 
155 Die Bistümer Verden und Minden gingen im Westfälischen Frieden endgültig 
verloren. 
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anerkannt sei156. Auf Grund der Kapitulationsverbote früherer Päpste 
(Pius' V. und Gregors XIII.) sollten nämlich die Konkordata zur Gültigkeit 
der päpstlichen Approbation bedürfen, andernfalls keine Rechtsverbindlich-
keit besitzen157. Der Papst (Urban VIII.) versah aber seine Konfirmation 
nicht mit der geforderten Klausel, sondern erließ am 22. August 1642 ein 
eigenes Breve an Franz Wilhelm, in dem er dessen Kapitulation „ob licen-
tiae Apostolicae defectus ipso iure" für null und nichtig erklärte 1 5 8. 
Das Kapitel erfuhr über diese Kassation von Rom aus nichts, und auch 
der Bischof machte ihm davon keine Mitteilung. Er ließ dieses vielmehr bei 
seinem guten Glauben, setzte sich aber als Bischof (seit 1649), des Eides 
entbunden, über alle mißliebigen Artikel freimütig hinweg. So kam er wohl 
in Konflikt mit dem Kapitel; doch ließ er es nicht zu einer offenen Aus-
einandersetzung kommen, die sich zwangsläufig ergeben hätte, wenn er auf 
Grund der päpstlichen Dispense, die anzunehmen ihm die Kapitulation 
verbot, die Artikel kategorisch zurückgewiesen hätte. Den offenen Kampf 
hätte er nur wagen können, wenn er ständig in Regensburg residiert hätte. 
Diese Praktik braucht nicht zu überraschen, denn auch die Domkapitel 
befleißigten sich, um sich nicht mit der römischen Kurie zu überwerfen, 
der Geheimhaltung ihrer Kapitulationen. In Bamberg z. B. mußte der Bi-
schof schwören, sein Wahlgeding bis zum Tode geheim zu halten; in Mainz 
mußten sogar die Zeugen und Notare während der Verlesung der Kapitu-
lation den Raum verlassen und durften erst zur Eidablegung des Erwählten 
den Kapitelssaal wieder betreten159. Warum sollten sich nicht auch die 
Bischöfe dieser Methode gegenüber den Kapiteln bedienen? Es stand ja für 
sie nicht nur das mehr oder weniger gute Einvernehmen mit dem Kapitel 
auf dem Spiel. Sie mußten auch auf ihre Familie bzw. auf ihr Geschlecht 
Rücksicht nehmen, das durch ein solch unbemänteltes Vorgehen in Zukunft 
von jeder Wahl auf eine geistliche Dignität ausgeschlossen gewesen wäre 1 6 0 . 
Am allerwenigsten darf uns ein solches Verhalten bei Bischof von Warten-
berg verwundern, der auch seinen Eid auf die Osnabrücker Wahlkapitulation 
15 Jahre früher mit einem inneren Vorbehalt geleistet hatte161. 
1 5 6 Sacra Congregatio censuit, Electionem esse confirmandam, cum clausula tarnen: 
per praesentes non intendimus approbare Gapitulationes. (Moser J. J., Teutsches 
Staatsrecht, Leipzig u. Ebersdorf, 1743. S. 440.) 
1 5 7 Diese päpstlichen Erlasse sind zusammengestellt bei Moser, S. 458 ff. 
1 5 8 Die Kassationsbulle ist abgedruckt in: Lünig, Spicilegium Ecclesiasticum des 
Teutschen Reichsarchiv, XXI, 1222. — Ähnlich erging es in der gleichen Zeit dem 
Kölner Koadjutor Maximilian Heinrich von Bayern (Moser, S. 437 ff.) und dem Ful-
daer Abtkoadjutor (Moser, S. 448). In Breslau wurde 1664 sogar die Wahl wegen der 
errichteten Wahlkapitulation kassiert. (Sartori I, 2 S. 183.) — Das von der Kon-
gregation geforderte allgemeine Kapitulationsverbot wurde vom Papst nicht aus-
gesprochen. (Moser, S. 462). 
15» M. Stimming. Die Wahlkapitulationen der Erzbischöfe und Kurfürsten von 
Mainz S. 56. 
i6° Siehe: Moser S. 471. 
1 6 1 Bischof Franz Wilhelm erklärte sich 1626 gegen seine Osnabrücker Kapitu-
lation: cum audiverim, iuramentum episcopis huius ecclesiae nostrae praelegi soli-
tum: in eo vero multa continentur abolita, impossibilia, contra sanctiones canonicas, 
meam autoritatem episcopalem et principalem, iura ecclesiae nostrae, illud non in-
tendo iurare aliter, quam uti me hodie coram notario declaravi, et ad ratificationem 
pontificis et imperatoris. Sartori I, 2 S. 182 f. 
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Der eifrige Reformbischof lebte also mit seinem Kapitel in einer Art 
Scheinvertrag. Den Schein wollte er nicht zerstören; er wollte sich aber 
auch nicht die Hände binden lassen. Dadurch geriet er in eine fortwährende 
Spannung mit dem Kapitel, die durch ernstliche Differenzen wegen der Er-
richtung des Seminars, wegen des vom Kapitel geltend gemachten Spolien-
rechts, der Besetzung vakanter Kapitularstellen, der Nichtbefolgung der 
vorgesehenen Residenzpflicht und wegen finanzieller Fragen entstand161*. 
Das offene Zerwürfnis wurde zwar, wie schon bemerkt, durch die häufige, 
langdauernde Abwesenheit des „Westphälischen" verhindert. Wie sehr aber 
das Kapitel dem Oberhirten abgeneigt war, beweist der sofortige Umschwung 
nach Wartenbergs Tod und die Wahl des Nachfolgers. 
Am 1. Dezember 1661 war Kardinal von Wartenberg gestorben. Die neuen 
Konkordatsverhandlungen, mit denen Mitte Februar begonnen wurde, be-
kamen durch die Erfahrung der letzten zwölf Jahre ein besonderes Ge-
wicht. Die Domherrn wollten auf alle Fälle verhindern, daß sich eine ähn-
liche Mißachtung der Kapitulation wie unter Franz Wilhelm wiederhole 
und brachten deshalb zu fast jedem Paragraphen Ergänzungs- und Abän-
derungsvorschläge ein. Da aber durch eine solch grundlegende Neufassung 
der Artikel die Konformität mit den alten, von Papst Nikolaus V. 1448 
bestätigten verdeckt worden wäre, machte der Domdekan den Vorschlag, 
die „Substantialpunkte" für sich bestehen zu lassen und die „pro moderno 
Episcopatus statu" erforderlichen Artikel in einen Nebenrezeß aufzuneh-
men; das habe den Vorteil, daß sie, wenn wider Erhoffen etwa erstere an-
gefochten würden, nicht sogleich auch die anderen veröffentlichen müßten 1 6 2 . 
Auch das Regensburger Kapitel hielt also damals seine Konkordata geheim. 
Die Domherrn erklärten sich mit diesem Vorschlag einverstanden und 
stimmten in der nächsten Sitzung am 23. Februar 1662 dem vom Dekan 
vorgelegten Kapitulationsentwurf zu. 
Nach langen Wahl Verhandlungen wurde am 28. 2. 1662 Johann Graf von 
Herberstein, ein Zweiundsiebzig jähriger, zum neuen Fürstbischof gewählt. 
Er war Kanoniker in Passau und Regensburg, war aber weder bei der Ka-
pitulationsabsprache noch bei der Wahl selbst in Regensburg anwesend163. 
Deshalb wurden der Domdekan Johann Dauseh und der Vetter des Erwähl-
ten, Freiherr von Wildenstein, nach Passau abgesandt, um ihm die Wahl 
mitzuteilen und die Wahlkapitulation zusammen mit dem Nebenrezeß, einem 
Libell von 14 Artikeln, zu unterbreiten. Dies geschah am Freitag, den 
10. März. Der Bischof bat sich Bedenkzeit aus und begehrte drei Tage 
später in bezug auf die Konkordata einige Erläuterungen. Seine erste Frage 
war, warum er nicht frei über seine Patrimonialgüter testieren dürfe; das 
verstehe er nicht. Wenn er hierzu Freiheit hätte, würde er gleich zu Beginn 
seiner Regierung dem Stift aus seinem Eigentum „ein Namhaftes" inve-
stieren. Der Dekan erklärte ihm, daß dieser Artikel eine gewisse Sicherung 
für das Stift sei, um es vor materiellem Schaden zu bewahren. Da aber bei 
ihm nichts zu befürchten sei, könne davon wohl abgesehen werden. 
i6i* Schwaiger S. 120. 
162 Prot. Domkap. 45, 128 ff. 
163 Er hatte sein Fernbleiben von der Wahl mit seinem Alter und anderen Unpäß" 
lichkeiten entschuldigt. (Prot. Domkap. 45, 130.) 
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Weiterhin nahm Herberstein an dem Artikel Anstoß, der von ihm die Ab-
setzung mißliebiger Beamter auf Antrag des Kapitels verlangte. Dieser Ar-
tikel, erklärte der Domdekan, habe seinen Grund in dem Verhalten einiger 
Beamten der vorausgehenden Regierung164, die, wo sie nur konnten, dem 
Kapitel zuwider gehandelt hätten. Dieser Punkt sei aber ebenfalls nicht 
mehr wichtig, weil die Störenfriede unterdessen beurlaubt worden seien. 
Nachdem diese Fragen und andere, die das Spolienrecht, die Übernahme 
von Schulden u.a. betrafen165, geregelt waren, erklärte sich der Bischof 
bereit, den Eid auf die Kapitulation am darauffolgenden Tag abzulegen. 
Doch das lehnten die Delegierten ab; sie wollten sich für ihre Entscheidun-
gen erst die Zustimmung des gesamten Kapitels sichern. Dieses hieß zwar 
die getroffenen Regelungen gut, schob aber die Antwort nach Passau im 
Hinblick auf den noch laufenden Informativprozeß auf die lange Bank, 
bis am 29. Januar 1663 der Erwählte um eine neue Delegation bat, um zu 
einem endgültigen Vergleich zu kommen, da mit dem baldigen Eintreffen 
der päpstlichen Konfirmationenbulle zu rechnen sei. Daraufhin reiste wie-
derum eine fünfköpfige Abordnung166 nach Passau und legte dem Bischof 
einen neuen Nebenrezeß vor, der in allem dem Wunsch des Bischofs ent-
sprach und den dieser mit bedeutenden finanziellen Gegenversicherungen 
quittierte167. 
Während die Kanoniker unter Franz Wilhelm, wie es auch andernorts ge-
schah, sich als unnachgiebige Rivalen des Bischofs aufspielten und ihre An-
maßungen gegenüber den Fürsten immer höher trieben168, begegnet uns jetzt in 
Regensburg ein dem fürstlichen Willen ganz ergebenes Domkapitel. Mit seiner 
ausdrücklichen Zustimmung darf der Bischof frei über seine Patrimonialia169, 
über die Lehensgelder170 und die Infulsteuer171 verfügen; er ist ungebunden 
in der Bestellung eines Weihbischofs172; selbst in bezug auf die Schulden-
tilgung ist alles seinem eigenen Gutdünken überlassen 1 7 3. Es ist offensicht-
lich, daß hier das Geld seine gute Wirkung getan hat. Jahrhunderte hin-
durch war der Regensburger Bischof ein „armer Mann". Als er aber nun 
durch päpstliches Zugeständnis in den Genuß der sehr ergiebigen oberpfäl-
zischen Klostergefälle kam1 7 4, nützte er diese nicht allein zu seinen und des 
1 6 4 Als solche werden genannt: der bischöfl. Rentmeister Veit Hölzl, der Pfleger 
von Pechlarn Weinmeister u. der Amtsverwalter in Wörth Jeremias Hoffmann. 
165 Prot. Domkap. 45, 174. 
166 Der Dekan Johann Dausch, die Domherren Joh. Paul v. Leoprechtingen, Wolfg. 
Sigism. v. Leibifing, Graf von Trausen und Herr v. Weinhardt. 
167 Er versprach unter anderem, seinen Teil (73) für den Unterhalt der vier Vikare 
u . Kapläne rechtzeitig beizutragen und ein Drittel der Pia-Terz-Gefälle vertrags-
gemäß zu überreichen. 
168 In Mainz erreichten die kapitelschen Ansprüche ihren Höhepunkt im Jahre 1647, 
-m Trier 1652, in Bamberg 1683, in Würzburg 1684, in Eichstätt 1685. (Bruggaier 
S. 49) 
169 Nebenrezeß 1662 Art. 2. 
170 Nebenrezeß 1662 Art. 3. 
171 Nebenrezeß 1662 Art. 13. 
172 Nebenrezeß 1662 Art. 14. 
173 Nebenrezeß 1662 Art. 8. 
174 Die in den vormals protestantischen Gebieten der Oberpfalz gelegenen Klöster 
(Reichenbach, Ensdorf, Weißenohe, Michelfeld, Waldsassen, Waldersbach, Speinshart, 
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Hochstifts Gunsten aus, sondern ließ auch bereitwillig das Kapitel daran 
Anteil haben. Und dieses Entgegenkommen blieb, wie die Kapitulationen 
zeigen, nicht unerwidert. 
Mit den 58000 fl, die Kaiser Ferdinand II. ehedem Bischof Albert zur 
Entschuldung des Hochstifts versprochen hatte, war es natürlich nach der 
Zuteilung der oberpfälzischen Klostergefälle vorbei, obwohl das Kapitel, das 
sich ein Drittel davon ausbedungen hatte, mehrmals die Einlösung dieses 
Versprechens gefordert hatte175. Der Kaiser zeigte sich wenigstens dadurch 
entgegenkommend, daß er zuließ, daß die 3000 fl Türkenhilfe (1662) von 
der versprochenen Summe „abgeschrieben" wurden176. Hier hakten die 
Kanoniker sofort ein und verlangten von den Bischöfen, daß sie auch die 
künftigen Reichshilfen von der versprochenen Schuldsumme, falls sie nicht 
beglichen würde, abschreiben lassen und nicht mit barem Geld bezahlen; 
auf diese Weise würden die Untertanen des Stifts etwas geschont177. 
Da nach dem baldigen Ableben des Bischofs Johann Georg von Herber-
stein der Nachfolger eine ähnliche Haltung gegenüber dem Kapitel einnahm, 
sind die folgenden Kapitulationsverhandlungen fast ein Spiegelbild der 
vorausgegangenen. 
Am 30. Juli 1663 einigte man sich im Domkapitel zunächst darüber, kei-
nen Nebenrezeß neben der Hauptkapitulation aufzustellen, sondern alle 
Punkte in einem Instrument aufzuführen 1 7 8. Es wurden dem Bischof aber 
nicht von vorne herein die gleichen Zugeständnisse und Freiheiten einge-
räumt, wie sie sein Vorgänger hatte; er mußte sich diese erst vom Kapitel 
erbitten und erkaufen. Auch der neue Bischof Adam Lorenz von Törring 
(1663—1666)179 begann damit, daß er sich vom Kapitel „Erläuterungen und 
Erörterungen" über einzelne Kapitulationspunkte erbat. Daraufhin erschien 
in der Propstei eine Deputation180, die dem Bischof auf seine Einwände Rede 
Schönthal) waren nach der Rekatholisierung nicht sofort zu neuem Leben erwacht. 
Ihre noch übriggebliebenen Einkünfte hatte sich Kaiser Ferdinand II. mit Bewilligung 
des Papstes auf 12 Jahre zur Nutzung vorbehalten. Mit dem Ubergang der Oberpfalz 
an Bayern fielen auch die Klostereinkünfte bis 1662 an die bayr. Kurfürsten. Ein 
Drittel davon, die Pia-Terz, hatten die Bischöfe von Regensburg, Eichstätt und 
Bamberg zu beanspruchen. Kurfürst Ferdinand Maria suchte nach Ablauf der Frist 
beim Papst um Verlängerungsrechte nach. Papst Alexander VII. sprach aber die Ein-
künfte dem Bischof von Regensburg zu. Darauf bemühte sich Ferdinand Maria, gan^ 
im Sinne des Papstes, die Klöster wieder mit Mönchen zu besetzen u. ihnen da* 
vorhandene Klostergut zurückzugeben. 1669 bestätigte Clemens IX. die Wiederer-
richtung. Der Regensburger Bischof erhielt als Abfindung 80 000 Gulden. (Dom* 
Lindner, Die Inkorporation im Bistum Regensburg seit dem Konzil von Trient, Zeit* 
schrift der Savignystiftg. f. Rechtsgesch. Kan. Abt. Bd. 37, 1951 S. 190 f.) 
Nebenrezeß 1662 Art. 7. 
* 7 6 Für die Güter und Ländereien in den österreichischen Erblanden waren die 
Bistümer Salzburg, Regensburg, Passau, Freising und Bamberg auf Grund eines Ver-
trags von 1542 von jeder Türkensteuer frei. (Lünig, Spicilegium ecclesiasticum dtS 
Teutschen Reichsarchivs II S. 120 f.) 
i " WK 1666 Art. 40 und WK 1764 Art. 43. 
178 Prot. Domkap. 46, 73 ff. 
179 Adam Lorenz war Propst in Regensburg und Salzburg und Kanonikus in Eich* 
statt (Lipf S. 264). 
180 Delegierte waren: Dekan Joh, Dausch, die Domherren Wolfgang Sigism. v» 
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und Antwort stand und sich mit ihm auch schnell in den meisten Punkten 
einigte; nur der Artikel über die Lehen machte größere Schwierigkeiten. 
Dieser verlangte vom Bischof, daß er die heimfallenden Lehen nicht neu 
vergeben dürfe, sondern beim Stift belassen müsse. Adam Lorenz meinte 
dagegen, daß er dem Kapitel mit der Überlassung des vierten Teils der 
Gefälle aus den oberpfälzschen Klöstern sehr viel getan habe181 und daß 
er deshalb hinsichtlich der Lehensvergebung Freiheit haben möchte. Der 
Dekan erklärte aber, daß dies ein wichtiger Kapitulationspunkt sei und daß 
sie in einer so wichtigen Sache extra Capitulum peremptoriale182 nicht ent-
scheiden könnten; der Bischof solle es doch bei der Forderung belassen. 
Dieser aber weigerte sich, unter solchen Bedingungen den Eid auf die Kon-
kordata zu geben. Nach langem Hin und Her einigte man sich schließlich 
auf halbem Weg: Fällt ein Lehen heim und besteht der Landesherr, in 
dessen Territorium das Lehen liegt, nicht auf einer anderweitigen Verge-
bung, dann soll es beim Stift bleiben und der Bischof allein über die Ge-
fälle verfügen. Verlangt aber der Landesherr eine Neubelehnung, dann muß 
der Bischof diese mit Zustimmung des Kapitels vornehmen183. 
Adam Lorenz hat also ebenfalls, von einer kleinen Einschränkung abge-
sehen, die Erfüllung seiner Wünsche erreicht. Die Verhandlungen waren 
zwar nicht mehr in dem gleichen freundlichen Ton geführt worden wie 
einige Monate vorher mit Herberstein; aber auch er hat bezahlt — und 
bekommen. 
Bei seinem Nachfolger Guidobald von Thun (1666—1668), der als Erz-
bischof von Salzburg184 auch den Regensburger Bischofsstuhl hinzugewann, 
wickelte sich das gleiche Spiel noch ein drittes Mal ab. Der prunksüchtige 
Barockfürst, der als erster den Titel eines Primas von Deutschland führte, 
war seit 1662 auch kaiserlicher Prinzipalkommissar beim Reichstag in Re-
gensburg und weilte in dieser Aufgabe oft lange in der Donaustadt. Dieser 
Tatsache und mancher Gefälligkeit, die er der Regensburger Kirche erwiesen 
hatte185, war es zu danken, daß er bei der Wahl nach dem Tode des Bi-
schofs Adam Lorenz von Törring seinen Rivalen, den Freisinger Bischof 
Albrecht Sigismund wie schon 1654 in Salzburg so nun auch in Regensburg 
ausstechen konnte. Albrecht Sigismund, aus dem Hause Wittelsbach, hatte 
sich zwar, als er von der Kandidatur des Salzburger Erzbischofs hörte, eines 
listigen Mittels bedient, indem er sich in zwei Briefen (vom 28.8. und 
31.8.1668), Unwissenheit vorspielend, an ihn wandte mit der Bitte, er 
möge seine Kandidatur in Regensburg nach Vermögen unterstützen. Aber 
Leibifing, Ernst Albert Graf von Wartenberg und Joh. Franz Ferdinand v. Herber-
stein. 
ist Cf. WK 1663, Art. 22. 
182 Peremptorial — oder Generalkapitel sind regelmäßig ein- oder zweimal im Jahr 
abzuhaltende Kapitelssitzungen, in denen wichtige Angelegenheiten verhandelt wer-
den. (Schneider S. 141.) 
183 Die Verhandlungen sind einer Kapitulationsabschrift von 1662 beigebunden. 
(Rgbg- Kreisbibliothek Rat ep. 59.) 
« 4 Franz Martin, Salzburgs Fürsten in der Barockzeit (1587—1812) Salzburg 1952. 
S. 106—118. 
185 Die „Abschreibung" der oben erwähnten Türkensteuer im Jahre 1662 war 
hauptsächlich sein Verdienst. (WK 1764 Art. 43.) 
4 M^mim 
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weder dies noch das Bemühen des bayerischen Geheimen Rates Franz 
v. Mayr brachte ihm bei der Wahl am 18.10.1666 Erfolg «ß. 
Der neue Bischof erklärte sich unmittelbar nach der Wahl grundsätzlich 
bereit, die Konkordatspunkte anzunehmen und meinte, was es gegebenenfalls 
daran zu berichtigen gebe, könne in einem Nebenrezeß aufgenommen wer-
den187. Als sich wenige Tage nach der Wahl eine Kapitelsdelegation in Salz-
burg einfand, wurde infolge des großmütigen Entgegenkommens des Erz-
bischofs auch eine sofortige Einigung erreicht. Dem einzigen Wunsch des 
Bischofs, frei über seine Patrimonialgüter testamentarisch verfügen zu dür-
fen, entsprachen die Kanoniker umso eher, als der Bischof in dem gleich-
zeitig abgefaßten Nebenrezeß für vier Jahre auf alle Einkünfte aus dem 
Hochstift verzichtete188, dem Klerus auf sechs Jahre die Freiheit von der 
Infulsteuer zusicherte189, dem Kapitel die Statthalterschaft während seiner 
Abwesenheit übertrug 1 9 0 und zudem versprach, beim hl. Stuhl die Verlän-
gerung des Genusses der oberpfälzischen Klostergefälle zu erbitten191. Diese 
Bitte wurde ihm wegen der in die Wege geleiteten Wiedererrichtung dieser 
Klöster zwar nicht gewährt; als einmalige Abfindung erhielt das Hochstift 
dafür die Summe von 80000 fl zugesprochen192. 
Diese reichen Einkünfte, die Regensburg aus den oberpfälzischen Klö-
stern zog, wurden nicht nur für die Entschuldung des Hochstifts von gro-
ßer Bedeutung. Sie trugen auch dazu bei, das Verhältnis zwischen Bischof 
und Kapitel, das sich unter Kardinal von Wartenberg bedrohlich zugespitzt 
hatte, zu glätten und damit einem ruhigen Fortgang des Kapitulationswesens 
die Wege zu bahnen. Jede der drei letzten Kapitulationen war ein Beispiel 
für die wohltuende Wirkung dieser Klostergulden. 
V. Wahlkapitulationen von 1668 bis 1763 
a) Übersicht über die einzelnen Kapitulationen 
In dieser Zeit wurden folgende Kapitulationen abgeschlossen: 
mit Bischof Albert Sigismund (1668—1685)193 
mit dem Koadjutor Josef Clemens (1683)194 
mit dem Bistumsadministrator Wolf Sigismund von Leibifing (1686)198 
mit Erzbischof Josef Clemens anläßlich seiner Wiederwahl 1695196 
iss Regensburg. Bischofs-Wahl Guidobalds Erzbischofs zu Salzburg. 1666. Geh. 
Staats-Arch. München Kast. schwarz 2496. 
i»7 Prot. Domkap. 49, 173. 
188 Nebenrezeß Art. 1. 
189 Nebenrezeß Art. 5. 
190 Nebenrezeß Art. 3. 
191 Nebenrezeß Art. 2. 
192 cf. S. 69 Anm. 7. 
193 Original der WK im ADR (17. VII. 1668). Abschrift im Geh. Staatsarchiv Mün-
chen Kast. schwarz Nr. 2497 und im Cod. Dipl. III, 200. — Original-Revers (5. VIIL 
1668) im ADR; Abschr. im Cod. Dipl. III, 207. 
194 Original der WK (10. III. 1683) u. des Reverses (20. III. 1683) im ADR. 
1 9 5 Prot. Domkap. 62, 8 u. Abschr. im Cod. Dipl. III, 225 ff. 
1 9 6 Abschr. im Cod. Dipl. III, 227. 
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mit Bischof August Clemens (1716—1719) m 
mit Bischof Johann Theodor (1719—1763) us. 
b) Äußere Einflüsse auf das Kapitulationswesen 
Mit dem Bischof Albert Sigismund bestieg der fünfte Bischof aus dem 
Hause Wittelsbach den bischöflichen Stuhl in Regensburg. Vor ihm regierten 
schon Pfalzgraf Rupert (1492—1507), Pfalzgraf Johann (1507—1538), Her-
zog Philipp (1579—1598) und Franz Wilhelm von Wartenberg, ebenfalls 
ein Sproß des bayerischen Herzoghauses (1649—1661), die Regensburger 
Kirche. Nun geht für nahezu hundert Jahre (bis 1763) die Herrschaft ohne 
Unterbrechung an wittelsbachische Prinzen über. 
Keiner dieser Bischöfe aber residierte dauernd oder auch nur längere Zeit 
in Regensburg; denn jeder von ihnen hatte daneben noch ein zweites oder 
sogar mehrere Bistümer 1 9 9, und diesen gegenüber trat das kleine, unbe-
deutende Regensburg immer in den Hintergrund. Zudem war der Bischof 
in der freien Stadt Regensburg nur einer, wenn auch der vornehmste, der 
vier geistlichen Reichsstände. 
Die langwährende Abwesenheit des Bischofs von seinem Sprengel hat sich 
natürlich auch auf das Wahlkapitulationswesen und ganz allgemein auf 
das Verhältnis Bischof-Kapitel ausgewirkt. Es wurden zwar in der Regel 
für den abwesenden Bischof ein oder zwei Administratoren bestellt, welche 
die Regierungsgeschäfte ausführten; aber dem Kapitel verblieb dennoch eine 
Machtstellung, die ihm in diesem Umfang versagt gewesen wäre, wenn der 
Fürst die Regierung persönlich ausgeübt hätte. Wie groß der Einfluß des 
Kapitels auf den aus seinen Reihen bestellten Verweser war, bezeugt etwa 
die Wahlkapitulation für Wolf Sigismund von Leibifing, die dem Admini-
strator überhaupt keine größere Entscheidung ohne Zustimmung des Kapi-
tels gestattete200. Die Frage, ob es bloßes Machtstreben war, das sich hier 
kundtut, oder ob sich auch echte Sorge um den Wohlstand des Stiftes damit 
vermengte, sei dahingestellt. Fest steht auf jeden Fall: Hätten die Kanoni-
ker die gleichen Rechte gegenüber einem anwesenden regierenden Bischof 
zu behaupten gesucht, dann wäre es zu schweren Streitigkeiten gekommen 
ähnlich wie in anderen Stiftern, in denen das Streben der Kapitel nach 
Steigerung ihrer Macht seine Befriedigung nicht gefunden hat, sondern auf 
den Widerstand des Fürsten gestoßen ist. Während es dort in den letzten 
1 9 7 Abschr. im Cod. Dipl. III, 229. 
1 9 8 Abschr. in der Kreisbibl. Reg. (Rat ep. 80), im Cod. Dipl. III, 240 (5.1.1722), 
im Geh. St.Arch. München Kasten schwarz Nr. 2499, und im Ordinariatsarchiv Re-
gensburg A 59. 
1 9 9 Der erste Bischof, der neben Regensburg noch ein anderes Bistum innehatte, 
war Franz Wilhelm v. Wartenberg (1649—1661); außer ihm hatte unter den Bi-
schöfen der vorausgegangenen Zeit nur noch Guidobald von Thun (1666—1668) ein 
zweites Bistum. — Andere Kapitel lehnten eine Bistumshäufung ausdrücklich ab. In 
Brixen etwa geht in allen Wahlkapitulationen des 17. u. 18. Jhdts. ein Artikel mit, 
der den Bischof verpflichtet, im Falle einer Postulation auf ein anderes Bistum seine 
Brixener Würde zuerst dem Kapitel zu resignieren. (Wolfsgruber K., Die Wahl-
kapitulationen der Fürstbischöfe von Brixen. (1613—1791) in Zeitschr. d. Sav.-Stift, 
f. Rechtsgeschichte. Kan. Abt. XLII, 1956.) 
1 0 0 Art. 5. 
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Jahrzehnten des 17. Jhdts. zur letzten Kraftprobe zwischen Kapitel und 
Bischof gekommen ist, die sich zu einem Generalangriff auf das ganze 
Kapitulationswesen zugespitzt hat, ist diese Krisenzeit in Regensburg völlig 
spannungslos verlaufen. 
Es kommt noch ein anderer Umstand hinzu, der beigetragen hat, den 
Wahlkapitulationen die Schärfe zu nehmen: der aufkommende Brauch, daß 
der neugewählte Bischof seinen Wählern eine finanzielle Gratifikation zu-* 
teil werden läßt. Das war auch ein Grund, warum sich die Regensburger 
Domkapitulare gerne nach einem großen Herrn umsahen, der vermögend 
genug war, ihre Großmut zu belohnen. Für die Postulation des bayerischen 
Prinzen Josef Clemens erhielt z. B. jeder der Domherrn vom Bischof nach" 
träglich ein Präsent von 600 fl. In Augsburg gab der zum Koadjutor ge-
wählte Josef Franz Schenk von Staufenberg den Kapitularen für jede im 
Zusammenhang mit der Wahl stattgefundenen Sitzung je 50 fl, in diesem 
Fall für die 15 Sitzungen also 750 fl 2 0 1 . Aus der Tatsache, daß sich die 
Regensburger Domherren bei der Wahl des Prinzen Clemens August (1716) 
auch mit der Hälfte des vordem empfangenen Wahlgeschenks von 300 fl 
durchaus zufrieden gegeben haben, ist zu ersehen, daß die Wahlpräsente 
ihren Charakter als freie Liebesgaben bewahrt haben und ihr Empfang 
noch nicht zu einer gewohnheitsrechtlichen Forderung geworden ist. Sie 
heischten demnach von den Wählern bei der Aufstellung der Kapitulations-
forderungen maßvolle Rücksichtnahme, bzw. eine nachgiebige Haltung bei 
den gemeinsam geführten Kapitulationsberatungen, wie sie in Regensburg 
in dieser Zeit üblich werden. 
c) Das Zustandekommen des Kapitulationswerkes 
Charakteristisch für die Wahlkapitulationen der zweiten Hälfte des 17. und 
der ersten Hälfte des 18. Jhdts. ist nicht nur ein weitgehendes Entgegen-
kommen von Seiten des Bischofs sowohl wie auch von Seiten des Kapitels, 
sondern auch die Art und Weise des Zustandekommens der Wahlkapitu-
lationen. Die ursprüngliche Art war die, daß die Wähler ein Wahlgeding 
aufsetzten und die Annahme der Wahl mit der Annahme der Kapitulation 
koordinierten. Nach einiger Zeit, in Regensburg nachweisbar seit 1598, 
wurde es zur Gewohnheit, daß der Erwählte vor seiner Eidleistung mit 
Wünschen und Änderungsvorschlägen beim Kapitel vorstellig wurde und in 
den meisten Fällen auch wenigstens eine teilweise Revision der vor der 
Wahl aufgestellten Artikel erwirkte. Noch einen Schritt weiter ging diese 
Entwicklung seit der Wahl des Bischofs Albert Sigismund (1668—1685)* 
dessen Konkordata zum ersten Male von einer beiderseits beauftragten Konv 
mission ausgearbeitet wurden. Nicht mehr das Kapitel allein war nun der 
Verfasser, sondern Kapitel und Bischof, vertreten durch ihre Deputierten, 
wirkten zusammen. Ein Vorbild hatte diese Form, die nun in Regensburg 
üblich wird, in der Wahlabsprache, die Albert Sigismund im Jahre 1639 
vor seiner Koadjutorwahl mit dem Freisinger Kapitel getroffen hatte202. Sie 
2 0 1 Diese Tatsachen werden erwähnt in einem Brief des kurfürstlichen Rates Job» 
Georg Graf von Königsfeld an Kurfürst Max Emanuel vom 15.1.1716. (Geh. Staats-
archiv München Kasten schwarz Nr. 2498.) 
2 0 2 Am 10. IV. 1638 war diese Kapitulation von acht Kommissaren ausgearbeitet 
worden, von Deputierten des Kurfürsten Max I., des Herzogs Albrecht u. des Frei-
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begegnet uns gelegentlich auch in anderen Stiftern203, aber immer nur als 
Einzelfall. Nur für Freising läßt sich eine ähnliche Verhandlungsform auf 
längere Zeit hin mit großer Wahrscheinlichkeit vermuten. 
Die zeitliche Beziehung zum Wahlakt, der durch die vorausgehenden Ab-
machungen zu einer leeren Formsache geworden war, war zunächst so, daß 
die Kapitulationsverhandlungen vor der „Wahl" geführt wurden, die Be-
eidigung der getroffenen Vereinbarungen durch den Bischof der Wahl bzw. 
der Postulation aber nachfolgte. Dies änderte sich, als durch das päpstliche 
Kapitulationsverbot aus dem Jahre 1695 das ganze Kapitulationswesen be-
droht wurde. Um zu verhindern, daß gelegentlich der Wahlanzeige in Rom 
irgendetwas bekannt werde, verlegte man nun die Kapitulationsverhand-
lungen in die Zeit nach der Wahl. Das hätte zwar gegebenenfalls für das 
Kapitel sehr unliebe Folgen haben können; da aber der Fürst, weil er für 
gewöhnlich nicht in Regensburg residierte, auf die Mithilfe des Kapitels in 
der Bistumsverwaltung angewiesen war und zudem auf sein Haus Rücksicht 
nehmen mußte, das auch in Zukunft den Regensburger Bischofsstuhl beset-
zen wollte, kam es dabei nie zu nennenswerten Differenzen. 
d) Verlauf der Wahl- und Kapitulationsverhandlungen 
Bereits 1666 hatte sich Bischof Albert201 Sigismund von Freising um das 
Nachbarbistum Regensburg beworben und ein Breve eligibilitatis dorthin 
übersandt. Damals wurde ihm zwar der einflußreiche Salzburger Metropolit 
Guidobald von Thun vorgezogen; als der Kardinal aber bereits nach zwei 
Jahren starb, wandte sich Albrecht erneut mit der Bitte um Übertragung 
des Bistums an das Kapitel und an jeden einzelnen Domherrn205. Auch sein 
Vetter, Kurfürst Ferdinand Maria, richtete einen Brief gleichen Inhalts an 
die Regensburger Wähler. Diese waren dem Werben des Wittelsbachers 
nicht verschlossen, da sie sich mit seiner Berufung den weiteren Genuß der 
oberpfälzischen Klostergefälle und andere Vorteile208 erhofften. Sie gaben 
deshalb in ihrem Antwortschreiben dem Bischof ihre Bereitwilligkeit zu 
verstehen und baten ihn zugleich, Deputierte zu ernennen, die, mit Voll-
machten ausgestattet, zur Verhandlung über die Kapitulationspunkte nach 
Regensburg kommen sollten. Schon drei Wochen vor dem anberaumten 
Wahltermin trat hier die aus Vertretern des Regensburger Domkapitels, 
des Freisinger Bischofs und des bayerischen Kurfürsten gebildete Kommis-
singer Domkapitels. Die „Wahl" war erst am 16. IV. 1640. cf. Streber Frz. Ignaz, 
über eine goldene Medaille des Herzogs Albrecht VI. in Bayern, neben einem Anhang 
über vier bis jetzt unbekannte, Schaumünzen seines jüngsten Sohnes Albrecht Sigis-
mund, Bischof von Freysing und Regensburg, in: Historische Abhandlungen der 
königlich-bairischen Akademie der Wissenschaften I. Bd. 1807. (Die dritte Beilage 
gibt die Wahlkapitulation des Bischofs Albert Sigismund wieder.) 
2 0 3 Ein ähnlicher Modus findet sich etwa in Mainz, wo die Kanoniker vor der Wahl 
des Koadjutors Franz Ludwig von Pfalz-Neuburg 1710 die neuen Kapitulationsfor-
derungen mit diesem besprachen. (Stimming S. 79) 
2 0 1 Es finden sich die beiden Namensformen: „Albert" und „Albrecht*. 
205 Regensburg, Wahl Prinz Albrecht Sigismunds. 1668. Geh. St.Arch. Münch. Kast. 
schwarz Nr. 2497. 
2 0 6 Das Kapitel wünschte, daß ihm vom Kurfürsten die Reichenbacher Propstei 
Pfatter zu einem Vorzugspreis oder gratis übertragen werde. (KW 1668 Art. 23) 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01811-0053-2
sion zusammen, um auf der Grundlage der Wahlkapitulation von 1666 und 
ihres Nebenrezesses ein Wahlgeding zu beschließen 2 0 7. Mit seinen 61 Arti-
keln wurde das vereinbarte Vertragswerk die umfangreichste Kapitulation 
in Regensburg. Am 12. Juli wurde sie von den Unterhändlern unterschrieben 
und gesiegelt. Für das Domkapitel zeichnete der Propst Wolf Sigismund von 
Leibifing, der Dekan Dr. Dausch und die Herren von Clam und Herber-
stein, für den Freisinger Bischof sein Kanzler Dr. Kaspar Stieler und für 
den Kurfürsten der bayerische geheime Rat v. Mayr. Nach einmütig ver-
laufener Wahl am 30. VII. 1668 legte der neue Bischof am 5. VIII. in seiner 
Freisinger Hauskapelle vor Zeugen und Abgesandten des Regensburger Ka-
pitels den Eid auf die Kapitulation ab. 
Vor Beginn der Verhandlungen hatte der Kurfürst seinem Rat die Wei-
sung gegeben208, die Sache mit den oberpfälzischen Klöstern zu übergehen, 
damit es darüber nicht zu neuen Spannungen komme. Das Kapitel hatte 
aber gerade an der Sicherung dieser Gefälle und seines Anspruches auf 
ein Viertel dieser Gelder das größte Interesse und war nicht bereit, auf 
eine klare Regelung dieser Angelegenheit zu verzichten. Da aber die baye-
rischen Vertreter ebenso hartnäckig auf ihrem Standpunkt verharrten, ließ 
man diesen Artikel im Kapitulationsentwurf einfach frei 2 0 9 und behielt ihn 
einer Sonderregelung mit dem Bischof selbst vor. Dieser gab schließlich 
dem Drängen des Kapitels nach und nahm eine diesbezügliche Bestimmung 
im gleichen Umfang wie seine Vorgänger in den Kapitulationsrevers auf. 
Die Klostergefälle wurden zwar schon im folgenden Jahr vom Papst der 
Regensburger Kirche wieder entzogen, aber die Unnachgiebigkeit des Ka-
pitels hatte sich dennoch bezahlt gemacht; denn auf Grund dieses Artikels 
erhielt es ein Viertel der 80000 fl, die dem Fürsten als Ablösung für die 
Klostergefälle zugesprochen wurden. 
Mit dieser Forderung war es aber nicht genug. Der Bischof mußte auch 
auf einen Teil seiner Einkünfte aus dem Hochstift verzichten. Diese Ein-
sparungen sollten zur Schuldentilgung und zur Ausbesserung der herunter-
gekommenen Gebäude verwendet werden210. Daneben mußte er auch noch 
die Besoldung der Domvikare und Domkapläne zu zwei Dritteln (— 1066 f 1) 
übernehmen. Der Bischof ging auf diese Forderungen ein, da es ihm bei 
seiner Bewerbung nicht in erster Linie um finanzielle Vorteile zu tun war* 
sondern um die Verbindung der Regensburger Bischofswürde mit dem Hause 
Bayern. Als er aber dem Kapitel die 20000 fl aus der Ablösungssumme 
bezahlt hatte, bat er doch die Kanoniker, ihn von der in der Wahlkapitu* 
lation übernommenen Verpflichtung gegenüber den Domvikaren und Dom' 
kaplänen zu befreien (1673). Diesem Ersuchen kamen die Kapitulare auch 
entgegen; sie erklärten sich aber nur bereit, zur Deckung dieses Ausfalle* 
207 Prot. Domkap. 52, 38 ff. und F. I. Streber a. a. O. S. 305 ff. 
208 Streber a. a. O. 
209 Hier steht nur: „Zum Dreyundzwanzigsten. Und dieweilen auch des H. Chuf* 
fürst aus Bayern Liebden"; dann ist das Blatt leer. 
210 Der freiwillige Verzicht Guidobalds von Thun wird also jetzt zu einer Forderung 
des Kapitels. Näherhin wird verlangt, daß der Fürst für das Jahr 1668 auf alle Ein' 
künfte und für die folgenden vier Jahre auf die Hälfte der Erträgnisse verzichtet» 
(WK 1668 Art. 55) 
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auf ihre Spoliengelder zu verzichten211 und bürdeten den fehlenden Betrag 
in Höhe von 466 Gulden dem Seminar St. Wolf gang auf212. 
Die Wahl Albrechts hatte noch ein peinliches Nachspiel, das erwähnt wer-
den soll, weil es die Beziehungen zwischen dem bayerischen Kurhaus und 
der Stadt Regensburg beleuchtet. Als nämlich der Rat der Stadt Regensburg 
von den Absichten des Wittelsbachers erfuhr, wandte er sich an den Kaiser 
mit der Bitte, er möge doch diese Wahl verhindern, da sie für die Stadt 
von großem Nachteil sei. Der Kaiser ging zwar auf dieses Ansinnen nicht 
näher ein; aber der kurbayerische Resident Dr. Stoiber in Wien hatte von 
diesem Einspruch erfahren und seinem Herrn in München davon Mitteilung 
gemacht, der seine Entrüstung darüber auch sofort in einem Brief an die 
Stadt Regensburg zum Ausdruck brachte. Der Rat der Stadt entschuldigte 
sich daraufhin sogleich beim Kurfürsten und gab sein Bedauern darüber 
kund, daß er sich so etwas in den Sinn habe kommen lassen213. 
Im gleichen Jahr, in dem Bischof Albert Sigismund das Bistum Regens-
burg erhielt, trat in München zum letzten Mal die bayerische Landschaft 
zusammen. Der Absolutismus, den schon Kurfürst Maximilian I. begründet 
hatte, erreichte nun seine volle Verwirklichung. Er zielte auf eine Ver-
staatlichung und Zentralisierung des gesamten Lebens, auch des religiösen 
ab. Es ist leicht zu verstehen, daß die beiden größeren Enklaven im Kur-
fürstentum Bayern, die Hochstifter Regensburg und Freising, dem Kur-
fürsten und seinem Kanzler ein ständiger Dorn im Auge waren und daß 
sie es nur ungern sahen, daß Fremde die geistliche Herrschaft über den 
Großteil ihrer Untertanen ausübten. Deshalb strebten sie danach, auch auf 
diese Ämter Einfluß zu bekommen und sie nach Möglichkeit durch ver-
wandtschaftliche Beziehungen an das Kurhaus zu binden. Bezeichnend dafür 
ist, daß man beim Sturz des Kanzlers Johann Georg öxl (1677) mit dem 
Argument einsetzte, er habe bei den letzten Bischofswahlen in Regensburg 
gegen den Willen des Kurfürsten statt auf die Wahl des wittelsbachischen 
Bischofs von Freising auf eine Erhebung des Grafen von Törring hinge-
wirkt214. 
Es wäre aber völlig falsch zu glauben, Albert Sigismund habe sich als 
Bischof zum willenlosen Werkzeug seines Vetters machen lassen. Er lebte 
vielmehr lange Zeit mit dem Kurfürsten in einem sehr gespannten Ver-
hältnis, so daß sich dieser sogar mit dem schon von Wilhelm V. gehegten 
Gedanken trug, ein eigenes landsässiges Bistum in München zu errichten, 
ein Plan, an dessen Verwirklichung ihn nur der Tod hinderte215. Gleichwohl 
sorgte Bischof Albert dafür, daß seine beiden Hochstifter dem Hause Bayern 
erhalten blieben und erbat sich deshalb den 12-jährigen Herzog Josef Cle-
mens, einen Bruder des Kurfürsten Max Emanuel, vom Kapitel zum Koad-
jutor cum iure futurae successonis. In der Hoffnung, daß dadurch die zwi-
schen Bayern und der bischöflichen Kurie bzw. dem Kapitel schwebenden 
Streitigkeiten wegen einzelner Stiftsgüter, Jurisdiktionen und Nutzbarkeiten 
211 Cod. Dipl. III, 355. 
212 Lipf S. 271. 
213 Geh. St.Arch. Münch. Kast. schw. Nr. 2497. 
214 Doeberl II, S. 99 f. 
215 ebda. 
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bereinigt würden 2 1 8 , ging das Kapitel auf diesen Wunsch des Fürsten ein 
und bestellte auf Grund einer kanonischen „Wahl" den jungen Prinzen zum 
Koadjutor und damit zum Nachfolger Albert Sigismunds. Schon vorher war 
zusammen von einer Kapitelsdelegation und Abgeordneten des Kurfürsten 
eine Wahlkapitulation beschlossen worden, für deren Beobachtung der Kur-
fürst selbst sein Wort hergab und darüber auch einen Revers ausstellte 
(20. 3. 1683). Mit Erreichung des 14. Lebensjahres sollte Josef Clemens die 
Artikel selbst beeiden. 
In der Wahlkapitulation war vorgesehen, daß der Prinz, falls der Bischof 
stürbe, erst mit zwanzig Jahren die weltliche Regierung und mit dreißig 
die geistliche übernehmen dürfe 2 1 7 . Der Papst bestimmte in seiner Konfir-
mationsbulle darüber hinaus, daß vor dieser Zeit die Verwaltung der geist-
lichen und weltlichen Angelegenheiten getrennt von zwei Administratoren 
wahrgenommen werden sollte. Nach dem Tode Bischof Alberts am 4. 11. 
1685 ging das Kapitel aber aus Gründen der Sparsamkeit und auf den 
Wunsch des Kurfürsten hin, an den es sich zur Regelung der Administration 
gewandt hatte, über diese Verfügung hinweg und bestellte nur einen Ver-
weser. Für diesen hatte es vor der Wahl eine eigene Kapitulation auf-
gerichtet, die zwar wesentlich kürzer als die anderen war, durch die sich 
aber das Kapitel einen noch größeren Gewaltenanteil als gegenüber dem 
Bischof vorbehielt. Der erwählte Wolf Sigismund von Leibifing bekam aber 
die gewünschte administratio in utraque von Rom aus nicht bestätigt, son-
dern nur die Administration der Temporalia. Das geistliche Amt übertrug 
der Papst dem Grafen Albert Ernst von Wartenberg, der zur gleichen Zeit 
als neuerwählter Weihbischof um die Konfirmation in Rom nachgesucht 
hatte218. Daraufhin verzichtete der verstimmte Wolf von Leibifing auch auf 
das weltliche Regiment. In dem darüber mit dem Kapitel geschlossenen 
Vertrag wurden ihm zwar Titel und Deputat eines Administrators (3000 fl), 
so wie es in der Kapitulationsurkunde beschrieben war, zugesprochen; die 
Verwaltung des Hochstifts aber blieb weiterhin beim Kapitel, bis sie der 
Fürst auf Grund eines päpstlichen Altersprivilegs im Jahre 1689 selbst über-
nahm219. Ein halbes Jahr später gab dieser auch auf wiederholtes Drängen 
der Domherrn durch einen Bevlolmächtigten seinen Eid auf das Kapitu-
lationswerk ab220. 
Schon im Jahre 1681 wurde Josef Clemens auch zum Erzbischof und 
Kurfürsten von Köln gewählt 2 2 1 . Als er 1694 auch noch zum Bischof von 
Lüttich erkoren wurde, verband Papst Innozenz XII. seine Anerkennung 
mit der Erklärung, daß damit die Bistümer Regensburg und Freising vakant 
seien. Diesen Tausch nahm der Fürst zunächst natürlich gern hin; denn das 
weltliche Territorium des Maasbistums war viel größer und wertvoller und 
216 WK 1641 Art. 34 und WK 1683 Art. 39. 
217 WK 1683 Art. 3. 
218 Prot Domkap. 63, 81. 
219 Prot. Domkap. 64, 7. 
220 Prot. Domkap. 63, 292. 
221 Die Wahl Jo9ef Clemens' zum Kurfürsten von Köln, bzw. seine Ernennung durcb 
Innozenz XL (18.9.1688) und die damit verquickten europäischen Verwicklungen 
stellt ausführlich C. Pastor, dar. C. Pastor, Die Geschichte der Päpste XIV, 2 S. 935 
—945. 
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zudem war es dem Kölner Erzbistum viel näher gelegen. Josef Clemens 
unterließ es andererseits aber auch nicht, auf den Weiterbesitz, bzw. auf 
die Neuwahl in Regensburg und Freising hinzuarbeiten222. In diesem Be-
mühen half ihm selbstverständlich sein Bruder Max Emanuel, der von 
Brüssel aus seinen geheimen Rat v. Neuhaus mit dieser Angelegenheit be-
traute. Auch das Kapitel in Regensburg war einem solchen Begehren in 
keiner Weise abgeneigt, weil es endlich das an Bayern verpfändete Donau-
stauf rücklösen wollte223 und zudem in den von Kriegen beunruhigten Zeiten 
den Schutz seines starken Nachbarn zu haben wünschte. In einem Schreiben 
an den Papst brachten die Kanoniker alle ihre Gründe, die eine Wieder-
wahl für wünschenswert erscheinen ließen, vor und erbaten sich die Er-
laubnis hierfür. Obwohl eine Antwort auf dieses Ansuchen hin innerhalb der 
gesetzlichen Wahlfrist nicht eintraf, sprach sich das Kapitel ungeachtet der 
kaiserlichen Empfehlung, den Herzog von Sachsen-Zeitz oder den Bischof 
von Laibach zu wählen, für den Wittelsbacher Josef Clemens aus (17. 2. 
1695). Wieder waren am Tage zuvor von beiderseits bestellten Vertretern 
Kapitulationspunkte ausgearbeitet worden, die der Fürst aber erst nach der 
päpstlichen Bestätigung, die ohne Zweifel sehr unsicher war und lange auf 
sich warten ließ, beeiden wollte. 
Da brachte noch dasselbe Jahr eine Erschütterung des ganzen Kapitu-
lationsunwesens. Durch die vielerorts übertriebenen Forderungen der Dom-
kapitel ihrer ureigensten Rechte beraubt, suchten die Bischöfe Hilfe beim 
Hl. Stuhl. Als erstem gelang es Johann Gottfried IL von Guttenberg, Bischof 
von Würzburg, sich die Dispense von den beschworenen Artikeln zu er-
wirken224. Als dies der Eichstätter Bischof inne wurde, suchte auch er 
durch seinen Agenten in Rom die Lossprechung von seinem Eid zu erlangen. 
Innozenz XII. (1691—1700) nahm sich nun nicht nur dieses besonderen 
Falles an, sondern setzte eine Partikularkongregation ein, welche allgemein 
die den deutschen Prälaten vorgelegten Inskriptionen prüfen sollte. Auf den 
Rat dieser aus Kardinälen bestehenden Kommission hin erließ Papst Inno-
zenz am 22. September 1695 die Konstitution „Ecclesiae catholicae", die 
unter Androhung strenger Kirchenstrafen alle vor der Wahl eingegangenen 
Kapitulationsverträge verbot und für ungültig erklärte. Für Verträge nach 
der Wahl wurden Prüfung und Bestätigung durch den hl. Stuhl verlangt. 
Zur Exekution dieser Verfügung wandte sich der Papst an den Kaiser. 
Dieser ließ durch den Nuntius in Wien, Sebastian Anton Tanara, die Bulle 
den Bischöfen und Kapiteln zustellen225. 
Neben der mit einem Begleitschreiben versehenen Bulle von Wien traf 
in Regensburg eine gleiche Anzeige des Salzburger Metropoliten Johannes 
Ernst von Thun ein228. Da aber die Regensburger Kirche damals ernstlich 
bemüht war, Exemptionsansprüche gegenüber Salzburg durchzusetzen, fand 
diese keine Beachtung. Das in der Kapitelssitzung vom 29. Nov. 1695 ge-
2 2 2 Regensburg. Postulation Joseph Clemens Churfürst. 1694. 95—1700. Geh. St.-
Arch. Münch. Kast. schw. 2516. 
223 Seit 1641 (Art. 34) verpflichten sich die Bischöfe in ihren Wahlkapitulationen, 
die pfandweise an Bayern gegebene Herrschaft Donaustauf wieder zurückzuerwerben. 
224 Siehe zum Ganzen: Bruggaier S. 50ff. 
225 Altes ADR Laft. 1 Nr. 7. 
226 ebda. Cf. Oswald, Altes Passauer Domkapitel, S. 302 Anm. 1. 
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faßte Responsum auf die Salzburger Note lautet einfach: „Dissimulatur* 2 2 7 . 
Auch auf die von der Nuntiatur in Wien zugeschickte Bulle hin geschah 
zunächst nichts. Die zur Zeit in Regensburg anwesenden Domherrn erklär-
ten, die Sache sei so wichtig, daß sie nur im Peremptorialkapitel behandelt 
werden könne. Da aber der Bischofsstuhl damals gerade vakant war — 
die Wiederwahl des Herzogs Josef Clemens war noch nicht bestätigt —, 
drängte der Nuntius auf eine Antwort des Kapitels, damit er bei seinem 
nächsten Nuntiaturbericht nach Rom melden könne, daß das Wahlkapitu-
lationsverbot in seinem Distrikt beachtet werde. Daraufhin teilte ihm das 
Kapitel mit, daß der Papst „die abusus der Capitulationen verbotten, alhier 
aber dergleichen sich nit zaigen unnd man ehe Bullae Nicolai Quinti con-
form halten, ingestalten sich auch derentwegen nie keine differentien so 
villwisslich eraignet, als hoffe man Sr. Päbstl. Heylt. werden dem so alt 
hergebrachte Jus capitulandi zu hiesigen Hochstüfts aufnamb nit abrogieren 
wollen, derentwegen man Se. Eminenz gehorsambist ersuche, gleichfals bey 
dem Päbstl. Stuel die Sach solcher gestalten zu hinderbringen, und hiesiges 
Hochstift neben dem Thumcapitel recommandiert sein zu lassen, daß es bei 
dessen alten recht und gerechtsambkeiten fürdershin unbekrengt verbleiben, 
unnd dessen Wahlcapitulation noch ferners gebrauchen mechte" 2 2 8 . 
Wichtig war nun, ob Josef Clemens die Konfirmation erhalten und wie 
er sich dann zur vereinbarten Kapitulation stellen werde. Erst vier Jahre 
nach der Wahl, am 22. Mai 1699, stellte Innozenz XII. das gewünschte 
Bestätigungsschreiben aus. Seinen Eingang machten zwei Monate später der 
Generalwachtmeister Gaudenz Frh. v. Rechberg und Herr Mathäus v. Joch-
ner, Abgesandte des Kölner Erzbischofs, dem Kapitel bekannt. Gleichzeitig 
baten sie, mit einer Kommission des Kapitels nochmals über die Konkordata 
zu verhandeln229. Diesem eröffneten sie, daß ihr Fürst schon am 5. Nov. 
1696 ein Reskript verfaßt habe, in dem er sein Einverständnis zur Wahl-
kapitulation ausgesprochen habe; nur gegenüber einzelnen Artikeln trage et 
Bedenken. Die Kapitulare zeigten sich einer neuen Behandlung einzelner 
Punkte und eines Vergleichs nicht abgeneigt, gaben aber zugleich ihrer 
Hoffnung Ausdruck, daß der Bischof nicht die päpstliche Bulle gegen sie in* 
Spiel bringen werde. Auf die Versicherung, daß er das auf keinen Fall an* 
strebe, kam es ohne lange Differenzen zu den gewünschten unbedeutendext 
Korrekturen230. 
2 2 7 Prot. Domkap. 67, 71 f. — Auch das Passauer Kapitel, das ähnliche ExemptionS' 
bestrebungen zu behaupten suchte, nahm die Anzeige aus Salzburg nicht an. Es schickt^  
diese nach Salzburg zurück mit der Bemerkung, es sei gewohnt, die päpstliche!* 
Erlasse vom eigenen Bischof zu empfangen; dieser aber erhalte sie direkt von Ron* 
oder über die Nuntiatur. (Oswald S. 302 Anm. 1). — (Während der Streit um dtf 
Exemption für Regensburg zu keinem Erfolg führte, endete er für Passau damit, daß 
Passaus Abhängigkeit von Salzburg auf den Besuch der Provinzialsynoden einge" 
schränkt wurde. Praktisch war diese Beschränkung gegenstandslos. Diesen Erfolg 
erntete Passau nur, weil sich der Kaiser, dessen Erblande zum größten Teil zu Passat* 
gehörten, dafür einsetzte. Fr. Martin, Salzburgs Fürsten in der Barockzeit. S. 143 f.) 
2 2* Prot. Domkap. 67, 96. 
2 2 9 Kapitelsdelegierte wurden: Der Propst Ignaz Wilh. von Salm, die DomherreJ1 
Joh. Ludw. Ungelter von Th eissenhausen, Joh. Wolf gang von Neuhaus u. Dr. Fran* 
Petr. von Wämpl. 
2 3 0 Prot. Domkap. 71, 30 ff. 
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Damit war in einem ersten Fall das päpstliche Kapitulationsverbot um-
gangen und der Bestand der Konkordata gesichert. Ähnlich wirkungslos wie 
in Regensburg zeigte sich das Verbot auch in Eichstätt, wo das ungestüme 
Vorgehen des Kapitels den Bischof Johann Euchar zum Nachgeben zwang231. 
Andernorts aber, wo die bischöfliche Macht stärker war, etwa in Würzburg, 
Salzburg, Bamberg und Passau232, setzte die „Constitutio Innocentiana" 
dem Wahlkapitulationswesen ein Ende. Man mag dies als Glück oder Un-
glück ansehen; für Regensburg war der Fortbestand der Konkordata gerade-
zu eine Notwendigkeit, weil der Fürstbischof, der in Köln oder später in 
einem anderen weitentlegenen Hochstift weilte, die Regierungsgeschäfte 
nicht persönlich ausüben konnte und deshalb auf den Rat und die Mithilfe 
des Kapitels, dem Personen und Verhältnisse besser bekannt waren, ange-
wiesen war. Eine rechtsverbindliche Verteilung und Abgrenzung der Zu-
ständigkeiten zwischen Bischof, Administrator und Kapitel mußte irgendwie 
vorgenommen werden. Welche Form für eine solche Rechtsklärung gewählt 
wurde, war nebensächlich; die der Kapitulation war jedenfalls eine der 
möglichen und in der Art und Weise der Kapitulationsverhandlung, wie sie 
in Regensburg gehandhabt wurde, sicher nicht die schlechteste. 
Am 31. 12. 1714 erhielt Josef Clemens zu seinen drei Bistümern auch noch 
Hildesheim hinzu, wo er als gewählter Koadjutor das Recht der Nachfolge 
hatte. Die Besitzergreifung gestand Papst Innozenz XII. jedoch nur unter 
der Bedingung zu, daß er binnen sechs Monate auf das Regensburger Hoch-
stift verzichte. Als der bayerische Kurfürst erkannte, daß der Papst nicht 
erneut zu bewegen sei, diese Verfügung zurückzunehmen und das alte Be-
sitzrecht zu prolongieren, wandte er sich sowohl an seinen Bruder in Köln 
als auch an den Kaiser, damit sie sich für die Nachfolge seines vierten 
Sohnes Clemens August auf dem Bischofsstuhl in Regensburg einsetzten. In 
Regensburg selbst war der bayerische Rat Johann Georg v. Königsfeld be-
müht, die Stimmen der Kapitulare für den jungen Prinzen zu gewinnen233. 
Der gleiche Rat erhielt vom Kurfürsten am 12. 12. 1715 auch die Vollmacht, 
im Namen seines Sohnes die Kapitulation zu beschließen. Da Josef Clemens 
seinen Verzicht auf das Regensburger Hochstift noch nicht ausgesprochen 
hatte, das Kapitel also nur einen Koadjutor wählen konnte, einigte sich 
Graf von Königsfeld über den Domdechanten mit dem Kapitel auf die 
Koadjutors-Kapitulation, welche 1683 für Josef Clemens ausgearbeitet wor-
den war. Eine Woche später traten die Kapitulare zur Wahl zusammen, 
2 3 1 Bruggaier S. 54. — Auch in Freising, Speyer, Trier und Mainz dauerte das 
Kapitulationswesen fort (Oswald, Altes Passauer Domkapitel S. 321), ebenso in Bres-
lau (Seppelt S. 214) und Paderborn (Die Kapitulation für Bischof Gemens August 
1719) Hegt im Geheimen Haus-Archiv München Nr. 730). 
2 3 2 Bruggaier S. 54 und Oswald S. 321. — Hörten hier auch die Wahlkapitulationen 
im strengen Sinn auf, so lebten doch nach einiger Zeit kapitulationsähnliche Ab-
machungen in der Form von „Projekten** (Würzburg) oder „resolutiones" (Salzburg) 
wieder auf, denen ein ähnlich strenger Verpflichtungscharakter wie den Kapitu-
lationen fehlte, wenigstens im rechtlichen Sinn. (Cf. Kremer S. 128). 
2 3 3 Regensburger Wahl Clemens August 1715 1716 Geh. St.Arch. München Kast. 
schwarz Nr. 2498. — Die Regensburger Bischofswahl Sr. Durchl. Herzog Clemens 
betr. 1715/1716 ebda. Nr. 2508. — Duplicata zu den Regensburger Wahl- und Reichs-
belehnungs-Tomis 1715—16 et 1715—23. ebda. Nr. 2507. 
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obwohl sie noch nicht einmal von dem tags zuvor in München eingetrof-
fenen Breve eligibilitatis für den 16-jährigen Prinzen, auf den sie sich ge-
einigt hatten, Kenntnis hatten. Der Papst versagte jedoch der Wahl seine 
Anerkennung, da die 6 Monate, seitdem der Kölner Kurfürst und Regens-
burger Fürstbischof die Hildesheimer Kirche übernommen hatte, schon ver-
strichen waren, der Regensburger Bischofsstuhl demnach vakant und die 
Wahl eines Koadjutors rechtlich nicht mehr möglich war. Es mußte ein 
neuer Bischof gewählt werden. 
Die Wahl Verhandlungen begannen von neuem und der bayerische Kurfürst 
Max Emanuel, dem daran gelegen war, daß das von seinem Gebiet um-
schlossene Hochstift nicht in fremde Hände kam, mußte wiederum alle 
Hebel ins Werk setzen, um die Kandidatur seines Sohnes gegenüber Prinz 
Franz von Lothringen durchzusetzen. Er gewann auch dieses Mal den Kai-
ser, der seinem Kommissar Fürst von Löwenstein in Regensburg den Auf-
trag gab, vor dem dortigen Kapitel die feierliche Erklärung abzugeben, 
daß die Wahl des Prinzen Clemens August von Bayern ihm, dem Kaiser, 
genehm sei. Auch die Kapitulationsverhandlungen setzten von neuem ein, 
die auf bayerischer Seite wieder Graf von Königsfeld führte. Im großen und 
ganzen blieb es bei der Kapitulation, die Josef Clemens nach seiner Wieder-
wahl 1695 angenommen hatte; nur einige kleine Änderungen wurden ange-
bracht: Das Kapitel nahm sich das Recht aus, daß es die Regierung weiter-
führen dürfe, bis der Prinz das 27. Lebensjahr erreicht habe234, und gab 
dafür dem Bischof die vorläufig ganz unaktuelle Freiheit in der Wahl des 
Generalvikars und des Offizials235. Außerdem wurde ihm noch die Tilgung 
der aus dem Rückkauf der Herrschaft Donaustauf für 36 000 fl entstandenen 
Schuld auferlegt230. 
Da die Kapitulationen durch die „Innocentiana" immer noch bedroht wa-
ren2 3 7, hatte das Kapitel mit Absicht die Artikel nicht mehr vor der Wahl 
am 25. 3. 1716 unter Dach und Fach gebracht. Es beschloß vielmehr, vor 
Abgang des Elektions-Instruments nach Rom mit ihnen zurückzuhalten, da-
mit dort nichts davon bekannt werde238. Als dann nach dem Eintreffen der 
päpstlichen Konfirmation der Domdechant Graf von Neuhaus und der Dom-
herr Graf von Königsfeld am 7. 6. 1716 nach München reisten, um die 
Administrationsfrage zu lösen, nahmen sie gleichzeitig auch das Versprechen 
des Fürsten auf die Anerkennung der Kapitulation entgegen239. 
Mit der Erhebung auf den fürstbischöflichen Stuhl von Regensburg war 
ein kurbayerischer Prinz standesgemäß versorgt. Es ist aber verständlich, 
daß das kleine Hochstift nicht alle persönlichen Wünsche erfüllte und daß 
das Bestreben der Fürsten dahin ging, auch noch andere geistliche Fürsten-
tümer hinzuzugewinnen. So hatte es Josef Clemens getan, so tat es auch 
2 3 4 Art. 3. 
2 « Art. 6. 
2 3 6 Art. 55. — Während des Spanischen Erbfolgekriegs, in dessen Verlauf Josef 
Clemens in Frankreich Zuflucht nehmen mußte, wurde die Herrschaft vom Kapitel 
zurückgelöst. (Lipf S. 281) 
237 Eine Passauer Wahlkapitulation von 1713 war von Rom kassiert worden. (Os* 
wald, Das alte Passauer Domkapitel S. 414 f. 
238 Prot. Domkap. 86, 167. 
239 Prot. Domkap. 86, 242. 
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sein Neffe Clemens August, der schon drei Jahre nach seiner Regensburger 
Wahl mit Unterstützung des Kaisers die beiden westfälischen Bistümer 
Paderborn und Münster erhielt. Der Papst hatte auch ihm diese Übertragung 
nur zugestanden unter der Bedingung, daß der Fürst damit gleichzeitig auf 
das Hochstift Regensburg verzichte. Alle Bemühungen des Domkapitels und 
des bayerischen Kurfürsten, eine Abänderung dieser Bestimmung von der 
päpstlichen Kanzlei zu erwirken, waren erfolglos. So plante Max Emanuel, 
seinen jüngsten Sohn Johann Theodor in den Besitz des Regensburger Hoch-
stifts zu bringen. 
Bereits nach der Erhebung des Herzogs Clemens August auf die westfäli-
schen Bistümer hatte der Kaiser erklärt, daß es die letzte Wahl eines 
Wittelsbachers sei, die er unterstützt habe. Denn nicht weniger als 10 deut-
sche Bistümer waren zu dieser Zeit in Händen wittelsbachischer Prinzen240. 
Da der bayerische Kurfürst aber nicht nur auf die Unterstützung des Kai-
sers verzichten, sondern sogar befürchten mußte, daß Karl VI. eine andere 
Kandidatur begünstigen werde, suchte er ihn vor mehr oder weniger voll-
endete Tatsachen zu stellen241. 
Zunächst wiegte sich der Kurfürst zwar noch immer in der Hoffnung, 
daß Clemens August die Regensburger Kirche behalten dürfe. Aus diesem 
Grunde hatte er nicht einmal um ein Breve eligibilitatis für seinen 16-jäh-
rigen Sohn Johann Theodor in Rom nachgesucht. Am 18. Juli 1719 erhielt 
er aber die definitive Nachricht, daß Regensburg vakant sei und daß binnen 
dreier Monate die Neuwahl vollzogen sein müsse. Das päpstliche Breve war 
am 30. April ausgestellt. Wann waren die drei Monate abgelaufen? Rechnete 
man vom Tag der Ausstellung an, dann lief die Frist Ende Juli, d.h. in 
wenigen Tagen ab. Teils aus Sorge, dem Kapitel könne das Wahlrecht wegen 
der Überschreitung der festgesetzten Frist entzogen werden, teils aber auch 
aus Berechnung, um den Einfluß des Kaisers durch eine eilige Wahl hintan-
zuhalten, forderte Max Emanuel das Kapitel mit der Benachrichtigung über 
den päpstlichen Entscheid zugleich auf, so bald als möglich zur Neuwahl 
zusammenzutreten; denn nach dem Gutachten einiger Münchner Kanonisten 
sei der terminus trimestris ,a die dati', nicht ,a die notificationis' zu rechnen. 
Gleichzeitig hub das geschäftige Werben des bayerischen Rates von Königs-
feld in Regensburg an, um die Stimmen der Domherrn für Herzog Johann 
Theodor zu gewinnen. 
2 4 0 Im Jahre 1719 waren folgende Wittelsbacher Bischöfe: in Augsburg: Alexander 
Sigismund von Pfalz-Neuburg 1.4.1690—24. 1.1737), Breslau: Franz Ludwig von 
Pfalz-Neuburg (30.6.1683—18.4.1732), Köln: Josef Clemens (20.9.1688—12.11. 
1723), Hildesheim: Josef Clemens (31.12.1714—12.11.1723), Lüttich: Josef Clemens 
(20. 4.1694—12.11.1723), Münster: Clemens August (26. 3.1719—6. 2.1761), Pader-
born: Clemens August (21.3.1719—6.2.1761), Regensburg: (siehe oben!), Trier: 
Franz Ludwig von Pfalz-Neuburg (20. 2.1716—7. 4.1729) und Worms: Franz Lud-
wig von Pfalz-Neuburg (12. 7.1694—18. 4.1732). (P. B. Garns, Series Episcoporum 
Ecclesiae Catholicae. Regensburg 1873). 
2 4 1 Postulations-Akt Herzog Theodors auf das Bistum Regensburg 1719/20. Geh. 
St.Arch. Münch. Kast. schwarz Nr. 2499. Postulations-Akt Herzog Theodors auf das 
Bistum Regensburg 1721, 1722, 1723. ebda. Nr. 2500. — Verhandlungen zur Wahl 
des Herzogs Theodor Johann zum Bischof von Regensburg. 1719 320. Zum Großteil 
Duplikate von 2499 ebda. Nr. 2514. 
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Das Kapitel säumte nicht, auch den Kaiser von der nahen Wahl zu be-
nachrichtigen; aber die Kürze der Zeit hinderte diesen daran, sich noch in 
die laufenden Wahl Verhandlungen einzuschalten. Am 29. Juli 1719 ver-
sammelten sich die Regensburger Kanoniker und wählten mit 13 von 
14 Stimmen Johann Theodor zu ihrem Bischof. 
Da schon bei der letzten Wahl der Kaiser erst im letzten Augenblick 
von der Wahl unterrichtet worden war, war er verständlicherweise über 
dieses wiederholte Spiel sehr aufgebracht. Die Gegenseite berief sich zwar 
auf die drängende Zeit, aber die kaiserliche Kanzlei verwies auf die Con-
cordata Germaniae, nach denen die 3 Monate ,a die notificationis' zu be-
rechnen seien, so daß die eingeschlagene Eile nur vorgeschützt, nicht aber 
gerechtfertigt sei; der Kaiser werde, so teilte sie weiter mit, eine Kassation 
der Wahl anstrengen. In einem Brief an das Domkapitel protestierte der 
Kaiser in aller Form gegen die Wahl, von der er sagte, daß sie ohne sein 
Wissen vollzogen worden sei, und drohte damit, daß er, falls der Papst die 
Wahl bestätigen sollte, den neuen Bischof nicht mit den Regalien be-
lehnen werde. 
Die päpstliche Kanzlei verhielt sich abwartend. In zwei Briefen an den 
Kurfürsten Max Emanuel und an seinen Sohn Johann Theodor behandelte 
Clemens XI. zwar die Postulationsfrage, wich aber einer Entscheidung aus. 
Er wies nur auf die besondere Lage Regensburgs hin, das nun schon 
50 Jahre eines Bischofs entbehren müsse und das deshalb eines reifen und 
weisen Mannes bedürfe. 
Auch in Wien rückte man zusätzlich mit ideellen Gründen hervor und 
wies auf die Minderjährigkeit des Prinzen hin, die der Kaiser tamquam 
Summus Ecclesiarum Imperii Advocatus nicht verantworten könne, zumal 
auch die Bistümer Münster und Paderborn ein Minderjähriger innehabe-
Aber weder die Anspielungen des Papstes noch die Einwendungen von 
kaiserlicher Seite verfingen in München. Hier erinnerte man vielmehr an 
eine Reihe früherer junger Bischöfe aus dem österreichischen Hause242 und 
beteuerte, daß der Kaiser von der Wahl benachrichtigt worden und die Eile 
notwendig gewesen sei. Gleichzeitig gab Max Emanuel seinem Vice-Minister 
Baron Scariatti in Rom den Auftrag, daß er sich im Fall einer Nichtaner* 
kennung der Wahl wenigstens um die Suspendierung des ganzen Wahl* 
geschäfts für einige Zeit bemühen solle. 
Wenige Wochen später gelang es aber dem kurbayerischen Gesandten in 
Wien, Ignaz Josef von Törring, durch eine Audienz beim Kaiser, die Dif* 
ferenzen weithin beizulegen und eine Annäherung zwischen den beiden 
Höfen in Wien und München herbeizuführen. Karl VI. gab zu verstehen* 
daß er die Sache vorerst auf sich beruhen lasse und die päpstliche Erklä* 
rung abwarten wolle. Als dann weitere Verhandlungen die völlige Aus* 
söhnung brachten, gab der Kaiser seinem Anwalt am päpstlichen Hof, Kar* 
2 4 2 Es werden genannt: Leopold V., der 1607 mit 21 Jahren Bischof von Straßburg 
wurde; Leopold Wilhelm, der 1625 mit 11 Jahren Bischof von Straßburg und Passat 
wurde, mit 12 Jahren Bischof von Halberstadt und Deutschmeister; Sigismund Fran' 
ziskus, der mit 16 Jahren 1646 das Bistum Augsburg erhielt und Karl Josef, der 1662 
mit 13 Jahren Bischof von Passau und Deutschmeister wurde. (Geh. St.Arch. Münch* 
Kast. schw. Nr. 2499). 
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dinal de Judicis, die Weisung, der päpstlichen Kanzlei sein Einverständnis 
mit der Regensburger Wahl mitzuteilen. Als Gegenleistung verlangte er von 
seinem Schwager Max Emanuel die Stiftung von 12000 fl zur Errichtung 
einer Kaplanei an der katholischen Kirche in Hannover. Obwohl sich neben 
dem Kaiser auch der Nuntius in Wien, Kardinal von Spinola, für die Be-
stellung Johann Theodors verwandte, verstrichen bis zur päpstlichen Kon-
firmation volle zwei Jahre. Erst im Oktober 1721 traf die Nachricht ein, 
daß am 30. 7. 1721 die versammelten Kardinäle die Regensburger Wahl 
bestätigt hätten. 
Noch im gleichen Monat (28. 10. 1721) schrieb der Domdekan Baron von 
Neuhaus an den neuen Bischof, daß das Domkapitel bereit sei, zwei Kapi-
tulare nach Ingolstadt, wo der junge Fürst seinen Studien oblag, zur Auf-
richtung der Kapitulation zu schicken; größere Änderungen seien nicht vor-
gesehen; im wesentlichen seien es die alten Punkte, die auch sein Bruder 
Clemens August angenommen habe. Obwohl vorauszusehen war, daß die 
Verhandlungen eine bloße Formsache werden, wünschte Johann Theodor die 
Regensburger Gesandten am Hofe seines Vaters in München zu empfangen. 
Zu Beginn des Jahres 1722 reisten die beiden Domherrn Baron von Au (Ow) 
und Graf von Königsfeld dorthin und legten dem Fürsten einen Kapitu-
lationsentwurf vor, der ganz mit der Kapitulation von 1716 übereinstimmte 
und nur die entsprechende Abänderung des Schuldbetrages (11000 fl), der 
im Zusammenhang mit dem Rückerwerb der Herrschaft Donaustauf noch zu 
zahlen war, aufwies243. 
Mehr als 40 Jahre stand Johann Theodor der Regensburger Kirche vor. 
Aber nur selten weilte er in der durch die dauernde Abwesenheit der Für-
sten vernachlässigten Residenz in Regensburg. Seit 1723 hatte er auch das 
Freisinger Bistum, seit 1744 das Bistum Lüttich inne. 
VI. Die Wahlkapitulationen von 1763—1802 
a) Überblick über die einzelnen Kapitulationen 
Die vier letzten Bischöfe, die eine Kapitulation unterzeichnet haben, sind: 
Clemens Wenzeslaus (1763—1768)244 
Anton Ignaz von Fugger (1769—1787)24B 
Maximilian Prokop zu Törring (1787—1789)248 
Josef Konrad von Schroffenstein (1790—1802) 2« 
b) Das Zustandekommen des Kapitulationswerkes 
Die Wahlkapitulationen der vorausgegangenen Periode waren alle auf dem 
Verhandlungsweg zustande gekommen. Jeweils vor oder nach der Wahl 
waren die Vertreter des Kapitels und des Bischofs zusammengetreten, um 
die Wünsche ihrer Auftraggeber aufeinander abzustimmen und eine für 
beide Seiten befriedigende Kapitulation aufzurichten. 
2 » WK 1722 Art. 55. 
2i4 Originalrevers vom 5. III. 1764 im Alt. ADR Laf t. 7 Nr. 6K. 
245 Originalrevers vom 5. VIII. 1769 im Alt. ADR Laft. 7 Nr. 7K. 
246 Originalrevers vom 31. VII. 1787 im Alt. ADR Laf t. 7 Nr. 9K. 
24? Originalrevers vom 7. VI. 1790 im Alt. ADR Laft. 7 Nr. 10K. 
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In der zweiten Hälfte des 18. Jhdts. rückten die Kanoniker von dieser 
Form wieder ab und verfaßten wie früher die Kapitulationen allein ohne die 
Beteiligung anderer. Der Grund hierfür ist sowohl in der langen Regierungs-
zeit des Bischofs Johann Theodor (1719—63) zu sehen, durch welche leicht 
die alte Tradition in Vergessenheit geraten konnte248, als vornehmlich auch 
in dem Verhalten des Bischofs, der nicht dazu zu bewegen war, obwohl 
ständig abwesend, einen ,Canonicus a latere' zu bestellen, der in seinem 
Namen die Regierungsgeschäfte geführt hätte. Statt dessen ließ er sie durch 
Geheime Sekretäre besorgen, die der gegebenen Verhältnisse völlig unkundig 
waren und durch ihr Benehmen die Kapitulare oft verletzten249. Dieses 
Verhalten löste große Verstimmung im Kapitel aus und führte dazu, daß 
die Domherrn in Zukunft unnachsichtiger ihren Standpunkt vertraten. Hin-
zu kam noch, daß die Vorsicht, welche um die Jahrhundertwende durch 
die „Innocentiana" gefordert war, nicht mehr notwendig erschien. Denn das 
Kapitulationsverbot, das Innozenz XII. 1695 ausgesprochen hatte, war mehr 
oder weniger wirkungslos geworden, so daß man seine Anwendung von 
Seiten des Bischofs nicht mehr zu befürchten brauchte. Selbst in den Bis-
tümern, in denen die Konkordata auf Grund dieser Verfügung erloschen 
waren, lebten sie, wenn auch in abgeschwächter Form, nun wieder auf250. 
Die Rückkehr zu einer Kapitulationsform, die eine Verhandlungsbereit-
schaft ausschloß, ist aber mehr als eine bloße Formalität; sie ist zugleich 
Symptom einer Haltung, die auf eine Steigerung und Mehrung des eigenen 
Einflusses hinzielt. Der folgende Abschnitt wird zeigen, daß es dabei nicht 
bloß um die Frage einer Machtsteigerung im äußeren Sinn geht, sondern 
um mehr. 
c) Steigerung der kapitelschen Forderungen 
Wie die Betrachtung der Regensburger Kapitulationen im ausgehenden 
17. Jhdt. gezeigt hat, ist hier auf Grund äußerer Umstände die in anderen 
Hochstiftern so überaus spannungsreiche Zeit ziemlich ungetrübt verstrichen. 
Die gleichen Gründe, welche diese Erscheinung verständlich machen, er-
klären nun aber auch — wenigstens zum Teil —, warum sich diese Krisen* 
zeit hundert Jahre später in Regensburg anmeldet. Sie kündigt sich nur an; 
denn die bald folgende Säkularisation hat einer weiteren Zuspitzung Einhalt 
geboten. Ein ständig sich steigernder Anspruch des Kapitels auf die Bis* 
tumsverwaltung ist aber besonders in den letzten Kapitulationen deutlich 
zu erkennen. 
Jahrzehntelang war Regensburg nur das Anhängsel an eines oder mehrere 
der großen geistlichen Territorien gewesen. Keiner der Fürsten schenkte 
ihm deshalb große Aufmerksamkeit. Die Zeit dieser großen Kumulationen 
ging aber mit Clemens Wenzeslaus zu Ende; nur die Personalunion mit 
Freising bestand zeitweilig fort251. Für das Bistum war das ohne Zweifel 
2 4 8 Keiner der Kanoniker, die 1722 dem Kapitel angehört hatten, überlebte den 
Bischof. (Prot. Domkap. 1721/22, 1 und 1762/63, 1) 
2 4 9 Wahl-Act des Hochstifts Regensburg betr.: ao 1763 Geh. St.Arch. München» 
Kasten schwarz Nr. 2524. 
2 5 0 In Passau etwa wurde das Kapitulationswesen in etwas anderer Form nach de* 
langen Regierungszeit des Bischofs Josef Dominikus (1723—1761) neu belebt. (Os' 
wald, Altes Passauer Domkapitel S. 322 ff. 
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ein Segen, für das gute Verhältnis zwischen Bischof und Kapitel aber eine 
ernste Belastung; denn nun weilte der Bischof wieder längere oder sogar die 
meiste Zeit in der Stadt und übte die Regierungsgewalt persönlich aus. Das 
führte dazu, daß das Kapitel aus seiner bisherigen Stellung weichen mußte, 
wogegen es sich natürlich zu wehren suchte. 
Um die gleiche Zeit verschwinden in Regensburg auch die Namen des 
alten Hochadels aus der Bischofsliste; mit ihnen endet die Epoche des ba-
rocken Fürstentums. Die Aufklärung, die sich damals die weltlichen Höfe 
eroberte, ging auch an den geistlichen nicht spurlos vorüber, wenngleich sie 
sich dort in einem ganz anderen Sinn ausgewirkt hat. Die aufklärerische 
Kritik an der Kirche und an kirchlichen Institutionen hatte nämlich zur 
Folge, daß die Bescholtenen aus ihrer Lethargie wachgerüttelt wurden und 
sich nun wieder auf ihren eigentlichen Aufgaben- und Pflichtenkreis be-
sannen. Gerade im Domkapitel erwacht nun ein Verantwortungsgefühl für 
die kirchliche, wenn auch noch nicht für die geistliche Sache, das wir lange 
Zeit vermissen mußten. Diese Haltung ist es vor allem, die sich nun in den 
Kapitulationen zu Wort meldet, so daß man das Anwachsen der kapitel-
schen Forderungen nicht primär als Machtstreben mißkreditieren darf, son-
dern als ehrliches Interesse am Wohl der Kirche und als Ausdruck von Ver-
antwortung ansehen muß. 
d) Verlauf der Wahl- und Kapitulationsverhandlungen 
Das Regiment der fürstlichen Sekretäre in der Zeit Johann Theodors 
hatte, wie schon erwähnt, in Regensburg böses Blut gemacht. Die Folge da-
von war, daß sich im Kapitel eine Partei bildete, welche die Ansicht ver-
trat, man solle in Zukunft wieder einen Bischof aus den eigenen Reihen 
wählen. Noch ehe aber in Regensburg die Nachricht vom Tode Johann 
Theodors (25.1.1763) eintraf, ließ sich Prinz Clemens Wenzeslaus, ein 
Sohn des sächsischen Kurfürsten und Königs von Polen, beim dortigen Ka-
pitel für die zu erwartende Neuwahl empfehlen252. Hinter ihm stand sein 
kinderloser Schwager Max III. Josef von Bayern, bei dem er sich, den 
Wirren des Siebenjährigen Krieges fern, aufhielt. Er sollte nun das Erbe 
übernehmen, das 96 Jahre lang ununterbrochen von bayerischen Prinzen 
verwaltet worden war. Neben ihm bewarben sich auch der Bischof von Augs-
burg, der Bischof von Passau und der Propst von Ellwangen um das Regens-
burger Hochstift. 
Das Kapitel in seiner Mehrheit neigte weder dem einen noch dem anderen 
Kandidaten zu, sondern befürwortete die Wahl eines Domherrn aus dem 
eigenen Stift. Da man sich aber auf den Würdigsten nicht einigen konnte, 
rückten die Gemüter von Tag zu Tag mehr von diesem Vorhaben ab, zumal 
der bayerische Gesandte Baron von Schneid von Anfang an alles darein-
setzte, Stimmen für den sächsischen Prinzen zu gewinnen. Der bayerische 
Kurfürst selbst unterstützte ihn durch eigenhändig unterzeichnete Schreiben 
2 5 1 Anton Ignaz (1769—87) war nur Bischof in Regensburg und Propst in Ell-
wangen; Maximilian Prokop (1787—89) wrar Bischof von Regensburg und Freising; 
Josef Konrad von Schroffenberg (1790—1802) war Bischof von Regensburg und Frei-
sing und Propst von Berchtesgaden. 
2 5 2 Wahl-Act das Hochstift Regensburg betr.: ao 1763 Geh. St.Arch. München 
Kasten schwarz Nr. 2524. 
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an die Domherrn. Auch der Kaiser gab seinem Wahlkommissär Graf von 
Seydewitz den Auftrag, die Sache des Prinzen zu vertreten. Dennoch war 
das Werben Schneids, das besonders von seinem eigenen Sohn, der Regens-
burger Domherr war, und durch den Grafen von Lerchenfeld gefördert 
wurde, sehr mühsam, und nur allmählich wuchs die Partei der „Clemen-
tiner". Am 17. März endlich konnte er nach München melden, daß ihm zehn 
der fünfzehn Kapitulare das feste, zum Teil schriftliche Versprechen gege-
ben hätten, die Kandidatur des Prinzen zu unterstützen 2 5 3. 
Das ganze Wahlgeschäft wurde aber dadurch erschwert, daß sich das 
Breve eligibilitatis des jungen Fürsten zwar auf die drei von Johann Theo-
dor innegehabten Bistümer Lüttich, Freising und Regensburg bezog, jedoch 
mit der Einschränkung, daß er nur zwei der drei annehmen dürfe. Da in 
der Wertschätzung das Regensburger Bistum ohne Zweifel den anderen 
beiden nachstand, begab sich das Kapitel, wenn es den Prinzen wählte und 
Lüttich und Freising ebenso, in die Gefahr, daß die Wahl von Rom annul-
liert werde und das Bestellungsrecht damit an den Papst falle. Als Ausweg 
bot sich nur die Möglichkeit an, den Prinzen nicht zu „eligieren", sondern 
zu „postulieren". 
Die Frage trat aber wieder zurück, als bekannt wurde, daß die Aus-
sichten des Wettiners in Lüttich nicht sehr groß seien, daß sich dort die 
Mehrheit der Wähler auf die Seite des Grafen Ultremont stelle. Dem Prin-
zen, der gerade nach Lüttich unterwegs war, wurde zwar durch einen Kurier 
diese Nachricht mitgeteilt; aber er ließ sich dadurch nicht abhalten, seine 
Reise fortzusetzen. Durch sein eigenes Erscheinen schien sich die Waage 
so sehr seinen Gunsten zuzuneigen, daß er selbst keinen Zweifel an den vom 
dortigen Kapitel zur Schau getragenen Gefühlen hegte und kurzentschlos-
sen nach München mitteilte, er sei bereit, auf seine Kandidatur in Regens-
burg zugunsten des Augsburger Bischofs zu verzichten; der Kurfürst möge 
dafür sorgen, daß die Kapitulare diesem ihre Stimme geben. 
Von einer Wahl des Augsburgers wollte aber in Regensburg niemand et-
was wissen, obwohl dieser für den Fall seiner Wahl nicht mit Versprechung 
gen sparte. Lieber wollten die Domherrn ihren Dekan, den etwas dünkel-
haften Grafen v. Recordin, oder den Ellwanger Propst wählen. Doch bevor 
sie sich endgültig festlegten, beschlossen sie, die beiden Wahlen in Lüttich 
und Freising abzuwarten. Die Wahl, die binnen dreier Monate nach dem 
Ableben des Bischofs stattfinden mußte, wurde deshalb auf den letztmög-
lichen Termin, den 27. April 1763, hinausgeschoben. 
Am 18. April wählte das Freisinger Kapitel Clemens Wenzeslaus zu sei-
nem Bischof; die Wahl in Lüttich war auf den 22. April angesetzt. Schon 
zwei Tage später traf der Eilkurier von dort in Regensburg ein mit der 
Botschaft, daß der Prinz bei der Wahl durchgefallen sei. Dadurch stand 
einer Wahl des Fürsten nichts mehr im Weg, und drei Tage später wurdtf 
er mit knapper Mehrheit zum Bischof bestellt. Er hatte zwar die Wahl in 
2 5 3 Feste Zusagen gaben: B(aron) von Schneid, B. v. Beroldingen, B. v. Lützelburg) 
B. v. Berncio, B. v. Bodmann, Graf v. Regal, Graf v. Lerchenfeld-Köfering, B. v. 
Gumpenberg, B. v. Vehlin und Graf v. Königsfeld. Der Dompropst B. v. Lerchenfeld 
und B. v. Lerchenfeld-Süßbach gaben nur zweifelhafte Zusagen; der Domdekan Graf 
v. Recordin und die Herrn B. v. Wolframsdorff und B. v. Preysing erklärten sieb 
weder schriftlich noch mündlich, (ebda.) 
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Lüttich — erfolglos — angestritten; zunächst war er aber froh, zu seinem 
Freisinger Hochstift auch noch die beiden alten Grafschaften an der Donau, 
die der Bischof von Regensburg sein eigen nannte, zu erhalten. 
Die Wahlkapitulation des Bischofs, mit deren Verhandlung schon Ende 
März im Kapitel begonnen worden war und die sich bis zum 22. April hin-
zog, zeigte in seiner endgültigen Fassung nur eine geringfügige Erwei-
terung gegenüber der vorausgehenden. Wie nicht anders zu erwarten, sicher-
ten sich die Kapitulare durch die Zusätze vor allem gegen die Wieder-
holung einer Regierungsweise, wie sie sie in den zurückliegenden Jahren 
erfahren hatten. Ihre Forderung war, daß der Fürst, wenn er abwesend 
sei, dem Geistlichen Rat und dem Hofrat hinreichende Befugnissse in bezug 
auf die geistliche und weltliche Regierung übertragen müsse 2 5 4 ; was von 
beiden Dikasterien verabschiedet werde, dabei solle es bleiben, „salvo tarnen 
iure appellandi ad superiorem" 2 5 5 . 
Clemens Wenzeslaus und noch mehr der sächsische Hof waren mit den 
beiden bayerischen Bistümern nicht ganz zufrieden. Sie sahen sich deshalb 
nach einer Reihe anderer Hochstifter um und konnten auch erreichen, daß 
Clemens am 10. 2. 1768 die Trierer Kurwürde erhielt. Dazu bedurfte es 
aber nicht nur der Zusammenarbeit der Höfe von Dresden, Wien, Mann-
heim, Paris und Madrid, sondern auch ansehnlicher Geldmittel, so daß der 
lautere Fürst nach seiner Erhebung in ernste Zweifel an der Rechtmäßigkeit 
der bei der Wahl angewandten Mittel geriet. Neben zahlreichen Geschenken 
und hohen Wahlgeldern mußte er auch die Tilgung einer Privatschuld 
seines Vorgängers von 100000 fl übernehmen 2 5 6. Die päpstliche Bestätigung 
als Erzbischof von Trier und zugleich als Koadjutor von Augsburg wurde 
dem Bischof aber nur unter der Bedingung gegeben, daß er Regensburg und 
Freising, sobald Augsburg vakant werde, abgeben müsse. Auf erneute Vor-
stellungen hin durfte er zwar auch Freising noch behalten, Regensburg wur-
de aber am 20. November 1768 für frei erklärt 2 5 7. 
Noch stärker als bei der letzten Wahl war diesmal im Kapitel die Ten-
denz, einen Bischof aus den eigenen Reihen zu erwählen. Man wollte da-
durch vor allen Dingen verhindern, daß die Erträgnisse des Hochstifts 
weiterhin nach außen flössen und erreichen, daß die bischöfliche Residenz 
endlich instand gesetzt werde. Der Kandidat der „Gremialisten" war wieder 
der 71-jährige Domdekan v. Recordin. 
Neben diesem bemühte sich auch der Ellwanger Propst Anton Ignaz von 
Fugger, der schon 1763 als Kandidat aufgetreten war, das Votum der Wäh-
ler zu erhalten. Ihm kam besonders die Hilfe seines Vetters Graf v. Baum-
garten-Frauenstein, Konferenzminister und Minister für äußere und kirch-
liche Angelegenheiten in München, zugute, der die Sache wieder dem schon 
bewährten Baron v. Schneid in Regensburg übergab. Auch der bayerische 
Legations-Kanzlist Oberhin wollte sich bei diesem Wahlgeschäft die Sporen 
verdienen. Seine aufdringliche Art brachte aber wenig Nutzen und veran-
"4 WK 1763 Art. 47. 
«s WK 1763 Art. 6. 
256 F. Schröder, Wie wurde Clemens Wenzeslaus Kurfürst von Trier? Historisches 
Jahrbuch XXX. 1909. S. 24—42 und S. 274—86. 
« 7 Regensburger Bischofs-Wahlact. De ais 1768 et. 1769. Geh. St.Arch. München 
Kasten schwarz Nr. 2525. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01811-0067-1
laßte einige Kapitulare, bei der bayerischen Gesandtschaft dagegen Verwah-
rung einzulegen. 
Es waren aber nicht nur verwandtschaftliche Interessen, die den Leiter 
der äußeren Angelegenheiten in Bayern zum Eingreifen in die laufenden 
Wahlverhandlungen veranlaßten, sondern vor allem die alten politischen 
Gründe 2 5 8. Diese Motive kommen in dem Streit um die Zulassung eines 
bayerischen Wahlkommissärs neben dem kaiserlichen mit aller Deutlichkeit 
an den Tag. In einer 20 Paragraphen umfassenden Denkschrift vom 4. 1. 
1769 wurde dieses Recht für Salzburg, Passau, Freising und Regensburg von 
der bayerischen Regierung in Anspruch genommen259. Die Gründe dafür, 
so war darin zu lesen, seien eine natürliche Schirmherrschaft, da der Groß-
teil dieser Kirchensprengel im Kurfürstentum Bayern läge, und die Tat-
sache, daß die ersten Stifter dieser Bistümer bayerische Fürsten gewesen 
seien, wodurch ein ewiges Recht der Oberaufsicht, das nicht verjähren 
könne, begründet sei. Gegen diese Beeinträchtigung seiner Unabhängigkeit 
verschanzte sich das Kapitel zwar zunächst hinter der Erklärung des kaiser-
lichen Wahlkommissärs, er könne keinen anderen Kommissär zulassen, über 
seinen Sohn, den Regensburger Domherrn, gelang es aber Schneid schließ-
lich doch, als solcher anerkannt und mit den üblichen Ehren honoriert zu 
werden. 
Der Domdekan und seine Anhänger, die „Gremialisten", brachten nun, um 
ihre Mitbrüder etwas einzuschüchtern, noch kurz vor der Wahl das Problem 
der Simonie ins Spiel und zwar mit dem Hinweis auf den Wortlaut des 
Eides260, den jeder Wähler zu leisten habe und in dem jeder verspreche, 
daß er frei von aller äußeren Beeinflussung seine Entscheidung treffe. Der 
bayerische Gesandte parierte aber diesen Schachzug sehr geschickt, indem 
er über einen Vertrauensmann den Domprediger bitten ließ, er möge bei 
seiner Exhorte vor der Wahl das Juramentum erläutern und mittels einer 
kanonischen Distinction zwischen preces illicitae und preces simoniacae unter-
scheiden. Diese Maßnahme verfehlte ihre Wirkung nicht und am 18. 1. 1769 
gaben elf der fünfzehn Domherrn dem Ellwanger Propst ihre Stimme. 
Anton Ignaz von Fugger war einer der bedeutendsten Fürstbischöfe von 
Regensburg, vor allem deshalb, weil er das Doppelamt des Fürsten und des 
Bischofs in gleich großer Weise ausfüllte. Seine Umsicht richtete sich auf 
die Förderung des religiösen Lebens ebenso wie auf den Schutz und die 
Verteidigung der fürstlichen Ansprüche. 
Schon unter seinem Vorgänger war das Amortisationsgesetz von Bayern 
erlassen worden (13.10.1764), das die Beschränkung des kirchlichen Ver-
2 5 8 Anton Ignaz von Fugger sollte nicht zuletzt deshalb nach Regensburg gebracht 
werden, damit auch noch die Propstei Ellwangen für Clemens Wenzeslaus frei werde» 
Als Bischof von Regensburg durfte Anton Ignaz aber Ellwangen weiterhin be-
halten. 1770 wurde Clemens Wenzeslaus dort zum Koadjutor bestellt. (Sartori I, 2 
S. 40) 
2 5 9 „Vom Baierischen Herkommen in Beschickung der Regensburger Bischofs-
wahlen". Geh. St.Arch. Münch. Kasten schwarz Nr. 2531 Fol. 201—213. 
2 6 0 . . . me illum velle eligere in Dominum Episcopum, quem credo futurum magfc 
idoneum, digniorem . . . . , nec Uli dare vocem, quem verisimiliter, scivero pro-
missione, datione alicuius rei temporalis seu precibus per se, vel per alium inter-
positis . . . . Electionem procurasse. (ebda. Fol. 1437) 
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mögenserwerbs auf die beweglichen Güter ausdehnte. Zur Verteidigung die-
ses Gesetzes erschien zwei Jahre später von dem Münchner Geistlichen-Rats-
Direktor Peter von Osterwald die berühmte Schrift „Veremunds von Loch-
stein Gründe sowohl für als wider die geistliche Immunität in zeitlichen 
Dingen", in der er, wie der Titel schon besagt, über die Verteidigung des 
Gesetzes zu Betrachtungen der geistlichen Immunität im allgemeinen über-
geht. Von ihr behauptet er, daß sie ihren Grund allein in den bürgerlichen 
Gesetzen habe und daß sie deshalb auch vom weltlichen Gesetzgeber wider-
rufen werden könne 2 6 1 . Für diese Theorie, die den Bestand aller geistlichen 
Territorien gefährdete, sollte die bayerische Regierung noch im gleichen 
Jahr ein Exempel statuieren. 
Die Herrschaft Donaustauf, die 300 Jahre lang an Bayern verpfändet 
war, wurde zu Beginn des Jahrhunderts vom Kapitel wieder zurückgelöst. 
Seit der Zeit der wiederaufblühenden Staatsgewalt in Bayern unter Max HI. 
Josef sprach man aber dem Regensburger Bischof die Hoheitsrechte über 
dieses Gebiet ab und wollte ihm nur die Besitzrechte zuerkennen. Nur diese 
seien zurückgegeben worden. Da der Bischof von seinem wohlbegründeten 
Standpunkt nicht abging, legte die bayerische Regierung am 1. Juni 1766 
einfach eine militärische Besatzung nach Donaustauf, um ihr angebliches 
Recht zu erzwingen262. Auf diesen Willkürakt antwortete der Bischof mit 
einem entschiedenen Protest und mit der Klage beim Reichshofrat. 
Als sich nach dem Weggang des Bischofs Clemens Wenzeslaus der baye-
rische Minister des Äußeren so nachdrücklich für die Berufung des Ell-
wanger Propstes einsetzte, hat er sich zweifellos auch einen Vorteil für den 
Fall Donaustauf versprochen. Das Kapitel hatte aber in seiner Kapitulation 
dem neuen Bischof die Auflage gemacht, daß er mit allem Eifer gegen die 
kurbayerischen Attentata vorgehe und eine baldige Entscheidung beim 
Reichshof rat zugunsten des Hochstifts erwirke263. Diese Verpflichtung hat 
Anton Ignaz auch ohne jede Rücksichtnahme eingelöst und erreicht, daß 
der Bestand des Hochstifts ungeschmälert erhalten blieb264. 
Ein neuer Angriff auf die Integrität des Regensburger Bistums geschah 
während der Sedisvakanz nach dem Tode des Bischofs Anton Ignaz (15. 2. 
1787). Der Erzbischof von Prag eröffnete dem Regensburger Konsistorium, 
daß von Seiten des kurböhmischen „Gubernial-Raths" auf Befehl des Kaisers 
verfügt worden sei, den Egerer Distrikt einzuziehen und ihn einem in-
ländischen Bischof zu übertragen; das Konsistorium möge eine Abordnung 
bestimmen265. Das Kapitel, das während der Sedisvakanz die Regent-
261 Doeberl II, S. 314. 
262 Verteidigung der churbaierischen Landeshoheit auf der Herrschaft Donaustauf 
gegen die vermeynte Ansprüche des Hochstifts Regensburg. München 1766. 
263 WK 1769 Art. 55. — Andere Neuerungen in dieser Kapitulation sind: Ab-
schaffung der Kabinettstaxen bei geistlichen Promotionen (Art. 5), Herstellung des 
Bischc/fshofs (Art. 30) und Forderung eines Betrages von jährlich 200 fl. zur Kirchen-
musik (Art. 34). 
264 Cf. WK 1790 Art. 54. 
265 Bbchofs-Wahl in Regensburg. Wahlverhandlungen, Anweisung eines kaiser-
lichen Wahlkommissärs; Wahlzeremoniell. 1787. Geh. St.Arch. Münch. Kasten schwarz 
Nr. 2532. — Der Egerer Distrikt war 1322 an Böhmen angegliedert worden, blieb 
aber kirchlich weiterhin bei Regensburg. — Ein ähnlicher Antrag erging an den 
Freisinger Bischof wegen eines Tiroler Distrikts (ebda.). 
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schaft führte, erklärte dagegen, daß es eine solche Verletzung der allge-
meinen deutschen Reichsverfassung niemals anerkennen werde, wenngleich 
der Nutzen dieser entlegenen Gebiete für Regensburg sehr gering sei. Ganz 
abgesehen davon sei es nicht befugt, eine solche Neuerung vorzunehmen; 
aber auch ein neuer Rischof könne einen solchen Eingriff in den Bestand 
des Bistums nicht dulden. 
Die wiederholt geäußerte Absicht der Domherrn, einen Bischof aus den 
eigenen Reihen zu wählen, die aber immer wieder von den Machenschaften 
fremder Gesandter überspielt worden war, wurde nun endlich Wirklichkeit. 
Weder der Kaiser noch der bayerische Kurfürst unterbreiteten nach dem 
Tode des Bischofs Anton Ignaz (1787) einen Vorschlag; beide erklärten sich 
mit der Absicht des Kapitels, in gremio zu bleiben, ausdrücklich einver-
standen. Das Wahlgeschäft indes wurde dadurch nicht leichter. Die zwei 
Parteien, die sich um den Domdekan Graf von Thum und um den Grafen 
von Törring bildeten, standen sich so unnachgiebig gegenüber, daß sogar 
Stimmen laut wurden, die forderten, die ganze Wahlsache dem Papst zu 
überlassen. Acht Wahlskrutinien brachten — bei Stimmenthaltung der beiden 
Kandidaten — weder dem einen noch dem anderen die erforderliche abso-
lute Mehrheit. Erst am dritten Wahltag erweichten die Fronten; Maximilian 
Prokop von Törring-Jettenbach erhielt das Vertrauen der Wähler (20. 4.1787). 
Wie bei der Wahl, so kam es auch bei der Aufrichtung der Kapitulation 
zu Differenzen. Die beiden Domherrn von Wolff und von Sternberg, vom 
Kapitel mit der Neufassung der Artikel beauftragt, arbeiteten einen Kapitu-
lationsentwurf aus, der sich von allen früheren durch das neue sprachliche 
Gewand, insbesondere durch die Meidung von Fremdwörtern unterschied266. 
Am 17. April wurde dieser im Kapitel Punkt für Punkt durchgegangen und 
für gut befunden267. Doch schon vor der offiziellen Ubergabe nahm der neu-
erwählte Bischof die Kapitulation an sich und stellte nach einigen will-
kürlichen Änderungen einen unterschriebenen und gesiegelten Revers aus. 
Obwohl die Änderungen unbedeutend waren, zeigte sich das Kapitel über 
dieses Vorgehen empört. Es bat einige der Domherrn, Kapitulation und Re-
vers einer genauen Prüfung zu unterziehen und Bemerkungen dazu abzu-
geben268. Während sich die einen mit der bloßen Feststellung der Differen-
zen begnügten 2 6 9, gaben andere ihren Groll und ihre ernsten Bedenken in 
scharfen Worten kund. Der Domherr von Seyboldsdorf z. B. schreibt: „Die 
Wahlkapitulationen werden von einem wohltätigen Mittel, — was sie sein 
sollen — künftige Irrungen zwischen Fürst und Domkapitel zu beseitigen, 
2 8 6 Beispiele solcher Verdeutschungen sind: Legation = Verschickung, Dexterität =» 
Geschicklichkeit, Kommunität = Einheit, Kontrakt = Verhandlung, präjudizierlich =* 
verfänglich u. a. 
267 Prot. Domkap. 1786/87, 577. 
268 Collectanea Ratisbonensia historica Nr. 16 (von Th. Ried) Kreisbibliothek Rgbg. 
Rat. ep. 221. 
269 In Art. 11 u. 21 fehlte die Erwähnung der Infulsteuer, in Art. 22 die genaue 
Bezeichnung „ergiebiges" Lehen für die Fundation der Kustodie; in Art. 29, der die 
Herstellung der Gebäulichkeiten verlangt, ist die „allhieige Bischöfliche Residenz" 
unterdrückt. Art. 53 beschränkt das Testamentsvollstreckungsrecht des Kapitels auf 
die extra Episcopatum erworbenen Güter und Mobilien, soweit sie in der Residenz 
zu Regensburg, in den hochstiftlichen Herrschaften und in der Diözese zu finden sind. 
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zur lächerlichen Zeremonie — was sie nicht sein sollen — herabgewürdigt, 
wenn letzteres Kapitulationspunkte vorzulegen berechtigt ist, ersterer aber 
keine Verbindlichkeit hat, selbe zu halten . . . Es ist widernatürlich, erst 
dann Bemerkungen abzugeben über Instrumente, die bereits gefertigt und 
gewechselt sind, wo eine ordentliche Kommission vorläufige Berechtigung 
über sich gehabt haben würde" 2 7 0 . Der einflußreiche Kanoniker von Sauer 
bemerkte: „Ein Fürstbischof kann nie die Freiheit haben, Rezeßpunkte nach 
Gutdünken einseitig zu ändern. Das gute Herz unseres jetzt Regierenden 
sichert unser Gremium zwar für jede Bosheit; aber ein künftiger böser 
könnte einst diese Freiheit fürchterlich mißbrauchen. Principiis obsta, ne 
sero medicina paretur"271. Aller Protest war aber vergebens. Der Fürst hatte 
nämlich gleich unmittelbar nach der Wahl durch den kaiserlichen Kom-
missar das Recht der Regierung über die Temporalien und die Übung aller 
Regalien272 erhalten, so daß er also zur Zeit der Reversierung bereits Do-
minus in suis terris war. 
In der Kapitulation fanden natürlich auch die bereits erwähnten Ab-
trennungsversuche des Egerer Distrikts ihren Niederschlag. Sie verpflichtete 
den Bischof, die reichskonstitutionsmäßige Unzertrennbarkeit der Regens-
burger Diözese ganz allgemein zu verteidigen, und die Loslösung des Egerer 
Bezirks im besonderen zu verhindern273. Es gelang Max Propkop auch, 
diesen Hoheitsanspruch bis zur Zirkumskriptionsbulle des Jahres 1821, durch 
die alle außerbayerischen Gebiete von den bayerischen Bistümern losgetrennt 
wurden, der Regensburger Kirche zu erhalten274. Ebenso führte er die ver-
langte Verlegung des Seminars St. Wolfgang in die Gebäulichkeiten des 
ehemaligen Jesuitenklosters mit Zustimmung des bayerischen Kurhauses 
aus275. Der Artikel 28, in welchem sich die Kapitulare die Untertanspflicht 
der Pfleger und Beamten auch für den Fall vorbehielten, daß der Bischof 
das Stift mit übergroßen Schulden beschwere, blieb zwar praktisch bedeu-
tungslos; in ihm bekundet sich aber der wachsende Machtanspruch des 
Kapitels. 
Während der Bischof nach den anfänglichen Unstimmigkeiten wegen der 
Kapitulation mit seinem Regensburger Kapitel in der Folgezeit in gutem 
Einvernehmen lebte, kam er mit dem Freisinger Kathedralkapitel, das ihn 
nach dem Tode des Bischofs Ludwig Josef Frh. v. Weiden ebenfalls zum 
Fürstbischof gewählt hatte, in ein schweres Zerwürfnis. Denn schon wenige 
Tage nach seiner dortigen Wahl hatte er den Vice-Präsidenten des Geist-
lichen Rates und Regensburger Domherrn Wolff, der dem Freisinger Kapitel 
2™ Siehe Anm. 268. 
2™ ebda. 
2 7 2 WK 1787 Art. 3. — Die Administratio ante confirmationem electionis erhielten 
früher auch schon die Bischöfe Gg. v. Herberstein, Adam Lorenz v. Törring, Guido-
bald von Thun und Alb. Sigismund. (Altes ADR Laft. 4 Nr. 45 u. 48). 
273 WK 1787 Art. 54. 
2 7 4 Joh. B. Lehner, Beiträge zur Kirchengeschichte des Egerlandes. In: 13. Jahres-
bericht des Vereins zur Erforschung der Regensburger Diözesangeschichte S. 204 ff. 
— Der Kaiser begnügte sich 1789 mit der Errichtung eines Regensburger Kom-
missariats. (Gg. Schwaiger, Die altbayerischen Bistümer Freising, Passau und Regens-
burg zwischen Säkularisation und Konkordat (1803—1817) München 1959. S. 276). 
2 7 5 WK 1787 Art. 20. 
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nur als Domizellar angehörte, zum Weihbischof ernannt, obwohl ihn die 
Kapitulation, die er unterzeichnet hatte, verpflichtete, nur einen Weihbischof 
ex gremio Capituli zu bestellen. Der Unwille des Kapitels steigerte sich 
noch, als er am 1. Sept. 1788 die päpstliche Anerkennung und die Befreiung 
von seinem Eid auf diesen Artikel erhielt. Die literarische Fehde, die sich 
im Anschluß an diesen Vorfall der Anwalt des Kapitels, Martin Dürr 2 7 6 , und 
der Vertreter der bischöflichen Partei, Anton Maler277, lieferten, hat der Bi-
schof nicht mehr erlebt. 
Nur etwas mehr als zwei Jahre hatte Maximilian Prokop das Regens-
burger Fürstbistum inne. Wie das letzte Mal wollten die Kapitulare auch 
bei der neuen Wahl nicht über ihren eigenen Kreis hinausgehen278. Als mög-
liche Kandidaten traten der Domdekan Graf von Thum, der schon bei der 
Wahl von 1787 eine Anzahl von Stimmen gewonnen hatte, der Kanoniker 
von Stubenberg und der Dompropst von Lerchenfeld hervor; dieser stand 
zwar im Kapitel noch allein, er hatte aber das Votum des Kurfürsten und 
die Unterstützung seines Bruders, der zugleich als bayerischer und als 
Reichs-Wahlkommissär in Regensburg fungierte279. Obwohl nach wiederholten 
vergeblichen Wahlgängen die ganze Partei Thum auf die Seite des Dom-
propstes übertrat, wurde die Wahl nicht entschieden. Wochenlang zogen sich 
die Skrutinien hin. 
Wie schon bei der Wahl des Vorgängers, wurde auch jetzt die Forderung 
laut, man möge sich zur Devolution an den Papst entschließen. Um einem 
solchen Schritt zuvorzukommen und zu erreichen, daß ein guter bayerischer 
Patriot, was von München her immer wieder gefordert wurde, auf den Bi-
schofsstuhl gelange, schlug der Kurfürst als Ausweg vor, die Kanoniker 
sollten dem in Freising zum Bischof gewählten Propst von Berchtesgaden, 
Josef Konrad von Schroffenberg, auch das Regensburger Hochstift über-
tragen280. Der langen ergebnislosen Wahlgänge müde, folgte das Kapitel am 
30. 3. 1790, einen Tag vor Ablauf der Wahlfrist, durch Akklamation diesem 
Vermittlungsvorschlag. 
Schon Wochen vorher war die Kapitulation für den neuen Bischof aufge-
richtet worden281. Bei der Besprechung der von den Herren von Künigl, 
von Sauer und von Tänzl ausgearbeiteten Vorlage im Kapitel wurde sogar 
ein Vorschlag beraten, der dem Fürsten ganz allgemein verbieten sollte, 
ohne das Gutachten der Dikasterien und die Zustimmung des Kapitels 
irgendeine wesentliche Handlung für das Hochstift vorzunehmen282. Dieser 
2 7 6 M. Dürr, Responsum iuris puncto violatae capitulationis episcopalis. 2. AufL 
Görlitz 1790. 
2 7 7 A. Maler, Beiträge zu den Wahlkapitulationen der deutschen Hochstifter. Leip' 
zig 1790. 
278 Wahlverhandlungen zur Wahl des Bischofs Josef Conrad von Schroffenberg 
von Regensburg. 1789/90. Geh. St.Arch. Münch. Kasten schwarz Nr. 2533. 
279 Kurz vorher war Kaiser Josef II. gestorben. Als Reichsvikar hatte Kurfürst 
Karl Theodor das Recht, den Wahlkommissär des Reiches zu bestellen. 
280 Näheres über die Person und die Regierung Josef Konrads v. Schroffenberg bei: 
Gg. Schwaiger, Die altbayerischen Bistümer Freising, Passau und Regensburg zwischen 
Säkularisation und Konkordat. S. 111—121). 
«81 Die Verhandlungen begannen am 17. 2.1790. (Prot. Domkap. 1789/90 Fol. 448 
und 506.) 
282 Prot. Domkap. 1789/90 Fol. 506 ff. 
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Artikel, in dem die Bevormundung des Fürsten ihren Höhepunkt erreicht 
hätte, wurde zwar in die Kapitulation nicht aufgenommen, dafür aber eine 
Reihe anderer, sehr ins Detail gehender Direktiven, die sich auf aktuelle 
Fragen bezogen, so auf die Visitation des Bistums, durch die der mehr und 
mehr um sich greifenden Lauigkeit entgegengewirkt werden sollte283, auf die 
Verwaltung des Seminars und die Schulkommission für Stadt- und Land-
schulen284, auf Verhandlungen mit Bayern-Pfalz wegen der jährlichen pfarr-
lichen Inkorporationsgefälle 2 8 5 und schließlich auf gemeinsame Verordnungen 
zusammen mit der Stadt Regensburg gegen den häufigen Bettel und die 
»gemeinwerdende Kinder-Exposition" 2 8 6 . 
Wie keine andere Wahlkapitulation sieht diese letzte aus dem Jahre 1790 
über die Mauern der Kapitelsinteressen hinaus auf die allgemeinen Be-
dürfnisse der Regensburger Kirche. Sie ist in ihren Forderungen gegenüber 
dem Bischof nicht unbescheiden, aber sie ist nicht egoistisch. Dieses Cha-
rakteristikum unterscheidet sie von den früheren Kapitulationen. Damals 
ging es vorzüglich um den Vorteil des Kapitels, jetzt steht das Gesamtwohl 
des Hochstifts im Vordergrund, für das sich das Kapitel verantwortlich fühlt. 
VII. Das Ende der Regensburger Wahlkapitulationen 
Unbekümmert um die wiederholten Verbote haben die Regensburger Wahl-
kapitulationen fortbestanden, bis die Säkularisation ihnen und dem Hochstift 
ein Ende setzte. Neben den Gebieten des Deutschordensmeisters und des 
Großpriors des Malteserordens blieb Regensburg zwar das einzige geistliche 
Territorium, das die Paragraphen des Reichsdeputationshauptschlusses vom 
25. Februar 1803 zu Gunsten Dalbergs, der 1802 von Napoleon Stift und 
Stadt Regensburg erhalten hatte, vor der Aufhebung schützten 2 8 7. Aber das 
mit den Würden eines Kurfürsten, Reichserzkanzlers, Metropolitan-Erz-
bischofs und Primas von Deutschland auf »ewige Zeiten" verbundene Hoch-
stift war nur ein kurzer Traum. Als Erzbischof Carl von Dalberg bei der 
Gründung des Rheinbundes 1806 die Hoheitsrechte über Frankfurt erhielt, 
und schließlich 1810 auch Fulda und Hanau, zugleich mit dem Titel eines 
Großherzogs, mußte er Hochstift und Stadt Regensburg an Bayern abgeben. 
Das bedeutete Mediatisierung, das Ende des Hochstifts und die endgültige 
Besiegelung des mit der Bestellung Dalbergs bereits beendeten Kapitulations-
wesens. 
"3 Art. 1. 
284 Art. 20. Diese Kommission war von Bischof Max Prokop ins Leben gerufen 
worden. 
285 Art. 12. 
286 Art. 38. 
287 § 25 des Reichsdeputationshauptschlusses. — Matrikel der Diözese Regensburg 
S. 12. — H. W. Schiaich, Das Ende der Regensburger Reichsstifter St. Emmeram, 
Ober- und Niedermünster. In: Verhandl. des Hist. Vereins für Oberpfalz und Re-
gensburg 97. Bd. 1956 S. 237 f. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01811-0073-4
C. Die K a p i t u l a t i o n s b e s t i m m u n g e n in sachl icher Ordnung 
Der Versuch, die Bestimmungen der einzelnen Kapitulationen in eine 
systematische Zusammenschau einzufügen, stößt auf einige Schwierigkeiten» 
Es macht sich hier nicht nur der bereits im Vorwort erwähnte Mangel an 
entsprechenden Einzeluntersuchungen geltend; es sind auch Schwierigkeiten 
in den Kapitulationen selbst. Viele Artikel sind sehr allgemein gefaßt und 
gehen mit nur geringen Änderungen durch die einzelnen Wahlgedinge; an* 
dere, vornehmlich finanzieller Art, fügen sich nur schwer in den Rahmen 
eines größeren Zusammenhanges ein. Es kann deshalb in den folgenden 
Kapiteln nur ein Uberblick über die wichtigsten Kapitulationspunkte ge* 
geben werden288. 
/. Der Bischof 
Der Streit um das Recht der Bischofswahl war nicht bloß ein Kampf 
gegen den König und die weltlichen Fürsten, sondern ebenso ein Kampf 
der Domkapitel gegen den Einfluß des Papstes. In der zweiten Hälfte de$ 
13. Jhdts. steigerte dieser seinen Anspruch so weit, daß das freie Wahlrecht 
der Domkapitel durch die päpstlichen Reservationen ernstlich in Frage gc 
stellt wurde. Clemens VI. (1342—1352) beanspruchte schließlich sogar da* 
Besetzungsrecht für alle Bistümer 2 8 9. 
Die Domkapitel setzten sich natürlich gegen eine solche Beschneidung 
ihrer Rechte zur Wehr. Gerade in Deutschland, wo die meisten Bischöfe 
auch Landesherrn waren, machte sich eine starke Strömung gegen das 
päpstliche Besetzungsrecht geltend mit dem Erfolg, daß die Kanoniker iltf 
Wahlrecht behielten und dem Papst nur die Bestätigung des Gewählten 
vorbehalten blieb290. 
Die erste Pflicht des Neuerwählten war also, sich um die p ä p s t l i c h e 
Anerkennung zu bemühen; durch sie erhielt er das Recht auf die Rc 
gierung des Hochstifts und nach Erhalt der bischöflichen Weihe, die gc 
wohnlich der Erzbischof von Salzburg spendete, auch das geistliche Regi' 
ment über die Diözese 2 9 1 . Bis dahin lag die ganze Gewalt in den Handel 
2 8 8 In den Darstellungen der WK anderer Stifte haben sich zwei Methoden ent" 
wickelt. Die eine gibt den Inhalt jeder einzelnen WK genau wieder (Oswald, Weigel) 
und fördert damit eine Fülle von Einzelheiten ans Licht; die andere verzichtet auf 
das gewichtslose Detail und bringt die wichtigsten Gesichtspunkte in sachliche* 
Ordnung zur Darstellung (Abert, Bruggaier). Diesem letzten Weg möchte ich detf 
Vorzug geben. 
28» Hofmeister Ph., S. 65 f. 
290 Abgesehen von jenem Fall, in dem der Papst dem Kapitel das die Wahl hinaus' 
zögerte, durch die Ernennung Vorgriff (bei Bischof Johann I. 1384, cf. Janner Iii» 
296 f. und der Berufung Alberts des Großen nach der Enthebung seines Vorgänger^» 
den das Kapitel in Rom verklagt hatte, cf. Janner II, 463), hat der Papst seit 124? 
nur bei strittigen Wahlen in die Besetzung des Regensburger Bischofsstuhles einge' 
griffen. So bei Friedrich I. 1340 (Janner III, 212), bei Conrad VII. 1428 (ebd* 
S. 414—416) und bei Rupert I. 1457 (ebda. S. 509—514). — Bei der Wahl von 124?» 
die in die Zeit der großen kirchenpolitischen Kämpfe fiel, ließ der Papst den Bischt 
durch seinen Legaten Philipp von Ferrara bestellen (Janner II, 416—418). 
291 WK 1538 Art. 1 . . . '. uns auch, ehe uns wir angeregte Bäbstl. ConfirmatioJ*» 
und folgend die Consecration erobert, und erlangt haben: des Stiffts Schlösser. Ge' 
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des Kapitels292, bzw. des von ihm benannten Verwesers293. Alle Briefe, Ur-
kunden und Missionen wurden in der Kapitelskanzlei ausgefertigt und durch 
das Siegel des Kapitels beglaubigt294. Dies galt auch für den Fall, daß der 
Fürst noch zu jung war und die Regierungsgeschäfte noch nicht ausüben 
konnte295. Erst wenn der neue Bischof die päpstliche Anerkennung dem 
Domkapitel „ordentlich hinterbracht und gewiesen" und dieses ihm darauf-
hin „die würkliche Posess" erteilt hatte, durfte er die Regierung antreten296. 
Bis zu diesem Zeitpunkt war es dem Erwählten auch nicht erlaubt, im 
Domchor den Platz des Bischofs einzunehmen oder die bischöfliche Residenz 
zu beziehen. War er vorher nicht Domherr in Regensburg, hatte er also 
weder Sitz im Dom noch Wohnung in der Stadt, so mußte er sich mit der 
vom Ökonomen benannten Kirche und einigen wenigen Zimmern im bischöf-
lichen Hof begnügen. Dort wurden ihm auch Speise und Trank gereicht. 
Sein Kanonikat, falls er ein solches in Regensburg hatte, und die damit 
verbundenen Einkünfte blieben bis zur endgültigen Bestätigung unange-
tastet297. 
seß, Leuit und anderes zu regieren Vant, Ränt und Fändt einzunemmen, nit unter-
fahen noch gebrauchen. (Vanden, fänden und ränten sind Synonyma mit der Be-
deutung: Naturalerträgnisse beziehen. Siehe Schindler, Bayrisches Wörterbuch, Leip-
zig 19322, I, 723). 
2 9 2 Eine Diözesansynode, die nach der Wahl Georg v. Papenheims, jedoch vor seiner 
Bestätigung stattfand, war vom Kapitel einberufen und von einem Kanoniker (Lau-
rentius Hochwart) geleitet worden (Hochwrart III, 30). 
2 9 3 Zunächst war es die Regel, daß ein Domherr die geistliche und auch die welt-
liche Regierung als Verweser übernahm, z. B. der Propst Dr. Jakob Müller 1593— 
1596, der Domdechant von Stinglheim 1613, der Probst Wolf Sigismund v. Leibifing 
1688 u. a. Eine Ausnahme machte die vom Papst verfügte Regelung der Administration 
während der Minderjährigkeit Kardinal Philipps, die zwei Verweser verlangte. Später 
wurde dies allgemein üblich. — In der WK von 1683 (Art. 3) wurde folgende Ver-
fügung getroffen: Das Kapitel wählt einen Administrator in spiritualibus. Dieser ist 
zugleich Administrator in temporalibus; doch wird ihm für diese Aufgabe ein Direktor 
zur Seite gegeben. Auch dieser wird vom Kapitel nominiert. 
29i 1579. Art. 1. — Es geschah aber auch, daß das freie Ernennungsrecht des 
Verwesers dem Kapitel genommen wurde. So wurden etwa, wie früher schon er-
wähnt, die beiden Administratoren für den jungen bayerischen Herzog Philipp vom 
Papst ernannt. Ebenso wurde von ihm der Wiener Nuntius Spinola für den unmündi-
gen Clemens August (1716—19) als Commissarius in geistlichen Sachen berufen. 
(Geh. St.Arch. Münch. Kast. schw. Nr. 2507). 
2 9 3 Als Mindestalter verlangten die Domherrn 1683 (Art. 3) für die Regierung der 
Temporalia zwanzig, für die Spiritualia dreißig Jahre. 1695 (Art. 3) setzten sie das 
kanonische Alter auf 27 Jahre herab. — Die Möglichkeit einer päpstlichen Dispen-
sation wurde immer offen gelassen. 
2 9 6 „ . . . und bis uns von ermelten Thum Capitul die würkliche Posess würcklich 
erteillet seyn wirdt, die völlig und gantze Administration, gleichwie bis anhero voll-
kommentlich bey demselben verbleiben, und überlassen werde, nach erhaltener Päbst-
licher Confirmation aber, uns vorgedachter Regierung nicht änderst, als nach Inhalt, 
und Tenor derselben, und dieser Concordata unterfangen und unterziehen." (WK 1716 
Art. 3). 
2 9 7 „ . . . soll . . täglich Speis und trank, der gebür nach, aus dem bischöfl. Hof 
ordenlich geraicht werden; dagegen aber ime seiner Pfrienndt gefäll, Presentzen, und 
anders, auf gehebt sein, Er auch deren gäntzlich müßig stehen soll". (WK 1579 Art. 1) 
„ . . . Im unverhofften Fall aber der Electus nit confirmiert wurde: soll ime sein 
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Es ist verständlich, daß es im Interesse jedes Erwählten lag, möglichst 
bald die Konfirmation durch den Papst zu erlangen und dadurch in den 
Besitz der bischöflichen Rechte und in den Genuß der Einkünfte zu 
kommen. Da aber die Konfirmationsschreiben aus Rom immer länger aus-
blieben und Bischof David Kölderer (1567—1579) schließlich volle zwei 
Jahre auf die Anerkennung seiner Wahl warten mußte, ging man dazu über, 
die Wahl mündlich durch einen Legaten in Rom anzeigen zu lassen. Die 
Verzögerungen waren verursacht durch den vom Trienter Konzil vorge-
schriebenen eingehenden Informativprozeß über die Rechtmäßigkeit der 
Wahl und die Eignung des Erwählten. Eine Überprüfung der Wahl erfolgte 
zwar auch in der vortridentinischen Zeit; diese war aber wesentlich ein" 
facher und wurde regelmäßig in Rom vorgenommen, während sie nun in der 
Heimat durch den Nuntius, den Metropoliten oder den Episcopus viciniof 
durchgeführt wurde298. Das machte oft einen ausgedehnten und zeitrauben-
den Schriftverkehr notwendig. Die Aufgabe des Legaten war es nun, neben 
der Anzeige der geschehenen Wahl auch auf einen baldigen Abschluß def 
Informativprozesse hinzuwirken. Da der Papst auf Grund des Wiener Kon* 
kordats mit der deutschen Nation von 1448 im Falle einer unkanonischen 
Wahl die Besetzung des betreffenden Bistums beanspruchen konnte299, paarte 
sich mit dem Interesse des neugewählten Bischofs, möglichst bald die päpst* 
liehe Bestätigung zu erlangen, die Sorge des Kapitels, mit einer eventuellen 
Ablehnung der getroffenen Wahl das Recht der Neuwahl nicht zu verlieren. 
Deshalb verlangte es, daß der vom Bischof bestimmte Legat ein Canonicum 
capitularis sein müsse 8 0 0 , dem als Mitglied des Kapitels natürlich an dessen 
Rechten gelegen war. Dieser sollte anläßlich seiner Mission auch „modeste* 
ohne Verletzung der Interessierten, doch der Notdurft nach, Herrn Päbstl' 
Heiligkeit allerunterthänigst zu erkennen geben" die schlimmen Zustand^ 
des Stifts und besonders des Kapitels „und umb Abstellung derselben sol* 
lizitieren"301. überhaupt sollte grundsätzlich zu „vornehmen Legationen" 
immer nur ein Domkapitular beauftragt werden — gegebenenfalls neben 
einem weltlichen Rat —, besonders aber bei der Visitatio liminum Aposto* 
lorum, bei Gesandtschaften zu Reichs- oder Kreistagen und zum Zwecke de$ 
Reichslehens-Empf angs302. 
Die Kosten zur Erlangung der päpstlichen Konfirmation waren noefc 
zur Zeit des großen Schismas nicht allzu hoch. Bischof Johann von Moos' 
bürg (1384—1409) hatte z. B. nur zwölf Goldgulden zu erlegen. In der Ze# 
Jus Prebende, et Canonicatus, unbeweret, und unaufgehebt — sondern er daßselb* 
durchaus fähig seyn." (WK 1598 Art. 1). 
2» 8 E. H. Feine, Kirchl. Rechtsgeschichte BD. I S. 474. 
299 ebda. S. 428. 
300 WK 1598 Art. 1 . . . . so soll ein Electus . . . zur erlangung der Päbstl. Con' 
firmation unnd befestigung, auch in eroberung der Gonsecration: zu welichem endft 
wofern es mit bloßen Schrifften nit, sondern durch ein Legation richtig zu mache» 
vonnöthen, ein Canonicus Capitularis gezogen und gebraucht werden . . . . 
3 0 1 Als solche Bedrängnisse werden genannt, Baufälligkeit, Mißernten in Getreide 
und Wein durch etliche Jahre, Reichs- und Kreissteuern, Durchzug von Kriegsvolk» 
Entzug von inkorporierten Pfarreien, Benefizien und Klöstern u. a. m. (WK 159» 
Art. 1). 
3 ° 2 WK 1668 Art. 17, 1683 Art. 2 und 1767 Art. 18. 
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des Renaissancepapsttums schössen die Gebühren aber schnell in die Höhe, 
wobei die oft notwendigen Dispensationen von irgendwelchen Hindernissen 
dem päpstlichen Fiskus willkommene Hilfsdienste leisteten. Der Admini-
strator Johann von der Pfalz (1507—1538), der kaum neunzehn Jahre zählte, 
als er gewählt wurde, mußte 1400 fl an Taxen und Annaten an die päpst-
liche Datarie bezahlen. Der Vater des jungen Fürsten, Kurfürst Philipp 
von der Pfalz, hatte zwar alle Kosten auf sich genommen303; das Kapitel 
sah sich aber bei der nächsten Wahl vor und verlangte in seiner Wahl-
kapitulation, daß der Erwählte alle Kosten zur Erlangung der päpstlichen 
Bestätigung selbst zu tragen habe; weder das Hochstift noch das Kapitel 
dürfe damit irgendwie belastet werden304. Die hohe Abgabe von 1400 fl, 
welche auch die Nachfolger Johanns zu entrichten hatten, wurden der zer-
rütteten finanziellen Verhältnisse wegen bei Bischof Veit von Frauenberg 
auf die Hälfte reduziert305; nach dem 30-jährigen Krieg wurde sie für 
gewöhnlich ganz erlassen306. Das bayerische Kurhaus, dessen Prinzen im 
17. und 18. Jahrhundert lange Zeit den Regensburger Bischofstuhl inne-
hatten, hatte ganz abgesehen davon noch das besondere Indult der Freiheit 
von ähnlichen Abgaben307. Weil die Befreiung von den Taxen und Annaten 
den Bischöfen nur wegen der schlechten finanziellen Lage des Hochstifts 
gewährt wurde, sorgten die Kanoniker dafür, daß die gesparten Gelder auch 
dem Hochstift zugute kämen. Sie forderten, daß die Hälfte davon zur Til-
gung der Stiftsschulden und zum Rückkauf der veräußerten Güter ausge-
geben werden müsse; die andere Hälfte könne der Bischof für den Erwerb 
der Regalien verwenden308. Auch die Kosten für die Regalienverleihung 
hatte der Bischof allein zu tragen309. 
Sobald der Bischof die Regierungsgewalt erlangt und das Nutzungsrecht 
Gemeiner IV, 131 f. 
304 WK 1538 Art. 1. Schon in einem Zusatzartikel der WK. von 1465 (Zus.Art. 7) 
wird vom Bischof verlangt, daß er die 200 Rhein Gulden, die das Kapitel für ihn 
ausgegeben habe, ersetze. 
8 0 5 Im Repertorium des Alten Domkapitel-Archivs Regensburg findet sich folgender 
Eintrag: „Copia vidimus super motu proprio Pii Pappe 4. ti pro reductione Taxe, 
sive Annatarum ad medietatem septingentorum florenorum in favorem electi Epi 
Viti (de Frauenberg)". Laft. 6 Nr. 21; Repertorium p. 23 f. Da das Archiv noch nicht 
geordnet ist, muß ich mich, wie bei der Quellenangabe schon bemerkt, in einzelnen 
Fällen auf das Repertorium verlassen. 
806 WK 1662 Art. 2 „ . . . Da sich dann allen verhofften nach begeben würdet, daß 
der Electus angeregter Annaten remissionem bey dem Päbstl. Stuel würdt erlangt 
haben . . . 
8 0 7 Als der Kurfürst Max Emanuel bei der Wahl Clemens Augusts von den hohen 
Taxen und Annaten erfuhr, berief er sich in einem Brief vom 10. 2.1716 an seine am 
kaiserlichen Hof weilenden Räte darauf, daß das bayerische Kurhaus durch spezielles 
Indultum Pontificum von derlei Taxen frei sei. Geh. StArch. Münch. Kast. schw. 2508. 
Bischof Albert Sigmund v. Bayern hatte die Taxen für seine Wahl (1668) bezahlen 
müssen. (Altes ADR Laft. 6 Nr. 130; Repertorium p. 41.) 
so» WK 1579 Art. 1. — Bischof Clemens August (1716—1719) bezahlte für die 
Belehnung durch das Reich insgesamt 1219 fl. (Geh. St.Arch. Münch. Kast. schw. 2517) 
3 0 9 Mit der Zahlung der Regaliengelder war das Hochstift zeitweilig sehr im Rück-
stand. Bischof Guidobaid von Thun mußte noch für die Regal-Gefälle seiner beiden 
Vorgänger aufkommen. (Nebenrezeß 1666 Art. 6). 
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an der bischöflichen Tafel erhalten hatte, band ihn die Pflicht, den größten 
Teil des Jahres am Hof oder auf einem der zum Stift gehörenden Schlösser 
zu res idieren und seine Regierungsgeschäfte auszuüben 3 1 0: Dieses Ver-
langen des Kapitels wurde natürlich praktisch hinfällig, seitdem das Bistum 
in Personalunion mit anderen größeren Bistümern stand. Soweit dieser Um-
stand schon bei der Wahl vorauszusehen war, wurde in der Kapitulation 
darauf Rücksicht genommen; befriedigende Lösungen wurden aber niemals 
gefunden. Als der Kölner Kurfürst Josef Clemens 1695 erneut zum Regens-
burger Bischof gewählt wurde, überließen die Domherrn die Residenzpflicht 
ganz der Willkür des Fürsten. Sie baten sieh nur aus, daß er während sei-
ner Abwesenheit einen Kanoniker mit Wissen des Kapitels zum Statthalter 
einsetze311. Als aber in den nächsten siebzig Jahren die Bischöfe nur sehr 
seltene Besucher in ihrer Regensburger Bischofsstadt wurden, und Bischof 
Johann Theodor (1719—1763) auch keinen Statthalter ernannte, sondern 
die Regierungsaufgaben durch seine Sekretäre wahrnehmen ließ, schränktet 
sie die Freiheit der Bischöfe in bezug auf ihre Residenzpflicht schrittweise 
wieder ein, machten sie zunächst abhängig von einer päpstlichen Erlaub-
nis312 und verboten dann sogar auch das Nachsuchen um eine päpstliche 
Dispense313. Da es aber für einen Bischof, der mehrere Fürstentümer hatte, 
einfach unmöglich war, dauernd in einem seiner Stifter zu weilen, gab das 
Kapitel schließlich wieder soweit nach, daß es nur die Anwesenheit während 
vier oder fünf Monate im Jahr zur Pflicht machte314. 
Der Statthalter, der den Bischof in der Zeit seiner Abwesenheit vertrat, 
war gewöhnlich der Domdekan, andernfalls einer der Kanoniker316. Neben 
dem Generalvikar, dem die Verwaltung der geistlichen Sachen anvertraut 
war, fiel ihm die Leitung der weltlichen Angelegenheiten im Hochstift zu. 
Er hatte die Vollmacht zu allen Handlungen des gewöhnlichen Geschäfts-
verkehrs und im Notfall die Erlaubnis, im Namen des Fürsten Verordnun-
gen zu treffen. Lediglich bei schwerwiegenden Entscheidungen mußte er, 
wenn es die Zeit gestattete, die Weisung des Fürstbischofs einholen316. 
Der Streit um die Residenzpflicht gehört mehr in die späte Zeit des Re-
gensburger Kapitulationswesens. Früher, als diese eine Selbstverständlichkeit 
war, ging es darum, den Bischof zu einer sparsamen Hofhal tung , wie 
sie die bescheidenen Einkünfte des Hochstifts und die fortwährende Ver-
schuldung verlangten, anzuhalten. Diesbezügliche Bestimmungen begegnen 
uns in den Wahlkapitulationen aller Hochstifter; freilich konnten andernorts 
die Kanoniker etwas großzügiger verfahren. In Würzburg etwa gestanden sie 
8io WK 1614 Art 40: Wir sollen auch Selbsten allhie im Bischof 1. Hof oder auf 
des Stifts Güther einem, den mehreren Theil des Jahres residieren, und regieren; es 
seye gleich continue, oder interpolate, nach unser, und des Stifts Gelegenheit, und 
Nothdurft, ungehindert anderer anitzt habender gleichmäßiger, oder inskonftig be-
kommender noch mehrer Digniteten . . . . 
au WK 1695 Art. 47. 
312 WK 1764 Art. 47. 
313 WK 1787 Art. 46. 
au WK 1790 Art. 46. 
3i5 Auch in Passau mußte der Domdekan zum Statthalter bestellt werden. Einen 
anderen Kanoniker konnte der Bischof nur mit Vorwissen des Kapitels berufen. (Os-
wald, Das alte Passauer Domkapitel S. 179 Anm. 1.) 
sie WK 1641 Art. 37. 
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dem Bischof eine Zivilliste zu, die je nach der Gunst der Zeit zwischen 
12000 und 24000 fl schwankte317; in Mainz war sie bescheidener und be-
wegte sich zwischen 6000 und 8000 fl 3 1 8 . In Regensburg schränkten die 
Wähler die Hofhaltung des Bischofs dadurch ein, daß sie ihm verboten, 
mehr als 24 Personen zu beschäftigen und mehr als 12 Pferde auf 
Kosten der Kirche zu halten319. Später wurden die zahlenmäßigen Begren-
zungen fallen gelassen und ganz allgemein verlangt, daß der Bischof ein 
„geziemend und mäßig Hofgesinde" habe und dem Stift nicht durch eine 
üppige Hofhaltung zur Last sei320. Auch jede Bautätigkeit ohne die Zu-
stimmung des Kapitels war ihm untersagt321. Zur Sicherheit dafür, daß er 
„kein Leben über seinen (unsem) Stand führen" und das Stift nicht in 
Schulden stürzen werde, behielt sich das Kapitel das Recht vor, Gut und 
Herrschaft Pechlarn an sich zu nehmen322. 
Die Wohltätigkeit des Bischofs soll aber durch diese notwendigen Ein-
schränkungen nicht beeinträchtigt werden. Er soll die löbliche Gewohnheit, 
bei feierlichen Anlässen die Domherrn zum Mahle zu laden und sie bei Ge-
legenheit mit süßem Wein und Wildbret zu beehren in „consolationem et 
confratrum redificationem et charitatem majorem" nicht abkommen lassen323 
und er soll auch dafür sorgen, daß die übriggebliebenen Speisen an die 
Stiftsschüler verteilt werden324. 
Immer wiederkehrende Bestimmungen befassen sich mit dem Test ier-
recht des Bischofs. Nach den kirchlichen Kanones hatte der Bischof eine 
testamentarische Verfügungsgewalt nur über seine Patrimonialgüter, deren 
Früchte und Erträgnisse, nicht über die zur Mensa episcopalis gehörenden 
Güter 3 2 5. Um zu verhindern, daß der Bischof seine Befugnisse überschreite 
31? Abert S. 121. 
3i8 Stimming S. 127. 
3i» WK 1437 Art. 15. Die ganz gleiche Bestimmung in bezug auf die Zahl der be-
schäftigten Personen und die Pferde findet sich auch in der Breslauer Kapitulation 
von 1456. (Seppelt S. 211). 
320 WK 1488 Art. 12. „ . . . die Hofhaltung mit übrigen, und unnothwendigen 
Pferdten, auch unbedürftigen Hofgesündt nit beladen." (WK 1600 Art. 23). 
321 WK 1538 Art. 26. — Auch für die durch die Zerstörungen des 30 jährigen 
Krieges notwendig gewordenen Ausbesserungen u. für die Wiederherrichtung der 
bischöfl. Residenz nach der jahrzehntelangen Abwesenheit der Fürsten im 18. Jhdt. 
behält sich das Kapitel das Recht vor, daß nichts ohne sein Vorwissen und seine Ein-
willigung geschehe. (WK 1641 Art. 25; 1787 Art. 29). 
322 WK 1614 Art. 24 u. 28. 
323 WK 1600 Art. 23. 
324 WK 1538 Art. 27. 
3 2 5 99 • • • Quicquid vero ecclesiae vel ante ipsius consecrationem fuisse cognoveris, 
vel in episcopatus ordine praedictum episcopum acquisivisse, in eiusdem ecclesiae 
dominio conservetur". (Corp. Iur. Can. Lib. X, lib. III, tit. XXVI, cap. I). — Diese 
für den Bischof geltende Bestimmung gilt in gleicher Weise für alle Kleriker, (ebda, 
cap. VII). — Die durch eine Konstitution Alexanders III. geschaffene Rechtsbasis, 
wonach das gemeinrechtliche Testierverbot über das Kirchengut zugunsten der Ar-
men, der Kirchen, der Klöster und des Dienstpersonals teilweise aufgehoben wurde, 
wurde also von den Kanonikern nicht anerkannt. Wegen des oftmaligen Mißbrauchs 
dieses Zugeständnisses schränkten es schon im Laufe des 13. Jhdts. verschiedene 
Synoden ein, bis es von Pius IV. schließlich ganz aufgehoben wurde. (Joh. Kaps, 
Das Testamentsrecht der Weltgeistlichen und Ordenspersonen. 1958 S. 45.) 
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und dadurch das Hochstift in unangenehme Erbschaftsschwierigkeiten hinein-
ziehe, setzten die Kanoniker fest, daß auch das die Patrimonialgüter be-
treffende Testament nur dann rechtsgültig sei, wenn es vom Kapitel gut-
geheißen werde326. 
Dieser Artikel über die Testierung macht gegenüber den anderen Kapitu-
lationspunkten insofern eine bemerkenswerte Ausnahme, als für ihn nebefl 
den alle Punkte umfassenden Revers eine eigene Urkunde binnen vierzehn 
Tagen vom Erwählten gefordert wird. Es wird nicht das Testament verlangt* 
sondern lediglich das schriftliche Versprechen, entsprechend den genannten 
Bedingungen zu testieren327. Sollte der Bischof sterben noch ehe ein rechts-
gültiges Testament vorliegt, dann fallen alle beweglichen Güter 3 2 8 an die 
Regensburger Kirche, ohne daß ein Anspruch von erbgläubigen Verwandte*1 
daran etwas ändern kann329. Die Einsicht, daß eine solche Bestimmung) 
wenn sie je in Anwendung käme, großen Streit heraufführen würde, veran-
laßten das Kapitel, diesen Artikel später dahin abzuändern, daß die Güteft 
die durch Stiftsmittel zum bischöflichen Stuhl gekommen sind, beim Hoch-
stift verbleiben, die eingebrachten Güter und deren Erlös aber an die Ver* 
wandten des Bischofs übergehen sollen330. Dieser Erleichterung folgte seit 
Johann Georg v. Herberstein die andere, daß der Bischof in Zukunft übe* 
seine Patrimonialgüter frei verfügen könne 3 3 1 . Da das Eigentum des Bi-
schofs andererseits mit der Garantie für die Befolgung der Wahlkapitula* 
tionen ganz allgemein belastet war, wurde ausdrücklich betont, daß seine 
testamentarischen Verfügungen keinen Vorbehalt gegenüber dieser Haftung 
bedeuteten332. 
Als beim Tode des Bischofs Guidobald von Thun (1666—68) die Vet-
lassenschafts-Exekution für seinen Vorgänger noch nicht vollzogen war, bat 
sich für die Folgezeit das Domkapitel auch das Recht aus, daß es zuU» 
Testamentsvollstrecker eingesetzt werde, wenigstens für die Güter, die in 
der bischöflichen Residenz oder im Hochstift lägen. Es wurde dem Fürsten 
aber frei gestellt, zur Wahrung seiner Interessen daneben auch einen Ver* 
wandten zu bestellen333. 
In der Kapitulation von 1662 (Art. 44) taucht zum ersten Male der An* 
spruch der Wähler auf das „ius spoliorum" auf. Das Spolienrecht) 
326 WK 1437 Art. 26: „ . . . Si vero testari voluerit, id sibi non liceat, nisi de con-
silio Capituli, seu maioris Partis, et secundum sacrorum Canonum instituta". 
3 2 7 ebda. „ . . . super quo etiam infra XV dies a tempore electionis, ut prefertuf» 
Electus seu Epus tradat Capitulo litteram specialem". — Heinrich von Parsberg gab 
eine entsprechende schriftliche Erklärung am 6. VI. 1437 ab (Cod. Dipil. III, 23 f.)» 
Johann v. d. Pfalz gab sie zusammen mit dem Hauptrevers am 13. II. 1488 (Cod' 
Dipl. III, 45). 
328 WK 1437 Art. 26. Vorübergehend wurden auch die unbeweglichen Güter mi* 
eingeschlossen (WK 1579 Art. 27). 
3 2 9 „ . . . post mortem suam relicta remaneant apud ecclesiam Rat. contradiction* 
consanquineorum, amicorum et quorumcumque aliorum non obstante". (WK 143? 
Art. 26). 
330 WK 1614 Art. 33. 
331 Nebenrezeß 1663 Art. 2. — Das Würzburger Kapitel gestattete seinem Bischof 
daneben, 3000 fl vom Stiftsvorrat testamentarisch zu vermachen. (Abert S. 125). 
332 WK 1614 Art. 32. 
333 WK 1668 Art. 57; cf Art. 42. 
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das einst der deutsche König als Ausfluß seiner Königsmunt gegenüber der 
Reichskirche in Anspruch genommen hatte, war durch einen Verzicht König 
Ottos IV. erloschen834. Daraufhin eignete sich dieses Recht die kirchliche 
Obrigkeit gegenüber ihren Untertanen an. Die Kurie machte im Verlauf des 
14. und 15. Jhdts. sogar den Versuch, den Nachlaß aller Kleriker für sich 
einzuziehen335. Die Domkapitel traten mit dieser Forderung zunächst an die 
ihnen unterstellten Kleriker heran336 und seit der Mitte des 16. Jhdts. auch 
an den von ihrer Wahlstimme abhängigen Bischof. Es begann damit, daß 
sie zunächst ihre Hand auf die Kleider und andere Alltagsdinge des Bi-
schofs legten. Da diese aber von relativem Wert waren, drängten die Dom-
herrn auf ein Spoliensurrogat, das in Regensburg auf jährlich 30 fl und eine 
Abfindung von 40 fl post mortem für jeden Kanoniker festgesetzt wurde. 
Im Zuge der Ablösung des Goldguldens durch den Silbertaler wurde es auf 
30 bzw. 40 Reichstaler337 erhöht 3 8 8. 
Die Wahlkapitulationen standen und fielen mit der freien Bischofs wähl 
der Domkapitel und mit ihnen der große Einfluß der Kanoniker auf die 
Regierung des Hochstifts. Nachdem sich die Wähler bereits gegenüber dem 
Königtum und gegenüber dem Papsttum erfolgreich zur Wehr gesetzt hatten, 
wollten sie natürlich auch verhindern, daß ihnen von Seiten des Bischofs 
das Recht der freien Wahl irgendwie beschnitten werde. 
Dies konnte einmal dadurch geschehen, daß der Bischof zum Kardinal 
erhoben wurde; denn mit dieser Ernennung fiel das Recht auf die Bestel-
lung des Nachfolgers dem hl. Stuhl zu. Es wäre unbillig gewesen, von einem 
Bischof verlangen zu wollen, auf die Kardinalswürde grundsätzlich zu ver-
zichten; man forderte aber, daß er diese Auszeichnung, falls sie ihm ange-
boten werde, nur dann annehmen dürfe, wenn er gleichzeitig dem Kapitel 
das päpstliche Indult ad liberam dispositionem bei der Neuwahl erwirkte889. 
Von den vier Regensburger Bischöfen, die den Kardinalspurpur erhielten, ist 
dieses Versprechen eingelöst worden340. 
Die andere Möglichkeit, das freie Wahlrecht des Kapitels auszuschalten, 
war die Bestellung eines Koadjutors cum iure futurae successionis, eines 
Vertreters also, an den nach dem Ableben des Bischofs das Bischofsamt ohne 
weiteres überging. Um dies zu verhindern, verboten die Wähler dem Bischof 
3 3 4 Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands IV S. 766; H. Mittels, Deutsche Rechts-
geschichte 1956, S. 97. 
W5 Hauck V, S. 618. 
336 Oswald, Das alte Passauer Domkapitel S. 150 Anm. 5. 
337 per Gulden war später nur noch ein Rechnungsbegriff von 60 Kreuzern; der 
Reichstaler hatte einen Wert von 72, 1580 sogar von 90 Kreuzern. (Schrötter Frh. v., 
Wörterbuch der Münzkunde Berlin. 1930.) 
338 WK 1668 Art. 56. — In Passau war die Abfindung 30 fl (Oswald S. 277) in 
Freising 60 fl (Martin Dürr, Responsum iuris puncto violatae Gapitulationis Epis-
copalis et statuto antiqui. Görlitz 1790 S. 44). 
339 WK 1600 Art. 1 . . . Deßgleichen im fahl er zur Cardinalischen dignität, und 
hochait, auf waßerley weeg das geschehe, erhebt würde, uns und unser Nachkommen 
am Thombkapitl, . . . der Sperrung unserer freyen wähl per ius affectatum durch 
eroberung eines Indulti, versichern und befreyen. 
8*° Kardinäle waren die Bischöfe Philipp von Wittelsbach (1579—1598), Franz 
Wilhelm v. Wartenberg (1649—1661), Guidobald von Thun (1666—1668) und Johann 
Theodor von Bayern (1719—1763). 
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ganz allgemein, einen Koadjutor zu bestellen bzw. anzunehmen, falls er ihm 
von Rom angetragen würde. Sollte er aber zu so hohem Alter kommen, daß 
er seine Aufgaben allein zu erfüllen nicht mehr imstande ist, dann möge er 
sich mit einem „Coadjutor absolutus" aus den Reihen des Kapitels begnü-
gen, mit dessen Bestellung kein Rechtstitel auf den freiwerdenden Bischofs-
stuhl geschaffen wurde. Einen Koadjutor mit dem Recht der Nachfolge 
dürfe er nur mit der Zustimmung des Kapitels bestellen341, oder seine Be-
rufung müsse auf Grund einer kanonisch freien Wahl geschehen342. Trotfl 
dieser Einschränkungen, die nie verletzt wurden, ist mehrmals ein Koadjutor 
mit dem Recht der Nachfolge eingesetzt worden, wenngleich es nicht immer 
die Notwendigkeit gefordert hätte, wie etwa bei der Bestellung des zwölf-
jährigen Josef Clemens (1683). Wie der Ordinarius mußte auch der Koad-
jutor eine Kapitulation beeiden, die weithin den ordentlichen Kompaktata 
entsprach, nur in einzelnen Dingen auf die rechtliche Stellung des Koad-
jutors zugeschnitten war. Insbesondere verbot sie ihm jede Anmaßung 
gegenüber dem Kapitel und jede Einmischung in die Regierung und Ver-
waltung des Stifts ohne den ausdrücklichen Willen des Bischofs. Im Falle 
einer Regierungsunfähigkeit des Bischofs wurde die Ausübung der Amts-
gewalt von der Zustimmung des Kapitels abhängig gemacht343. 
Eine dritte Möglichkeit, dem Kapitel in der freien Wahl zuvorzukommen) 
wäre die gewesen, daß der Bischof freiwillig auf das Bistum zugunsten eines 
anderen verzichtet. Hier ist besonders an den Fall zu denken, daß dein 
Fürstbischof ein anderes Hochstift übertragen wird mit der Auflage, er 
müsse sein früheres Bistum abgeben. Dies ist in Regensburg zu wiederholten 
Malen geschehen. Hierfür sah die Kapitulation vor, daß der Fürst da$ 
Hochstift ohne Forderung auf eine Ablösung oder Pension dem Kapitel 
resignieren müsse. Daneben hatte er Sorge zu tragen, daß die RegierungS" 
gewalt unbeschränkt in die Hände des Kapitels übergehe, daß sich kein Be* 
amter in den Herrschaften des Stifts die Macht anmaße oder in Mißachtung 
der Kapitelschen Hoheitsrechte zum Herrn erhoben werde344. 
//. Das Domkapitel 
Die Zahl der Kanoniker am Stift war anfänglich nicht festgelegt345. Er^ 
als das gemeinsame Vermögen aus der Zeit der Vita communis aufgeteilt 
wurde, war sie durch die vorhandenen Präbenden begrenzt, wenn auch noc& 
nicht genau bestimmt. Bei der Beratung der ersten Kapitulation im Jahr* 
1437 waren 17 Kanoniker versammelt, 1450 waren es 22, 1465 wiede' 
3 4 1 WK 1579 Art. 36 . . . Er soll auch in Zeit seiner Regierung kainen Coadjutor** 
nit begern . . . WK 1641: . . . oder da uns dergleichen motu proprio von der Ober' 
hand gegeben werden wollte, denselben wider eines Thumbkapitels Willen, ufl^  
Wissen, nit aufnemmen, sondern alleinig Goadjutorem absolutum . . . 
342 WK 1769 Art. 51. 
343 WK für Koadjutor Franz W. v. Wartenberg Art. 2 und 4. 
344 WK 1579 Art. 36 . . . soll er denselben (Stift) einem Capitel frei libere, ohn all* 
Pension, und beschwärden resignieren, und ainem Kapitl solchen Stift auch mit all^ 
Administration, dessen Herrschaften und Underthanen, aus sein, in ir sichern handetf» 
antworten . . . . , daß sie nit ainen Herrn aus irem Mittl ires gefallens erwöle*1 
mögen. 
3 4 5 Eine eigene Arbeit über das Regensburger Domkapitel fehlt noch. 
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nur 18. Das zahlenmäßige Schwanken ist hauptsächlich durch eine unvoll-
ständige bzw. vollständige Anwesenheit zu erklären 3 4 6; es kommt aber hinzu, 
daß auf Grund der schlechten finanziellen Verhältnisse gelegentlich auch 
Kanonikate zusammengelegt wurden347. Etwa die Hälfte der 1437 genannten 
Kanoniker waren Adelige. Wie das Passauer348 oder das Brixner Kapitel349 
war also auch das Regensburger ein sog. gemeinständiges Kapitel, d. h. Ade-
lige und Nichtadelige wurden aufgenommen. Während aber in Brixen im 
Laufe des 15. Jhdts. das bürgerlich-bäuerliche Element gegenüber dem Adel 
mehr und mehr hervortritt, steigert sich in der gleichen Zeit in Regensburg 
der Anteil des Adels an den Kanonikatsstellen. In dem von Alexander VI. 
1499 approbierten Statu tum Capituli wird über die Zusammensetzung des 
Kapitels gesagt, daß von den 15 Präbenden wenigstens zwei Drittel mit 
Adeligen besetzt sein müssen; die restlichen können auch an Nichtadelige 
vergeben werden; diese sollen sich jedoch durch theologische Gelehrsamkeit 
auszeichnen und einen akademischen Grad erworben haben350. 1668 sind nur 
noch zwei Nichtadelige, Dekan Dr. Dausch und Weihbischof Dr. Weinhardt, 
unter den Kapitularen; im 18. Jhdt. ist das bürgerliche Element ganz aus-
geschaltet. Das gemeinständige Kapitel ist zu einem Adelskapitel geworden351. 
Nicht alle Mitglieder des Kapitels hatten Sitz und Stimme bei den ordent-
lichen und außerordentlichen Kapitelssitzungen. In Bamberg waren bei 
34 Präbenden 20 Präbendisten stimmberechtigt. Sie hießen Canonici oder 
Canonici capitulares im Unterschied zu den nicht stimmberechtigten Domi-
cellares352. Eine ähnliche Zusammensetzung ist auch in Regensburg für das 
15. und 16. Jahrhundert anzunehmen. In der Folgezeit verringert sich die 
Zahl. Bischof Franz Wilhelm von Wartenberg erwähnt in seinem Kurien-
bericht aus dem Jahre 1654 nur noch 24 Präbendisten, von denen 15 Kapi-
tulare waren353. Die gleichen Angaben finden sich auch in der Diözesan-
3 4 8 Aus einer Gegenüberstellung der im Protokoll der WK von 1437 und 1465 auf-
geführten Listen und der Beobachtung der Reihenfolge der Kanoniker läßt sich mit 
Sicherheit sagen, daß 1437 wenigstens vier Kanoniker abwesend waren, nämlich die 
Herren Degenhard Salchinger, Heinrich von Absberg, Theoderich von Ramsberg und 
Dr. Jakob Friesheimer. 
3 4 7 Auch zur Unterstützung des Seminars wurde eine Kanonikerpräbende aufgeho-
ben. (Lipf S. 200). 
3 « Oswald S. 40. 
3 « Wolfsgruber Karl, Das Brixner Domkapitel (1508—1803), Innsbr. 1951. 
350 Approbiert am 23. III. 1494; urkundliche Bestätigung erst durch Julius II. am 
23. XI. 1503 (Cod. Dipl. II, 207). 
85i Natürlich besaßen manche der Kanoniker auch noch Präbenden an anderen 
Hochstiftern, z. B. hatte Ambros Gumppenberg (1501—1574) neben seinem Regens-
burger Kanonikat auch eines in Basel, Konstanz, Augsburg, Würzburg, Eichstätt, 
Passau und zeitweise in Freising. (Wolfsgruber S. 158). Christoph v. Schirnding 
(f 1527) war Domherr in Regensburg, Eichstätt, Würzburg, Breslau (Kist Johann, 
Das Bamberger Domkapitel (1399—1556), Weimar 1943). 
3 5 2 Es gab emanzipierte und nichtemanzipierte Domizellare. Die nichtemanzipierten 
besuchten noch die Schule, standen unter der Aufsicht des Scholastikus und hatten 
keine eigenen Präbenden, wurden vielmehr von dem noch verbliebenen gemeinsamen 
Eigentum unterhalten. Die emanzipierten Domizellare hatten in der Regel eine 
Pfründe; sie unterstanden dem Dekan. (Schneider S. 63 ff. und Kist. S. 7 f.) 
3 5 3 In diesem Bericht heißt es: In ecclesia cathedrali etiamnun sunt 24 praebendae, 
praelaturae duae, praepositi et decani; praepositus habet Privilegium mytrae; dignita-
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Matrikel von 16663". Dieser Stand des Kapitels bleibt bis zur Säkularisation 
bzw. bis zur Aufhebung des Hochstifts. 
Der erste Dignitär im Kapitel war der Propst. Wie in Freising355, so 
hatte er auch in Regensburg zugleich das Archidiakonat inne. In einem 
Vertrag zwischen dem Domkapitel und dem Dompropst v. Hohenfels (1402) 
wurde diese Würde dem Dompropst erneut ausdrücklich zugestanden, abef 
ohne irgendwelche Gerichtsbefugnisse; diese hatte ausschließlich das Kapi-
tel356. Dadurch war dem Amt, auch wenn ihm noch die Aufsicht über das 
Kirchenwesen, den Lebenswandel und die Amtsführung der Geistlichen blieb, 
das Wesentliche genommen und es verblaßte zu einem bloßen Namen. Es 
muß zwar angenommen werden, daß der Propst früher das volle Archidia" 
konenamt ausgeübt hat; es wäre sonst unerklärlich, warum er die Leitung 
des Kapitels abgegeben hat357. Da ihn hierin der Dekan abgelöst hat, waren 
seine Rechte, die durch die Wahlkapitulationen ausdrücklich in Schutz ge-
nommen wurden358, von keiner großen Bedeutung mehr. Neben einigen Be-
nefizien in der Stadt Regensburg unterstand ihm nur noch die Pfarrei Engl-
brechtsmünster, die 1428 der Propstei inkorporiert worden war359. Eine ge-
wisse Aufwertung erfuhr das Amt wieder durch die Verleihung der Inful-
rechte im Jahre 1593. 
Der eigentliche Leiter des Kapitels, wenn auch in der Rangordnung dem 
Propst nachgestellt, war der Dekan. Er sprach im Kapitel und im Namen 
des Kapitels Recht, als Einzelrichter sowohl als auch mit dem Beirat des 
Kapitels; er hatte Sorge zu tragen für die Erhaltung der Disziplin, für di0 
Beobachtung der Statuten und für die Verwaltung der Stiftsgüter 3 6 0. Wie 
der Propst, so wurde auch er gemäß den Vereinbarungen des Wiener Kon* 
kordats vom Hl. Stuhl bestellt. Nach den Bestimmungen des Konkordats 
war dem Papst in allen Kapiteln die Besetzung der ersten Dignität reser* 
viert; standen aber zwei gleichwertige Dignitäre an der Spitze — wie in Re-
gensburg — dann fielen beide unter die päpstliche Reservation361. DaS 
Kapitel suchte dieses Recht wenigstens insoweit einzuschränken, daß es vom 
tes duae, custos et scholasticus. Sunt praeterea duae dignitates minores; capellantf* 
honoris id est episcopi, et capellanus imperialis, qui Semper a Caesare denominattf* 
ex gremio Capitularium. Ex his cum praeposito 15 tantum possunt esse capitulare* 
et quia modo reditus non correspondet, inde nec hi omnes resident, sed tantun* 
septem vel octo. (zit. b. G. Schwaiger S. 12). 
3 3 4 Matrikel der Diözese Regensburg von 1666 Fol. 3. (Ordinariats-Archiv Regen«' 
bürg.) 
3 5 5 H. M. Stoeckle, Die kirchenrechtliche Verfassung des Fürstbistums Freising un' 
ter den drei letzten Fürstbischöfen (1769—1802) 1926 S. 156. 
3 " Altes ADR Laf 1.17 Nr. 25. 
3*7 Durch die Aufgaben des Archidiakonats in Anspruch genommen, gaben dl* 
Pröpste öfters die Leitung des Kapitels an die Dekane ab. In manchen Kapiteln verlo* 
der Dompropst sogar das Stimmrecht, nicht in Regensburg. (P. Hinschius, Kirchefl' 
recht der Katholiken und Protestanten in Deutschland II, 91 Anm. 8.) 
358 WK 1437 Art. 2 . . . Item, quod idem Epus nullo modo Prepositum, DecaniU^ 
Scholasticum, seu Custodem, ac quemlibet ex nobis, in iurisdictionibus, seu iuribn* 
nostris impediat . . . . 
359 Janner III S. 408. 
360 Hinschius II, 92. 
36t Ph. Hofmeister S. 96 f. 
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Bischof verlangte, er müsse nach Kräften zu verhindern suchen, daß ein 
anderer als ein Mitglied des Kapitels zum Propst oder Dekan ernannt 
werde362. In der Folgezeit wurde zwar dem Kapitel das Recht der freien 
Wahl für den Dekan wieder eingeräumt; die Berufung des Dompropstes, 
übte aber weiterhin Rom aus363, ähnlich wie in Freising, Passau und Magde-
burg884. Während die Kanoniker in Eichstätt in ihren Wahlkapitulationen 
immer wieder an die Bischöfe herantraten, für die Elektivmachung der 
Propstei in Rom nach Kräften zu arbeiten365, begnügten sie sich in Regens-
burg mit dem Wahlrecht auf die hier viel einflußreichere Dekanswürde. 
Mit dem Wahlrecht hatten sie natürlich auch die Möglichkeit, auf das Amt 
selbst einzuwirken, und es währte nicht lange, bis sie dem Dekan ähnlich 
wie dem Bischof eine Wahlkapitulation vorlegten, in welcher er auf seine 
Pflichten und zugleich auf die Grenzen seiner Macht hingewiesen wurde368. 
An dritter Stelle in der Reihe der Kapitelsdignitäre wird der Schola-
ster genannt. Schon die Aachener Regel (816) traf besondere Vorsorge, 
daß ein geeignetes Stiftsmitglied mit der Unterweisung der Knaben und 
Jünglinge betraut wird3 6 7. Der Name „Summus Scholasticus" in der Kapi-
tulation von 1567 deutet aber darauf hin, daß dieses Amt in jener Zeit 
schon zur „Würde" verblaßt war, mit der nur noch eine gewisse Oberauf-
362 Y7K 1437 Art. 16 . . . et defensare debet pro posse, ne quisquam ad Prepositure 
et Decanatu9 eiusdem ecclesie dignitates assumatur . . . qui non sit Canonicus actu 
Capitularis eiusdem ecclesie. 
8 6 3 „Dominus Praepositus Cathedralis Ecclesiae se nihil aiebat habere quam prae-
posituram et hanc ipsam sibi a summo Pontifici collatam", (Hochwart in: Oefelius 
p. 228). — Es scheint aber, daß gelegentlich auch das Kapitel den Dompropst gewählt 
hat. Das Repertorium des Alten ADR verzeichnet eine Propstwahl in den Jahren 
1350 und 1423. (Laf1.17 Nr. 1 A und Nr. 25 A). Ebenso bringt das Brief-Protokoll-
Buch (ADR L 19) den Vermerk, daß Graf von Recordin am 29. XII. 1770 zum Dom-
propst gewählt worden sei. 
8 6 4 Ph. Hofmeister S. 97. 
8 6 5 Bruggaier S. 92 f. 
3 6 6 Im Alten ADR Laf1.16 Nr. 6K liegen einige Dekans-Wahlkapitulationen aus 
den Jahren 1567 bis 1698. Weil sehr allgemein gehalten, weisen die einzelnen In-
strumente keine größeren sachlichen Änderungen auf. Die wichtigsten der 14 Ar-
tikel umfassenden Kapitulation aus dem Jahre 1600 sind diese: Der Dekan soll allen 
Fleiß auf die rechte Verrichtung des Gottesdienstes beim Stift richten, damit „durch 
meine Herrn unnd Chorbrüder Fronämbtern, Caplän, Früemessern, Leviten, Choralin, 
unnd andere des Stüffts glieder unnd dienner" nichts vernachlässigt und versäumt 
werde (Art. 1). Er soll über des Stifts und Capitels Jurisdiktion wachen. (Art. 2) In 
allen Geschäften, deren Erledigung ihm nicht allein zusteht, muß er das Kapitel mit 
heranziehen. (Art. 3) Er soll über die Ausführung des Beschlossenen wachen und dem 
Kapitel davon Mitteilung machen; sonst soll er die Capitularia Negotia geheimhalten. 
(Art. 4) Wenn sich einer der Chorbrüder vergangen hat, soll er ihn ermahnen oder, 
wenn nötig, „billichen dingen nach abstraffen". Erfordert das Vergehen aber Ver-
haftung und Gefängnis, dann soll er die Sache vor das versammelte Kapitel bringen. 
(Art. 5) Freie Pfarreien soll er nicht ohne Willen des Kapitels vergeben. (Art. 6) Er 
soll kein anderes Amt annehmen. (Art. 7) Er ist an die Residenzpflicht gebunden. 
Vor einer notwendigen Abreise muß er das Kapitel verständigen, damit das Offizium 
ersetzt werde. (Art. 8) Er bedarf der Konfirmierung durch den Bischof. (Art. 14) — 
Wahlkapitulationen für den Dekan finden sich natürlich auch an anderen Stiftern. 
8 6 7 Hinschius II, S. 100. 
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sieht über die Stiftsschule verbunden war; der Unterricht selbst wurde vom 
Magister erteilt368. Das Besetzungsrecht auf die Regensburger Scholasterei 
stand, weil diese mit einem bischöflichen Lehen begabt war, selbstverständ-
lich beim Bischof. Dieser war durch die Kapitulation aber gehalten, das Amt 
einem Kanoniker des Domstifts zu übertragen 3 6 9. Das bischöfliche Lehen 
freilich war sehr bescheiden und reichte allmählich für den Unterhalt der 
zur Schule gehörenden Personen nicht mehr aus. Da dem Kapitel aber, wie 
es beteuerte, an der Schule viel gelegen war, erklärte es sich vor Bischof 
Veit (1563—1567) bereit, die Pflicht des Unterhalts gegen Übergabe des 
Lehens auf sich zu nehmen. Mit der Unterhaltspflicht beanspruchte es 
natürlich auch das Recht auf die Besetzung, d. h. auf ein verbindliches Vor-
schlagsrecht370. Sehr bald merkte es jedoch, daß es sich damit übernommen 
hatte und halste in der folgenden Kapitulation dem Ordinarius wieder den 
Löwenanteil am Unterhalt der Schule auf. Er mußte für 24 Präbendisten, 
den Magister, den Baccalaureus, den Succentor und die anderen Präzeptoren 
sorgen, während das Kapitel nur den Unterhalt für den Scholaster und 
12 Präbendisten zu übernehmen versprach. Ais kleines Entgegenkommen 
wurden dem Bischof „von wegen I72 Pfründten der Scholasterei angehörig* ' 
jährlich 200 fl versprochen abzüglich der 20 fl, welche das Vikariat an die 
Scholasterei zu zahlen hatte371. Später wurde ihm auch noch zugestanden, 
daß er den Mehrbetrag, der in der Pfarrei Pondorf die Bestellung eines 
Vikars überschreitet, für diesen Zweck einziehen darf372. Ebenso wie die 
Pflichten waren auch die Rechte aufgeteilt, jedoch mit einer deutlichen 
Verschiebung zu Gunsten des Kapitels. Ihm stand die Schulinspektion zn 
und das Recht, durch einen eigenen Direktor neben dem des Bischofs die 
Knaben und Präbendisten aufzunehmen, zu prüfen und sie einem Präzeptor 
zu präsentieren 3 7 3. Die Jurisdiktion des Scholasters aber blieb unangetastet 
Der letzte der Dignitäre war der Kustos, der die Verantwortung für 
das Vermögen des Domes und seine Sakristei trug. Zur Wahrnehmung dieser 
Aufgabe war auch mit seinem Amt ein Lehen verbunden, das aber ebenfalls 
nicht ausreichte, die notwendigen Anschaffungen für die Sakristei zu be-
streiten. Da durch die Kurfürsten- und Reichstage oft viele Geistliche nach 
Regensburg kamen, war der Verschleiß an Paramenten groß. Um diesem 
Ubelstand zu begegnen, wurde 1598 vom Bischof eine reichere Ausstattung 
der Kustodie verlangt; er mußte sechs Jahre lang auf die Besetzung der 
bischöflichen Kaplanei verzichten und die erübrigten Einkünfte für daS 
3 6 8 Cf. Johann Kist, Das Bamberger Domkapitel, 1943. S. 16. 
369 WK 1437 Art. 16 . . . Scolastriam, Custodiam . . . conferre nequaquam debeto 
nec possit, nisi Canonico actu Capitulari ecclesie Rat. . . . 
370 WK 1567 Art. 13 . . . Und nachdem die Scholasterei auch unseres Lehen, und 
am Einkommen ganz gering gewesen . . . und aber unser Thumbcapitul auf besser* 
Mittl, die Schuel stattlicher zu versehen und zu underhalten gedacht, und derwegetf 
unsere Vorfarn H. Veitten, Bischofen alhie säliger Gedächtnuß umb Übergebung 
solch3n Lehens gehorsamblich gebetten, also daß electio Summi Scholastici pene* 
Capitulum sein solle — Hochgedachter unser Vorfarer auch immer solches bc 
günstigt — . . . 
371 WK 1579 Art. 13. 
372 WK 1614 Art. 19. 
373 WK 1579 Art. 13. 
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„Kirchengezier" verwenden374. Anschließend wurde gefordert, daß jeder 
bischöfliche Kaplan die ersten drei Jahre je 150 fl an die Sakristei zahle, 
und jeder, der eine Dignität erhalte, die einmalige Abgabe von ebenfalls 
150 fl 3 7 5 . Infolge der starken Dezimierung der Einkünfte während des 
30-jährigen Krieges wurde 1641 diese Verfügung fallen gelassen und dafür 
bestimmt, daß das erste heimfallende Lehen der Fundation der Kustosie 
dienen soll376. Geschehen ist es nicht. 
Wie die anderen Dignitäten, so durfte auch die Kustodie nur an Kapitels-
mitglieder vergeben werden377. Das Präsentationsrecht darauf hat der Bi-
schof; die Posseßerteiiung gewährt das Kapitel378. Ebenso muß eine etwaige 
Resignation vor dem Kapitel geschehen, mit der aber niemals ein Pensions-
anspruch verbunden werden kann379. Das gleiche gilt auch für den Capel-
lanus honoris. 
An der Besetzung der anderen Kanonikate hatte der Bischof keinen 
Anteil und es wird ihm ausdrücklich verboten, sich durch päpstliches Indult 
oder gar auctoritate propria dieses Recht anzumaßen 3 8 0. Auch auf die Ver-
gebung des eigenen Kanonikates in Regensburg, das er, falls er überhaupt 
ein solches hatte, mit der päpstlichen Konfirmation verlor, hatte er keinen 
Einfluß 3 8 1 . 
Zum weiteren Personenkreis der Kapitel gehörten auch die Vikare und 
Benefiziaten, die entweder am Dom tätig waren382 oder die dem Ka-
pitel einverleibten Pfarreien seelsorglich betreuten383. Durch die Inkorpo-
3"7* Zur Errichtung des Offiziums soll wohl ein Sacellanus Honoris investiert wer-
den; er soll auch den Titel führen; für seine Bemühungen aber soll ihm nur eine 
Abfindung von jährlich 100 fl gegeben werden. (WK 1598 Art. 12 und WK 1600 
Art 14). 
375 WK 1614 Art. 18. 
376 WK 1641 Art. 18. 
377 WK 1437 Art. 16. Siehe oben! 
"8 Im Alten ADR (Laft. 17A Nr. 4K) liegt die Kapitulation für einen Kustos, der 
während der Minderjährigkeit Herzog Philipps bestellt wurde. Die 14 Artikel sind 
aber so sehr auf die augenblicklichen Verhältnisse zugeschnitten, daß sie den Schluß 
auf eine allgemeine Gepflogenheit und damit auf ein Wahlrecht des Kapitels nicht 
zulassen. 
3™ WK 1641 Art. 15 und WK 1764 Art. 17. 
380 WK 1437, 20: Item idem dominus impetrare non debet a Summo Pontifice, vel 
Sedis apostolice Legato, facultatem, seu auctoritatem conferendi dignitates, officia, 
canonicatus et praebendas, aut quecumque alia beneficia ecclesiastica, quorum collatio, 
et dispositio ad Gapitulum, seu singulas personas ipsius Capituli pertinet, quia per 
talem impetrationem collationes a Capitulo nostro alienarentur. (cf. Art. 16!) 
3 8 1 Als Bischof Albert 1614 sein Kanonikat seinem Vetter Johann Berengar v. Her-
berstein übergeben wollte, erhob das Kapitel dagegen erfolgreichen Einspruch (Prot. 
Domk. 24, 27). Sein Salzburger Kanonikat durfte der Bischof weiterhin behalten. 
3 8 2 Am Dom waren neben vier Kaplänen, die ursprünglich auf Grund ihrer Bene-
fizien täglich an einem bestimmten Altar oder einer Kapelle zelebrieren mußten, 
vier Vikare; für ihren Unterhalt mußte der Bischof zwei Drittel der Besoldung tra-
gen (WK 1662, 32). Später kamen noch die zwei Wamplischen Kapläne dazu. 
(WK 1764 Art. 34). 
3 8 3 Neben der Dompfarrei St. Ulrich waren dem Kapitel folgende Pfarreien inkor-
poriert: Altheim, Arnschwang, Aufhausen, Aholfing, Burgweinting, Cham, Dingolfing, 
Eschlkam, Frontenhausen, Gebrontshausen, Geiselhöring, Geisenhausen, Geisling, 
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ration hatte das Kapitel ein Nutzungsrecht am Pfründegut der betreffenden 
Kirche, nicht am Kirchenvermögen, und das Recht bzw. die Pflicht zur 
Seelsorge. Da die Kanoniker weder in der Lage noch willens waren, die 
Seelsorgsaufgaben selbst zu übernehmen, mußten sie diese durch Vikare 
besorgen lassen. Im Unterschied zu den anderen Benefizien, welche die Bi-
schöfe, ursprünglich „abwechselnd" mit dem Papst, dann mit den bayeri-
schen Herzögen, die seit dem 16. Jhdt. das Recht der päpstlichen Monate 
in Anspruch genommen hatten, verliehen, waren die mit dem Kapitel unier-
ten Benefizien mit solchen Reservationen nicht belastet384. Deshalb war das 
Kapitel auch in der Berufung seiner Vikare frei 3 8 5. Im Mittelalter verliehen 
die Bischöfe Inkorporationsrechte in der Regel nur mit der Verpflichtung, 
ständige, nichtwiderrufliche Vikare aufzustellen. Die widerrufliche Anstel-
lung von Vikaren barg die Gefahr in sich, daß die nicht residierenden 
Pfarrer in dem Bestreben, die Besoldung für ihren Vertreter möglichst 
niedrig zu halten, in oftmaligem Wechsel die Pfarrei dem am wenigsten 
Fordernden übergaben und dadurch der Seelsorge Schaden zufügten. Die 
Päpste hingegen waren geneigt, zugunsten einzelner Bittsteller von dieser 
Forderung abzugehen und vor allem den Kapiteln und Klöstern die Absetz-
barkeit ihrer Vertreter zuzugestehen386. Schon eine Salzburger Synode von 
1274 suchte diese „Verpachtung der Pfarreien" abzustellen387; aber der 
gleiche Versuch ist nicht einmal dem Tridentiner Konzil gelungen. Auch 
jetzt intervenierten die Kanoniker erfolgreich gegen die vom Konzil ge-
forderte Residenzpflicht der Pfarrer, und jeder neue Bischof mußte ihr Pri-
vileg, die Freiheit von der pfarrlichen Residenzpflicht, anerkennen und in 
der Kapitulation beschwören 3 8 8. Nur in der Wahl der Vikare wurden ihnen 
Bedingungen gesetzt. Jeder Priester, der mit der Ausübung der Seelsorge 
betraut werden sollte, mußte sich pro examine ad curam animarum dem 
Bischof oder dem Generalvikar stellen. Erst wenn einer von beiden die Eig-
nung festgestellt hatte, konnte er in Gegenwart eines Domherrn investiert 
Gerzen, Hohenkemnath, Hölsbrunn, Hüttenkofen, Illkofen, Kemnath, Laberweinting» 
Leibifing, Loiching, Mockersdorf, Moosbach, Nabburg, Oberdietfurt, Oberhatzkofefl» 
Pfaffenberg, Pfatter, Pempfling, Premberg, Prinkofen, Pürkwang, Riekofen, Rimbach, 
Runding, Saliern, Schwandorf, Schneiding, Schondorf, Spital-Pfarrei St. Katharina, 
Wieselsdorf, Wiesenfelden, Winzer, Wolkerring, Wörth. — Dazu kommt eine Anzahl 
von Benefizien. (Diese Liste ist ist nach nach den im Repertorium des Alten ADB 
verzeichneten Testamentsakten zusammengestellt, p. 792 ff.) 
3 8 4 F. X. Wagner, Das Päpstliche Monats Recht in Baiern aus ihren Quellen unter-
sucht. 1783. (Handschr. im ADR). 
385 V7K 1437 Art. 10: Item non debet nos in collatione, dispositione beneficiorun* 
nostrorum, tarn ecclesiarum, quam etiam vicariarum, et aliorum beneficiorum ad 
nostram collationem, et dispositionem pertinentium . . . aliquatenus impedire, quo 
minus de eisdem cui, vel quibus, valeamus libere, et canonice providere pleno iur* 
ad nostrum beneplacitum. 
Lindner Dominikus, Die Inkorporation im Bistum Regensburg während des Mit* 
telalters. In: Zeitschr. d. Sav.-Stiftung (Rechtsgeschichte. Kan. Abt. 36. Bd. S. 322 ^ 
387 Bauerreiß IV. S. 152. 
388 W K 1437 Art. 16; 1579 Art. 14; 1641 Art. 14 . . . desgleichen, da ein Canonici!*, 
oder Herr des Thumbkapitels, interveniere dispensatione Apostolica, ein Pfarrkirchen 
neben seinem Canonicat zu behalten •erlangen würde, wollen wir ihm, solche Päbstl» 
Dispensation, nach inhalt derselben zuegenießen, kein Widerstandt thuen. 
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werden; die Kosten dafür waren je ein Goldgulden und ein Reichstaler. 
Daneben wurde nur noch das Cathedraticum und das Synodaticum888' ver-
langt, nicht aber die medii fructus. Mit Nachdruck wird darauf hinge-
wiesen, daß sich lediglich die Vikare des Kathedralkapitels dieses Vorteiles 
erfreuen sollen389. 
Erst in später Zeit legt das Kapitel auch Hand auf das Amt des Weih-
bischofs oder Suffragans. Das verwundert zunächst; es wird aber ver-
ständlich, wenn wir dessen Entstehung betrachten. 
Die Institution des Weihbischofs, die im 13. Jhdt. in Erscheinung tritt, 
verdankt ihre Entstehung nicht einer Notwendigkeit, gefordert durch eine 
Überbelastung der Bischöfe, sondern einer äußeren Fügung 3 9 0. Um die Mitte 
des 13. Jhdt. begegnet uns in den bayerischen und außerbayerischen Diö-
zesen eine Reihe von Rischöfen, deren Sitze sich im heutigen Baltikum 
befanden, und im 14. Jhdt. treffen wir auf eine zweite Gruppe, die aus den 
Balkanländern kam. Sie alle waren Vertriebenen-Bischöfe, die dem Druck 
der Slawen im Nordosten bzw. dem der Bulgaren im Südosten gewichen 
waren und nun in den innerdeutschen Bistümern zu gelegentlichen Amts-
handlungen oder auch zur längeren Vertretung eines Bischofs verwendet 
wurden. Da viele Bischöfe den zufällig beschiedenen Helfer nicht mehr 
missen wollten, entwickelte sich daraus das Amt der Weihbischöfe oder 
Hilfsbischöfe, das schon um die Mitte des 14. Jhdts. zu einer offiziellen 
Einrichtung wurde. 
Um die gleiche Zeit war die Verfassung der Kapitel schon so weit gefe-
stigt, daß sich ein solches Amt nicht ohne Schwierigkeit eingliedern ließ. 
Zudem schien den Kanonikern ein Amt, das nur Aufgaben aber keine Rechte 
beinhaltete, wenig verlockend. Da in Regensburg der Suffragan bis zum 
Einzug der Jesuiten im Jahre 1586 auch noch die Domkanzel innehatte, 
schied ein Großteil der Kanoniker auf Grund mangelnder Bildung ohnedies 
dafür aus891. 
Als gegen die Gewohnheit der Domherrn Dr. Johann Deublinger vom 
Bischof David Kölderer (1567—1579) zum Suffragan ernannt wurde, kam 
es im Kapitel zu Unzuträglichkeiten, weil dieser wegen seines bischöflichen 
Charakters glaubte, den Kapitelssatzungen widersprechende Vorrechte für 
sich in Anspruch nehmen zu könnne. Die Antwort darauf war, daß in der 
nächstfolgenden Kapitulation dem Bischof die Auflage gemacht wurde, beim 
alten Herkommen zu bleiben und den Weihbischof nicht aus dem Kapitel 
zu wählen; ebenso sollte auch ein ernannter Weihbischof nicht nach einem 
Kanonikat am Dom trachten392. Wenn es nicht möglich ist, ihn anderweitig 
ausreichend zu dotieren, dann soll der Bischof ihm ein Kanonikat an einem 
8 8 8 * Siehe dazu Anm. 429. 
8 8 9 WK 1641 Art. 9. 
8 9 0 R. Bauerreiß IV S. 85 und H. E. Feine S. 327. 
3 9 1 Reichenberger R., Zur Administration der Regensburger Kirche unter Herzog 
Wilhelm V. von Bayern, Rom. Quartalschrift für christliche Altertumskunde 14. Jahr-
gang 1900. 
8 9 2 Dieweil auch von alters herkommen, daß keiner . . . , so auf dem Hochstift 
ein Canonikat gehabt, zu einem Weihbischof gebraucht worden: soll es dabei auch 
noch billig beleiben . . . daß der Suffraganeus kain Canonikat auf diesem Hochstift 
nit haben, oder das künfftig impetrieren wolle; . . . (WK 1579 Art. 34). 
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der Nebenstifter in der Stadt erwirken393 oder ihn gemäß den Verordnungen 
des Tridentinums von der Mensa episcopalis kontentieren394. Bei den Kapi-
tulationsverhandlungen von 1614 haben die Kanoniker, selbst auf die heftig-
sten Vorstellungen des Weihbischofs Stefan Neblmayr, der vom Papst ein 
Kanonikat am Dom erhalten hatte (wofür sich Bischof Wolfgang schriftlich 
beim Kapitel entschuldigte), an diesem Artikel nicht rütteln lassen395. 
Der Vortritt des Weihbischofs bei Pontifikalfunktionen und sein durch 
längere Abwesenheit des Bischofs gewachsenes Ansehen bewogen aber 
schließlich die Kanoniker doch, dieses Amt einem der Ihrigen vorzube-
halten; sie bedangen sich dafür sogar ein Vorschlagsrecht aus. Nur wenn 
keiner der Kapitulare annehmen will, soll ein anderer Priester erwählt 
werden, der sich den Doktorgrad erworben hat und mit Qualitäten aus-
gestattet ist, die ihn zur Wahrnehmung wichtiger Geschäfte des Hochstifts 
befähigen; auf keinen Fall darf es ein Regularkleriker sein396. Tatsächlich 
war in späterer Zeit der Suffragan immer einer der Domherren. Auf seine 
Stellung im Kapitel hatte dies jedoch keinen Einfluß. Er mußte sich der 
dort gültigen Rangordnung eingliedern und sich auch in der Kleidung den 
übrigen Kapitularen anpassen397. 
In der Zeit des Barocks, in der man großen Wert auf die Etikette legte, 
wurden auch Titular- und Vortrittsrecht zu brennenden Fragen. Weil es 
Kardinal v. Wartenberg unterlassen hatte, dem Kapitel gegenüber das her-
gebrachte „Ehrwürdig" zu gebrauchen, wurde sein Nachfolger ausdrücklich 
darauf aufmerksam gemacht, dies in Zukunft zu beachten. Umgekehrt ver-
sprach das Kapitel, ihn als „Hochwürdiger, gnädiger Fürst" anzusprechen398. 
Auch sonst hatte der Bischof für die Erhaltung des geziemenden Respekts 
und der Autorität des Kapitels Sorge zu tragen. So sollte den Vertretern 
des Kapitels bei allen öffentlichen Zusammenkünften der gebührende Platz 
angewiesen und bei feierlichen Prozessionen eine Stellung wie den infulier-
ten Prälaten eingeräumt werden, auf alle Fälle der Vortritt vor den Stiftern 
der Stadt399. 
3 9 3 Suffragan Johann Kluespeck und Suffr. Georg Ried waren z. B. Kanoniker bei 
St. Johann in Regensburg. (A. Mayer, Thesaurus novus iuris ecclesiastici III, S. 51.) 
3 9 4 WK 1579 Art. 34. 
3 9 5 Prot. Domkap. 23, 149. 
396 WK 1641 Art. 6; 1662 (Nebenrezeß Art. 7) verzichteten die Kanoniker wieder 
auf ihr Vorschlagsrecht. Die anderen Bestimmungen blieben. — Auch in Freising 
darf der Weihbischof zunächst nicht aus dem Kapitel genommen werden; später (seit 
1687) muß er ex gremio Capituli sein. (Anton Maler, Beyträge zu den Wahlkapitula-
tionen der deutschen Hochstifter, Leipzig 1790 S. 84 und M. Dürr a. a. O. S. 6 f.) 
3 9 7 WK 1662 Art. 7. 
398 WK 1662 Nebenrezeß Art. 4. — Später wurde zwischen der geistlichen Titulatur 
„Hoch- und Wohlerwürdig" und der weltlichen „Hoch- und Wohlgebohrn, Edel und 
Hochgelehrt" unterschieden (WK 1767 Art. 40). 
399 WK 1662 Nebenrezeß Art. 5. — Während der Regierungszeit des Kardinals v. 
Wartenberg war es zu einem Präzedenzstreit zwischen dem Kapitel und den Neben-
stiftern und Klöstern St. Emmeram, Nieder- und Obermünster gekommen. Zur Be-
gründung seines Anspruchs, dessen Verteidigung dem Bischof übergeben wird, berief 
sich das Kapitel auf die mehrhundertjährige Observanz (ebda.). — Zu einem ähn-
lichen Streit kam es in Salzburg, wo sich die adeligen Domherrn weigerten, den, 
Mönchen von St. Peter nachzugehen. (F. Martin, Salzburgs Fürsten in der Barock-
zeit S. 112). 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr01811-0090-1
Immer wieder bringen die Kapitulationen den bildhaften Vergleich, Bi-
schof und Kapitel möchten sich zueinander verhalten wie Haupt und 
Glieder. Es scheint, daß das Kapitel allezeit von der Aufrichtigkeit seines 
Handelns überzeugt gewesen ist, daß es also allein am Bischof gelegen sein 
könne, wenn das friedliche Einverständnis getrübt würde 4 0 0 . Mit dieser An-
sicht rechtfertigte es das ganze Kapitulationswesen, dessen Zweck nur der 
sei, etwaigen Zwischenfällen zuvorzukommen. Soweit möglich, wurden des-
halb darin alle Kompetenzen genau umschrieben; für jene Fälle aber, die 
nicht vorauszusehen waren und daher nicht geregelt werden konnten, wurde 
dem Bischof das Versprechen abverlangt, daß er sich gegen das Kapitel 
wohlwollend verhalte und zum Zeichen dafür mit neuen Verschreibungen 
bedenke, „wie wir uns solches zu tun, schuldig erkennen und das gegen 
Gott und die Welt zu verantwurtten getrauen401. 
Besonders soll er die nichtbepfründeten Kanoniker bei der Pfründekolla-
tion berücksichtigen, aber auch die anderen, zumal dann, wenn deren Ein-
künfte zu einem angemessenen Unterhalt nicht hinreichen402. Ebenso soll 
er sich entgegenkommend zeigen, wenn die Kanoniker den Wunsch äußer-
ten, die Kapitelsstatuten zu ändern 4 0 3. 
Wenn wir am Schluß dieses Abschnitts noch einen Blick über den Zaun 
der Kapitulationsbestimmungen auf das Kapitel selbst und seine Mitglieder 
werfen, dann sind wir versucht, den lauteren Willen, der sich immer wieder 
zu Wort meldet, manchmal zu bezweifeln. Der Eindruck etwa, den der 
päpstliche Legat Felician Ninguarda vom Regensburger Kapitel anläßlich 
seiner Visitationsreise erhielt, ist alles andere als erfreulich. Er klagt, daß 
nur sehr selten Domkapitelssitzungen abgehalten würden und daß die Durch-
führung der Beschlüsse oft daran scheitere, daß die trotz Einladung fern-
gebliebenen Kanoniker die getroffenen Vereinbarungen nicht anerkennen 
würden. Oft sei es zu Zank und Streit gekommen, weil durch das Aus-
bleiben der einen die anderen mehr Präsenzgelder erhielten. Viele Dom-
herrn kleideten sich wie Ritter, ergäben sich dem Trunk und Spiel, zele-
brierten nicht oder ließen sich überhaupt nicht zu Priestern weihen; oftmals 
lebten sie auch im offenen Konkubinat. Für ihr ungebundenes Leben müß-
ten dann die Erträgnisse der mit Seelsorge verbundenen Benefizien her-
halten, die sie, um die Einkünfte nicht zu mindern, sogar unbesetzt ließen 4 0 4 . 
Mit dem Einzug der katholischen Restauration wandte sich zwar auch die 
geistige Verfassung des Kapitels zum Besseren. Es wurde aber von nun ab 
am Regensburger Dom immer einsamer und öder. Wie uns die Sitzungs-
protokolle zeigen, waren oft nur zwei Kanoniker anwesend; die anderen 
lebten auf ihren Gütern oder in den Domherrnhöfen anderer Stifter. Erst 
in der 2. Hälfte des 18. Jhdts., als schon die Abendschatten auf die geist-
lichen Fürstentümer fielen, erwachten im Kapitel neues Leben und der 
Sinn für eine verantwortungsvolle Mitarbeit an der Verwaltung des Hoch-
stifts und der Diözese. 
400 WK 1662 Nebenrezeß Art. 2. 
401 WK 1538 Art. 29. 
402 WK 1437 Art. 3. In der WK 1662 Art. 15 wird besonders der Domvikare gedacht. 
403 WK 1538 Art. 13 und WK 1579 Art. 15. 
404 Karl Schellhaß, Der Dominikaner Felician Ninguarda und die Gegenreformation 
in Süddeutschland und Österreich. Bd. I S. 141 f. 
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///. Die Verwaltung 
Das weltliche Herrschaftsgebiet des Regensburger Fürstbischofs war sehr 
klein. Neben dem Dombezirk in der freien Reichsstadt Regensburg gehörten 
ihm lediglich die Herrschaften Wörth a. D., Donaustauf und Hohenburg im 
Nordgau. Die alte Grafschaft Donaustauf, die über 300 Jahre an Bayern 
verpfändet war, bestand nur aus vier Dorf Schäften: Sulzbach, Bach, Fries-
heim, Demling und einzelnen Waldhufen. In dem größten Teil der vier 
Dörfer gehörte noch dazu die Mehrzahl der Höfe zu fremden Grundherr-
schaften. Auch das Hohenburger Gebiet war nicht geschlossen und die Re-
gensburger Untertanen lebten vermischt mit anderen aus der oberen Pfalz 
und Pfalz-Neuburg. Außerdem unterstanden dem Regensburger Bischof noch 
eine Reihe mittelbarer Herrschaften: die Pflegämter Pechlarn und Hohen-
burg a. Inn, die Hof marken Wildenberg (i. Rentamt Landshut), Eberspoint 
(m. d. Markt Velden), Eitting, Barbing, Auburg, Illkofen, Dechbetten, 
Schwablweis, Burgweinting und Siegenstein. In dem genannten Hohenburg 
a. Inn bezogen sich die Hoheitsrechte nur auf die Schloß- und Dachtraufen-
gerichtsbarkeit; die andere Gerichtsbarkeit gehörte der Pflegschaft Wasser-
burg und der Herrschaft Haag. Den Wert des ganzen Regensburger Be-
sitzes illustriert am besten eine Aufstellung der Einkünfte aus dem Jahre 
1729. An Geldbezahlungen gingen 13811 fl beim Rentamt ein; an Natural-
abgaben kamen hinzu: 14 Eimer Wein, 348 Eimer Eier, 11 Schaff und 
3 Maß Weizen, 59 Schaff und 4 Metzen Korn, 1 Schaff, 1 Maß und 
4 Metzen Gerste, 6 Schaff, 3 Maß Hafer und 24 Klafter Holz 4 0 5. 
Die Verwaltungsaufgaben in dem gesamten Gebiet waren nicht groß. Von 
einem Münz-, Zoll- und Geleitrecht, die der Regensburger Fürstbischof 
wie jeder andere Fürst vom Kaiser als Regalien erhielt und die etwa in 
dem stattlichen Hochstift Würzburg eine große Bedeutung hatten, wird 
in den Regensburger Kapitulationen nichts erwähnt. Es geht darin, soweit sie 
Bezug auf die Verwaltungsaufgaben nehmen, nur um die Vergebung der 
bischöflichen Beamtenstellen und Lehen und um die Auflage von Steuern. 
Von Anfang an besteht das Kapitel darauf, daß der Bischof nur mit 
seinem Mitwissen einen neuen K a s t e l l a n oder P f l e g e r bestellt406. Diese 
müssen ebenso wie dem Bischof auch dem Kapitel die Treue versprechen 
und schriftlich bekunden, daß sie beim Tod des Bischofs oder bei einer 
etwaigen Gefangennahme nur dem Kapitel, auf das in diesem Fall die Re-
gierungsgewalt überging, Gehorsam schuldig sein wollen407. Als sich unter 
4 0 3 Die einzelnen hier gemachten Angaben sind einem Akt im Geh. St.Arch. Mün-
chen entnommen: „Billanz der Steuer- u. Pensionsrechnungen sowie der Rent- oder 
Kammergefälle des Hochstifts Regensburg. 1707; . . . Verzeichnis des Personals 
beim Hochstift und den Pflegämtern mit Angaben ihrer Dienstbezüge. 1728/29. Ka-
sten schwarz 2528 (1707—29). 
406 WK 1437 Art. 6: Item non debet de cetero aliquem in Castellum recipere, aut 
Castrum, seu fortalitium alicui committere, nisi idem Castellanus litteris patentibus 
et Sigilatis se obliget, et astringat, ea quae idem Castellanus verbo promiserit, vel 
iuraverit, fideliter, et legaliter impleturum, et eorum literam autenticam Capitulo 
assignare. 
407 WK 1437 Art. 11 — Solche Pflegerreverse, z. B. des Ulrich von Absberg als 
Pfleger von Hohenburg, siehe Ried, S. 1046. — 1787 (Art. 28 der WK) wird diese 
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Bischof Wolfgang von Hausen (1600—1613) einzelne Pfleger weigerten, 
vor dem Kapitel zum Zweck des Treue Versprechens zu erscheinen und einen 
entsprechenden Revers darüber abzugeben, verlangten die Wähler vom neuen 
Bischof, diese zu beurlauben und nicht mehr in den Dienst des Stiftes zu 
nehmen408. Auch die übrigen Beamten des Hochstifts: Hofmarschall, Kanzler, 
Sekretäre, Offiziere409 und weltliche Räte, Verwandte des Bischofs nicht 
ausgenommen410, bedürfen der Approbation des Kapitels. Es verlangt, daß 
ihm Einsicht in die Bestallungsurkunden gewährt wird und daß ihm die 
einzelnen vor Antritt ihres Amtes vorgestellt werden411. Adelige, die als 
Räte oder Hauptpfleger in Dienst genommen werden, sollen an Stelle 
der Vorstellung im Kapitel den einzelnen Domherrn in ihrer Wohnung einen 
Besuch abstatten412. In den Bestallungsanweisungen müssen neben den Ver-
pflichtungen gegenüber ihren Untertanen und den ihnen anvertrauten Gü-
tern auch die gegen das Kapitel aufgeführt sein413. 
Wie bei der Bestellung der Beamten und Amtsleute, so verlangt das Ka-
pitel auch ein Mitspracherecht bei der Lehensvergebung. Jedes Le-
hen, das heimfällt, darf vom Bischof nur mit seinem Rat und seiner Zu-
stimmung vergeben werden414. Mehr als 700 geistliche und weltliche Lehen, 
meist im Südosten des Reiches gelegen, gehörten der Regensburger Kirche. 
Zu den Lehensträgern zählte der Kaiser, die Kurfürsten von der Pfalz und 
von Bayern, der Pfalzgraf von Pfalz-Neuburg, der Burggraf von Nürnberg 
Verfügung erweitert auch auf den Fall, daß der Bischof die Stiftsgüter schlecht ver-
walten oder mit übergroßen Schulden belasten würde. 
408 WK 1614 Art. 27. 
4 0 9 „Offizier" hat hier natürlich noch seine alte Bedeutung: Beamter. Später hatte 
das Stift auch einen Hauptmann, der die „Streitmacht" in der Stärke von einem 
Fourier, 2 Korporalen, 2 Gefreiten und 15 Gemeinen anführte. Nach dem spanischen 
Erbfolgekrieg wurde laut Reichsbeschluß von jedem Reichsstand verlangt, ein mi-
litärisches Kontingent zu halten. (Geh. St.Arch. München Kast. schw. 2528). 
410 WK 1538 Art. 28. 
411 WK 1579 Art. 20 . . . . gleichffals soll er . . . . kainen Hofmarschaich, Cantz-
ler, Rate, noch Secretarien, und andere Diener nit an und aufnehmen, inen auch 
ires diensts kain gewise Vertröstung machen, Er hab dann uns zuvor deßhalben er-
suecht, und die Bestallung, in beisein aus unserm mittl Ghorbrüedern, verglichen, 
auch solliche Personen uns vor irem aufzug fürgestellt, und die von unns approbiert 
seien. — Als Bischof Franz Wilhelm 1658 nach dem Abgang Dr. Sauers das Kanz-
leramt neu besetzen wollte, lehnte das Kapitel den Kandidaten Dr. Reiffenstuel ab. 
Daraufhin blieb das Amt vorerst vakant. Erst 1660 wurde ihm als neuer Kandidat. 
Johann Niklas Vetterl als Kanzler, Lehenspropst und bischöflicher Rat vorgestellt. 
(Schwaiger, Kardinal Wilh. v. Wartenberg S. 265). 
4 1 2 Dieses Entgegenkommen wird ihnen erst 1787 (Art. 28) gewährt. 
413 WK 1662 Art. 25 . . . soll auch daß jenig in deren bestallungen eingerucket 
werden, was ihnen gegen den Thumbcapitl, unnd deren Underthannen, unnd Güter, 
zu observiren obliegt. — In Mainz mußten die Amtsleute schwören, die Wahlkapitu-
lation in ihrem ganzen Umfang zu beobachten. (Stimming S. 103), 
4 1 4 WK 1437 Art. 5: Item non debet idem dominus feuda ad eccelsiam de novo 
devoluta denuo infeudare . . . absque scitu, consensu, et consilio nostri Capituli. — 
In Trier standen die Kanoniker dem Kurfürsten das freie Vergebungsrecht für kleinere 
Lehen zu, deren jährliches Einkommen 100 Rhein. Gulden oder den Wert von 2000 fl 
nicht überstieg. Kremer S. 66). 
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und viele andere "s. Die Aufsicht über diesen Lehensbesitz führte die 
Kanzlei, insbesondere die Lehenspröpste; sie hatten dafür zu sorgen, daß 
die Lehen „fleißig beschrieben" werden, und darüber zu wachen, daß 
keines der in der Regel als Erblehen vergebenen Güter dem Stift entzogen 
werde416. Als Grundlage dafür diente ihnen das Lehensbuch, das jeder Fürst 
kurz nach seinem Regierungsantritt anlegen l i eß 4 1 7 . Durch die Nachlässigkeit 
einiger Bischöfe aber, die es versäumt hatten, ein Lehensregister aufzu-
stellen, wurden verschiedene Lehen der Regensburger Kirche entfremdet. 
Diese Erscheinung, die sich um die gleiche Zeit auch an anderen deutschen 
Hochstiftern offenbarte418, wurde noch gefördert durch die Wirren des 30-
jährigen Krieges und durch die Gewohnheit, daß die Vasallen, die keine 
Kinder hatten, ihre Lehen verkauften419. Schon Bischof Albert, der 1631 
wieder ein Lehensbuch anlegen ließ, mußte das erfahren420. Nachdem unter 
seinem Nachfolger, Franz Wilhelm von Wartenberg, der durch seine Wahl-
kapitulation aufgefordert war, alle Lehen aufzeichnen zu lassen421, erneute 
Schwierigkeiten und Besitzstreitigkeiten aufgetreten waren, mußte Bischof 
Guidobald von Thun eine eigene Kommission mit Zuziehung einiger „Con-
siliariorum natorum", d. h. Kapitelsdignitäre, berufen, die allen Lehen 
nachgehen sollte, um sie, soweit sie verloren gegangen waren, wieder ans 
Stift zu bringen422. 
Besonderer Erwähnung geschieht in diesem Zusammenhang der Herrschaft 
4 1 3 Neben den genannten Fürsten hatten auch Lehen: 1) Die Grafen von Leon-
berg, Hohenlohe, öttingen, Haag u. a. 2) Die Herren von Laber, Abensberg u. a. 
3) Stifter und Klöster: Das Domkapitel, Niedermünster, Reichenbach, Rohr, Welten-
burg, das Deutschherrnhaus in Regensburg, Seligenthal b. Landshut u.a. 4) Städte: 
Regensburg, Nabburg, Tulln in Österreich u. a. 5) Die Barone von Premberg, 
Sünching, Eglofsheim, Taufkirchen u.a. 6) Vornehme Geschlechter: Die Tundorf er, 
Hiltprant in Regensburg, die Ridler, Aindorffer in München, die Plank und Leitgeb 
in Landshut, die Relinger in Augsburg, die Zeller und Stängl in Straubing, die Tuecher 
in Nürnberg u. a. — Ein ausführliches, 110 Folien umfassendes Verzeichnis der Re-
gensburger Lehen mit den Wappen der Lehensträger liegt in der Münchner Staats-
bibliothek Cod. germ. 1728. Es wurde 1631 von Bischof Albert angelegt. 
416 WK 1538 Art. 6 . . . in unser Cantzlei, oder durch unser Lehensbröbst, vleißig 
beschreiben, und darob halten lassen, damit dem Stift daran nichts entzogen werde... 
Für die eigenen Lehen verlangte das Kapitel Freiheit von der Lehenstaxe. (1614 
Art. 19). 
417 Im ADR sind uns die Lehensbücher aus den Jahren 1508 (L 8), 1538 (L 9), 1549 
(L 10) und 1569 (L 11) erhalten. 
418 In Trier verlangten die Kanoniker in ihrer WK von 1609 die „Designation aller 
verfallenen Lehen una cum specificatione sive denombramento derselben, Einkommen 
und Gefälle". (Kremer S. 67). 
419 Sie erwirkten sich dazu wohl die Zustimmung des Bischofs; dem Kapitel blieb 
dies aber verborgen. (WK 1663 Art. 20;. 
420 Siehe Anm. 415. 
421 WK 1641 Art. 19 . . . durch den Lehensbröbst fleißig in ein ordentlich, auf 
uns gestelltes Lehenbuch beschreiben, und behalten lassen . . . 
422 WK 1666 Art. 20 . . . und ein absonderliche Commission, mit Zuziehung einiger 
Consiliariorum natorum, zu verordtnen, dan mittels derselben die Lehen durchgehen 
und nach sehen zu lassen, was von Zeiten des Bischoffs Friedrich Sigismundt Fuggers 
hin an Lehen geendert . . . und wekgelassen worden: so vil möglich, widerumb zum 
Stüfft bringen . . . 
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Orth an der Donau bei Wien, die einst die Grafen von Schaumburg vom 
Regensburger Bischof zu Lehen hatten. 1363 gab Bischof Friedrich I. das 
Lehen an Erzherzog Rudolf IV. von Österreich. Neben diesem als sehr er-
tragreich gepriesenen Lehen hatten die Habsburger auch das Regensburger 
Erbmarschallamt mit seinen Appertinentien inne423, das von ihnen als After-
lehen weitergegeben wurde. Die Zugehörigkeit der beiden Güter zum Re-
gensburger Hochstift wurde ununterbrochen anerkannt, bis nach dem Tod 
des Kaisers Matthias die langen Kriegsjahre Unklarheit in die Rechtsver-
hältnisse brachten424. Eine diesbezügliche Intervention Bischof Franz Wil-
Wi]heims von Wartenberg (18.4.1654) bei Kaiser Ferdinand III. blieb er-
folglos ebenso wie auch das Bemühen späterer Bischöfe, die durch die Kapitula-
tion verpflichtet waren, sich für die Rückgewinnung dieser Lehen einzusetzen425. 
Auch noch andere Güter, Freiheiten und Nutzbarkeiten, mit denen der 
Regensburger Bischof regaliert wurde, gingen dem Stift verloren oder wur-
den geschmälert. Da die Berechnung der Reichskontribution und der Um-
lagen des Römerzugs aber nicht nach dem tatsächlichen Besitz, sondern nach 
der Investitur veranlagt wurde, sollte Bischof von Wartenberg bei Sr. Kai-
serlichen Majestät dies berichtigen lassen428. Auf dem Reichstag von 1654 
erreichte der Fürst auch die Herabsetzung der Abgaben. Die nach der 
Reichskonstitution notwendige Bestätigung dieses Nachlasses, der auch noch 
der Berechnung der Türkensteuer von 1662 zugrunde gelegt wurde, ist aber 
auf den Protest einiger Reichsstände hin nicht erfolgt427. Ebenso unerhört 
blieb der Wunsch des Kapitels, der Kaiser möge zur Sicherung und Festi-
gung der hergebrachten Gerechtsame die Regalienerteilung wieder nach der 
alten Investiturformel vornehmen428. 
Wie die Landstände in den großen Territorien, so machte auch das Dom-
kapitel das Recht auf die Bewilligung und Verwaltung der Steuern 
geltend. Nur das Kathedraticum oder Synodaticum429, das die bepfrundeten 
Kleriker jährlich dem Bischof zu entrichten hatten, war von der besonderen 
Genehmigung des Kapitels ausgenommen. Es war zudem die einzige Abgabe, 
die sich auch die Kapitelsmitglieder zu zahlen erboten. Als ordentliche 
4 2 3 Das Amt des Erbschenken hatten die Barone von Petten, das Truchsessenamt 
die Grafen von Wernberg, das Amt des Kämmerers die Barone von Stingelheim inne. 
(Sartori J., Geistliches u. Weltliches Staatsrecht der Deutschen, Gatholischen Erz-, 
Hoch- und Ritterstifter. 2. Bd. 1. Teil S. 978). 
«4 E. Wassenberg, Ratisbon. Dioecesis illustrata 3. Bd. S. 174 ff. 
425 Nebenrezeß 1666 Art. 12. — Durch solche Erfahrung belehrt, wird nun der Bi-
schof aufgefordert, alle Verbriefungen und Urkunden sorgsam zu hüten und das 
Archiv in Ordnung bringen zu lassen. (WK 1641 Art. 33). 
« 6 WK 1641 Art. 34. 
427 WK 1683 Art. 39; WK 1764 Art. 37. — Das Kapitel half sich dann dadurch, 
daß es eigenwillig 100 fl. zurückbehielt und nur 116 fl. als Reichsabgabe bezahlte. 
(Sartori, Kap. 30 § 870). 
428 WK 1663 Art. 35; WK 1764 Art. 37. 
429 Cathedraticum est „certa pensio (unum vel duo solidi) singulis annis Eppo solvi 
consueta in signum subjectionis et honorem cathedrae, seu Eppalis officii munera 
obeunda. Dicitur quoque synodaticum, quia in Synode Dioecesana solvebatur." (De 
Angelis Philippus, Praelectiones iuris canonici ad methodum decretalium (1877— 
1885); zit. bei Schneider, S. 366 Anm. 1) — In den Regensburger WK heißt es immer: 
Cathedraticum et Synodaticum. 
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Steuer ist ferner das Subsidium caritativum anzusprechen, das der Bischof 
zur Deckung seiner Konfirmations- und Konsekrationskosten als einmalige 
Abgabe von den Geistlichen seines Sprengeis fordern dürfte. Es wurde des-
halb auch Inful- oder „Weichsteuer" genannt430. Diese Steuer war wesentlich 
höher und durfte nicht ohne Genehmigung der Kapitulare eingehoben 
werden431. Bei der von Bischof von Wartenberg eingeforderten Inful-
steuer432 mußte z.B. im Gericht Reisbach jeder Pfarrer 30 fl, jeder Kaplan 
15 fl geben; in der Pflegschaft Landau wurden je nach Dotierung der 
Pfarrpfründe 80—30 fl vom Pfarrer bezahlt433. Aus der ehemals gut ge-
meinten „Liebesgabe" ist eine harte Forderung geworden. Es ist verständ-
lich, daß diese nicht unbeträchtlichen Abgaben von den einzelnen Landes-
herrn nicht gerne gesehen wurden und daß sie immer wieder zu Konflik-
ten mit ihnen führten. In den Abkommen mit dem Lande Bayern aus den 
Jahren 1583 und 1787 wurde dem Bischof das Recht auf das Subsidium für 
die kurbayerischen Gebiete ausdrücklich zugestanden434. 
Selbstverständlich bedurfte auch jede andere Steuer, sei es auf die Prä-
laten und Geistlichen des Bistums, sei es auf die „Armenleut" des Hoch-
stifts, der Bewilligung des Kapitels435. Mochte es die drückende Schuldenlast 
sein, eine ordentliche oder außerordentliche Reichssteuer, welche die Auf-
lage einer Steuer gerechtfertigt erscheinen ließen, gleichviel, das Kapitel 
verlangte in jedem Fall für alle seine Angehörigen die Freiheit von jeg-
licher Abgabe436. Als Grund für diese Freiheit, eine Forderung, die uns 
430 r j e r Ausdruck „Weichsteuer" begegnet uns in Passau. (Oswald, Domkapitel 
S. 177). 
431 WK 1437 Art. 9 . . . „nec non . . . quicquam petere, vel extorquere, preter 
Kathedraticum et Synodaticum". — In Eichstätt verbieten die WK die Erhebung des 
Subsidiums ganz allgemein. (Bruggaier S. 72). In Passau nimmt sich nur das Kapitel 
davon aus. (Oswald, Domkapitel S. 233). 
4 3 2 In der Kapitulation war ihm die Erhebung des Caritativums verboten worden 
(Art. 21). — Wie eine Begutachtung des Passauer Konkordats von 1588 zeigt, ver-
traten die Kanonisten in Rom den Standpunkt, daß der Bischof das Kathedratikum 
und Caritativum gar nicht erlassen kann. (Oswald a. a. O. S. 233). Auch die Formu-
lierung in der WK von 1668 (Art. 24), der Bischof möge die Geistlichen mit dem 
Subsidium „gnädigst verschonen" offenbart, daß von einer Genehmigung im strengen 
Sinn durch das Kapitel keine Rede mehr ist. 
« 3 Schwaiger, Kard. Wilhelm v. Wartenberg S. 272. 
4 3 4 Concordaten u. Rezessen, welche zwischen Chur-Bayrn, dann denen umliegenden 
Ertz- und respektive Hoch-Stiftern geschlossen worden. München 1751. Concordat 
von 1583 — S. 3—17. — Ghurbaierische Konkordaten, welche mit dem hochwürdig-
sten Fürstbischof zu Regensburg im Jahre 1789 abgeschlossen worden. 1790. 
4 3 3 WK 1437 Art. 9: Item iurabit, nullam Stewram, sive Collectam prelatis, seu 
Gero sue Diocesis velle imponere . . . absque predicti Capituli nostri consilio . . . 
WK 1538 Art. 16 . . . auch in des Stifts Herrschaften auf die Armenleut nit legen. 
436 WK 1437 Art. 9 . . . nec debet principaliter a Capitulo, et Canonicis ecclesias, 
et beneficia habentibus, nec non de Canonicatibus, et prebendis, et Vicariis ecc-
lesiarum ad Capitulum pertinentium, quicquam petere, vel extorquere . . . — 
WK 1662 Art. 23 . . . daß der Electus unnd das Hochstifft künfftig mit einigen or-
dinari, oder extraordinari anlagen, von Sr. Kaiserl. Majest. . , den Reich oder 
sonsten würden belegt werden, soll von selbigen anlagen, und andern dergleichen 
Pürden ein Thumbcapitl, gleichwie anhero geschehen, befreyt, und unangefochten 
gelassen werden. 
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andernorts ebenso begegnet437, verweist das Kapitel selbst noch im 18. Jhdt. 
auf die 40000 Dukaten, die es ehedem unter Bischof Konrad (1428—37) 
für die bischöfliche Tafel eingebüßt habe. 
Da jede Steuer zweckgebunden war, wollten die Kanoniker auch an der 
Steuerverwaltung beteiligt sein. Das bezieht sich sowohl auf die Eintrei-
bung, die nicht allein von bischöflichen Beamten vorgenommen werden soll, 
sondern nur mit Zuziehung der gemeinsam von Bischof und Kapitel er-
nannten Kmmerräte 4 3 8, als auch auf die Verwahrung des eingegangenen 
Geldes. Vor allem mußte verhindert werden, daß die Steuergelder mit den 
Kammergefällen vermengt und dadurch der Kontrolle entzogen werden. 
Deshalb sollten sie eigens aufbewahrt werden und zwar unter doppeltem 
Verschluß, so daß nur in Gegenwart beider Parteien, des Bischofs und des 
Kapitels, über diese Geldmittel verfügt werden kann 4 3 9 . In ähnlicher Weise 
sollte die Einhebung der Infulsteuer vom Konsistorium überwacht werden440. 
Diese Ansprüche des Kapitels auf eine Mitbeteiligung an den Verwal-
tungsaufgaben zeigen, daß die Kanoniker im 17. Jhdt. ihren maßgeblichen 
Einfluß im Hofrat verloren hatten, so daß sie sich der Kapitulationen be-
dienen mußten, um ihren Willen wieder zur Geltung zu bringen. Der vom 
Bischof geleitete Hof rat, ursprünglich eine Zentralbehörde, führte die 
Oberaufsicht über die geistliche und weltliche Verwaltung und übte auch 
beide Gerichtsbarkeiten aus. Wie uns die ersten Kapitulationen zeigen, war 
dieses Ratskollegium ursprünglich nur mit Kapitelsmitgliedern besetzt441. 
Der Umstand aber, daß die Kapitulare von ihrer Residenzpflicht befreit 
Und deshalb oft lange Zeit abwesend waren, führte zwangsläufig dazu, daß 
auch weltliche Räte aufgenommen wurden und schließlich mehr und mehr 
an Einfluß gewannen. In der Wahl der Räte war der Bischof nun frei; nur 
die Kapitelsdignitäre, die sog. Consiliarii nati, hatten einen gewissen An-
spruch, zu Hof raten bestellt zu werden442. 
Im Laufe des 16. Jhdts. wurde dieser alte Hofrat in ein Konsistorium für 
die geistlichen Sachen und in einen Hof- und Kammerrat für die welt-
lichen Belange aufgeteilt443. Hof- und Kammerrat blieben eine Behörde. 
Auch Bischof von Wartenberg, der durch seine Kapitulation zur Errichtung 
eines Kammerrats verpflichtet worden war444, hat in seiner Hofratsordnung 
aus dem Jahre 1655 beide Gremien nicht von einander getrennt. Erst Bi-
schof Max von Törring hat durch eine neue Ratsordnung vom 7. Sept. 
« 7 Cf. Kremer S. 76, Stimming S. 116 f. 
« 8 WK 1614 Art. 9: Deßgleichen sollen wir auch die Steurgefäll . . . von niemands 
andern, als den Cammerräthen, so von uns (Bischof), und unserm Thumbcapitl, in-
sonderheit hierzu sollen verordnet werden, einbringen lassen. 
439 WK 1662 Art. 23. 
440 WK 1662 Art. 23: So soll auch das Subsidium charitativum hinfüran nit mehr 
allein durch die weltlichen Officier angesezt . . und von inen eingefordert, sondern 
zur ansez-, beleg-, und einbringung deßselben, jederzeit das Consistorium auch ge-
zogen werden. 
441 WK 1437 Art. 14. 
442 WK 1641 Art. 26; WK 1683 Art. 33; WK 1695 Art. 31. 
443 Soweit ich sehe, wird der Hof- und Kammerrat zum erstenmal in der Kapitu-
lation für den Dekan aus dem Jahre 1600 genannt. (Altes ADR Laft. 16 Nr. 6K). 
444 WK 1641 Art. 27. 
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1787 Hof- und Kammerrat von einander geschieden und zwar so, daß die 
Regierungs-, Lehens-, Polizei- und Rechtsangelegenheiten dem Hof rat, die 
Cameralien und das damit zusammenhängende Rechnungswesen dem Kam-
merrat zugeordnet wurden. Aber auch jetzt blieben noch beide Ämter mit 
den gleichen Personen besetzt 4 4 5 . Einer Aufstellung aus dem Jahre 1728 
zufolge setzte sich der Hof- und Kammerrat zusammen aus dem Dom-
dekan, der für den abwesenden Fürsten das Präsidium führte, aus 14 geist-
lichen und weltlichen Räten, 1 Legations-Sekretär, 1 Hofkastner, 1 Lega-
tions-Kanzlisten, 3 Hof- und Kammerrats-Kanzlisten, 1 Registrator und 
etlichen niederen Bediensteten 4 4 6 . 
Als Entschädigung für die Dienste in den Ratskollegien forderten die 
Kapitulationen für die weltlichen Räte eine geziemende Entlohnung 4 4 7 , für 
die geistlichen den herkömmlichen Ratswein und zwar einen „süßen Öster-
reicher"; auch mit anderen „Verehrungen" sollen sie darüber hinaus „er-
götzt werden" 4 4 8 . 
IV. Die Gerichtsbarkeit 
In Anlehnung an die Gewohnheiten der römischen Zivilgerichte, bei denen 
der Richter immer Assessoren beigezogen hatte, übten auch die Bischöfe 
der ersten Jahrhunderte die Rechtsprechung unter Mitwirkung des Klerus 
aus, wenigstens in jenen Fällen, die eine schwere Strafe verlangten. Mit 
der Entwicklung der Domkapitel schränkte sich der Kreis der beisitzenden 
Geistlichen auf dieses ein, so daß das Dekretalienrecht die Mitwirkung des 
Kapitels bei der Rechtsfindung in wichtigen und schwierigen Fällen aus-
drücklich forderte. Erst im 13. Jhdt. entsteht die Gewohnheit, die durch 
Bonifaz VIII. die päpstliche Anerkennung fand, daß der Bischof von der 
Mitsprache des Kapitels frei ist449. 
In der gleichen Zeit aber mußte die bischöfliche Gerichtsbarkeit empfind-
liche Einbußen hinnehmen, die ihr aus der Bildung der Archidiakonate er-
wachsen sind. Der A r c h i d i a k o n , ursprünglich das Haupt der Diakonen 
und ständiger Begleiter des Bischofs, wurde bald dessen Vertreter in der 
Verwaltung des Kirchenvermögens und später im bischöflichen Gericht 4 5 0 . 
Das Anwachsen der Kirchensprengel und der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
führte dazu, daß die Gerichtsrechte von mehreren Archidiakonen in fest 
umschriebenen Bezirken ausgeübt wurden. Besonders groß war die Zahl der 
Archidiakone in den sächsischen Bistümern Hildesheim (40) und Halberstadt 
(38)451. In Regensburg war ihre Zahl und ihre Bedeutung gering. Hier gab 
4 4 5 Hochfürstlich-bischöflich-Regensburgische Hofraths- und Kanzleyordnung d. d. 
7. Septembers im Jahre 1887 (ADR). 
446 Verzeichnis des Personals beim Hochstift und den Pflegämtern mit Angaben 
ihrer Dienstbezüge 1728/29. Geh. St.Arch. München Kast. schw. 2528. 
4 4 7 Die WK vermerkt ausdrücklich, es soll dadurch der Gefahr begegnet werden, 
daß sich die Räte durch Schenkungen in ihren dienstlichen Verrichtungen beein-
flussen lassen (WK 1641 Art. 5). 
448 WK 1579 Art. 23; WK 1663 Art. 28. Unter den „anderen Verehrungen" wird 
1695 das Wildbret genannt (Art. 31). 
449 Hofmeister Ph., Bischof und Domkapitel nach altem und neuem Recht. S. 223 ff. 
450 Feine S. 118. 
451 Feine S. 223 ff. 
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es nur vier Archidiakonate, von denen eins mit der Dompropstei verbunden 
war452. Die Befugnissse dieser Archidiakone waren unterschiedlich; vielfach 
überschritten sie die vom gemeinen Recht gezogenen Grenzen. Nach De-
kretalienrecht war ihnen die Jurisdiktion nicht vom Bischof übertragen; sie 
hatten vielmehr ordentliche Rechtsgewalt453. Auf Grund des zum Gerichts-
bann hinzukommenden Verwaltungsbanns visitierten sie auch ihre Sprengel, 
überwachten die Vermögensverwaltung der ihnen unterstellten Kirchen und 
wirkten bei der Einsetzung der Dekane und Pfarrer mit454. 
Das 13. Jhdt. bedeutet den Höhepunkt der Archidiakonatsgewalt. Die 
rückläufige Bewegung begann damit, daß viele ihr Amt nicht mehr selbst 
ausübten, sondern es Offizialen übertragen, sich selbst aber mit den Bezügen 
begnügten. Hier bot sich den Bischöfen die Möglichkeit, durch das auf-
kommende Beamtentum die volle Gerichtsbarkeit wieder an sich zu bringen. 
In Regensburg bewahrte sich allein das Archidiakonat des Dompropstes eine 
gewisse Bedeutung. Aus dieser Tatsache ist wohl die nicht unberechtigte 
Folgerung zu ziehen, daß es auch in Regensburg ähnlich wie in Salzburg, 
Passau und Freising bis ins 12. Jhdt. nur einen Archidiakon gab, der den 
Bischof im Gebiet der Bischofsstadt in geistlichen und weltlichen Dingen 
vertrat455, und daß die später auftretenden Archidiakonen infolge der bald 
einsetzenden Gegenbewegung durch die Bischöfe nicht mehr zu einer ähn-
lichen Stellung und Bedeutung aufstiegen wie der Regensburger Archidiakon. 
Es wäre sonst unverständlich, warum die Domherrn nicht wie andernorts456 
die Archidiakonate für sich gefordert haben. Aber auch das alte Archidia-
konat, das der Dompropst innehatte und dessen Rechte durch die Wahl-
kapitulationen in Schutz genommen wurden437, war zu Beginn des 15. Jhdts. 
durch den Verlust der Gerichtsbarkeit in seiner Bedeutung stark gesunken458. 
Die Schwächung der Archidiakonatsgewalt kam in Regensburg aber nicht 
dem Bischof zugute, sondern dem Kapitel, das die ganze Gerichtsbarkeit 
in seine Hand brachte. Es muß hier nochmals jenes bereits in dem Ab-
schnitt über den Beginn der Regnesburger Kapitulationen erwähnten Ereig-
4 5 2 Gegenüber der allgemeinen Auffassung, welche die späteren vier Erzpriester 
als die Nachfolger der Archidiakonen ansieht, spricht W. Fink von sechs Archi-
diakonaten und zwar in Regensburg, Pförring, Eger, an der Vils, an der Laber und 
an der Abens. (W. Fink, Ein altes Pfarrerverzeichnis des Bistums Regensburg aus 
dem Jahre 1286, in: 15. Jahresbericht des Vereins zur Erforschung der Regensburger 
Diözesangeschichte 1953). Die von K. Bosl aufgezeigte territoriale Identität von Mark 
Und Erzdekanat Cham läßt aber den fast sicheren Schluß zu, daß wir hier ein altes 
Archidiakonat vor uns haben. Man wird deshalb besser an den vier alten Archi-
diakonaten Regensburg, Cham, Pondorf und Thumstauf festhalten. (K. Bosl, Die 
Markengründung Heinrichs III. auf bayerisch-österreichischem Boden. In: Zeitschrift 
für bayerische Landesgeschichte. 14. Bd. (1943/44 S. 205—207.) 
« 3 Feine S. 196. 
454 Feine S. 325. 
455 Oswald, Domkapitel S. 44 (bes. Anm. 3); Bauerreiß II S. 183. 
456 In Trier wurden die 5 Archidiakonate in den Wahlkapitulationen den Domherrn 
vorbehalten. (Kremer S. 51); ebenso in: Osnabrück, Hildesheim, Würzburg, Bamberg, 
Konstanz, Mainz u. a. (ebda. Anm. 212.) 
457 WK 1437 Art. 2; WK 1538 Art. 3. 
458 Auf den Vertrag zwischen Domkapitel und Propst wurde schon auf Seite 84 
hingewiesen. 
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nisse gedacht werden, das sich nachhaltig auf die Verteilung der Rechts-
verhältnisse in Regensburg ausgewirkt hat. Bischof Friedrich von Zollern 
(1340—1365) hatte das Stift mit schweren Schulden belastet. Sein Nach-
folger, Konrad VI., verpfändete deshalb sein Bistum gegen Lösung der Ver-
schuldung an das Kapitel und übergab ihm damit auch das geistliche Ge-
richt und die Jurisdiktion459. Gegen den Versuch Bischof Konrads von 
Moosburg (1384—1409), die Gerichtsbakeit wieder an sich zu bringen, fand 
das Kapitel Rückhalt beim päpstlichen Legaten, der seinen Anspruch auf 
die Jurisdiktion bestätigte. Der Bischof erzwang aber dennoch 1402 einen 
Vergleich, in dem es ihm gelang, eine Bresche in das ausschließliche Recht 
des Kapitels zu schlagen. Im allgemeinen blieb zwar die Gerichtsbarkeit 
beim Kapitel; in allen Grenz- und Kriminalsachen aber, bei Testaments-
und Benefizstreitigkeiten, bei Klagen gegen Prälaten und bei Appellationen 
wurde dem Bischof die gerichtliche Zuständigkeit zurückgegeben 4 6 0. Als es 
Bischof Konrad von Soest erneut unternahm, die ganze Jurisdiktion wieder 
an sich zu bringen, antwortete das Kapitel mit einer Wahlkapituiation für 
den Nachfolger, deren erster Punkt der Sicherung dieser Rechte galt. Mit 
einer kleinen Variante gab er einfach den Vergleichsbeschluß des Jahres 
1402 wieder461. Dieser verlangte die freie Ausübung der richterlichen Funktion 
durch das Kapitel, jedoch mit der Einschränkung, daß in Benefizial- und 
Kriminalsachen, bei Testamentsstreitigkeiten, Wucher und Appellationen 
der Bischof Richter sein soll462. 
Selbstverständlich schloß die Jurisdiktion des Kapitels auch die Eigen-
gerichtsbarkeit ein, die seit der 2. Hälfte des 12. Jhdts. zum allgemeinen 
Recht geworden war. Auf dem Laterankonzil von 1215 hatte Innozenz III. 
die Gewohnheit der Kapitel, die Vergehen ihrer Mitglieder selbst zu be-
™ Janner III. S. 264 ff. 
*60 Janner III S. 324 ff. 
4 6 1 Ähnlichen Verhältnissen begegnen wir in Bamberg, wo es dem Kapitel bzw. 
dem Domdekan ebenfalls gelang, an der bischöflichen Rechtssprechung Anteil zu 
haben. In allen Fällen, die der kirchlichen Gerichtsbarkeit zuzuzählen waren, hatte er 
die volle und ausschließliche erstinstanzliche Iurisdictio ordinaria im ganzen Bistum. 
Der Bischof durfte als Richter nur tätig sein bei Appellationen, Beneficialstreitig-
keiten, bei Benefizientausch, Dispensen und Absolutionen. Diese iurisdictio des Dekans 
erwähnt schon die erste Bamberger WK von 1328. Die Ausweitung der Befugnisse 
auf den beschriebenen Umfang gelang ihm erst zu Beginn des 15. Jhdts. (H. Straub, 
Die geistliche Gerichtsbarkeit des Domdekans im alten Bistum Bamberg von den An-
fängen bis zum Ende des 16. Jhdts. 1957 S. 70 ff.). 
4 6 2 Item quod idem Epus nullo modo Prepositum, Decanum, Scholasticum, seu 
Custodem, ac quemlibet ex nobis, in iurisdictionibus, seu iuribus nostris impediat, 
vel perturbet, sed permittat, nos, et nostrum iudicem, libere tractare, et expedire, 
absque impendimento, veluti ipsam ante tempus promotionis bone memorie Conradi 
Epi Rat. ad ecclesiam Rat. facte, tractavimus, et expedivimus; et non potest, nec debet 
in aliquibus causis iudicare, seu diffinire, praeterquam in causis beneficialibus, et 
criminalibus criminaliter intentarum, usurarum, et testamentorum. (WK 1437 Art. 2 
— Der Zählung nach ist es der zweite Artikel; der erste spricht nur die allgemeine 
Forderung aus, daß der Erwählte die Kapitulation beachten muß.) — Janner schränkt 
diesen Artikel ganz zu Unrecht auf die Kapitelssachen ein. — Die Prälaten sind nicht 
mehr erwähnt, wohl deshalb, weil der weitaus größte Teil von ihnen exempt und 
damit von vorneherein dem Rechtsspruch des Bischofs entzogen war. 
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strafen, anerkannt. Manche Dekane konnten nur kleine Strafen verhängen; 
andere, wie etwa der Bremer Dekan, durften mit Zustimmung des Kapitels 
auch exkommunizieren, interdizieren und mit Gefängnisstrafen vorgehen463. 
Nur in besonderen Fällen ging die Sache an den Bischof. 
In Regensburg war die Rechtslage so, daß alle Kapitelsangehörigen ihren 
Gerichtsstand allein und ausschließlich beim Kapitel hatten. Das galt selbst 
dann, wenn sie durch ein Vergehen gegen den Bischof straffällig geworden 
waren. Auch der Bischof mußte vor dem Kapitel klagen464. Ihm selbst kam 
das Recht zur Aburteilung nur in criminalibus atrocioribus und in zweiter 
Instanz zu. Im Zug der fortschreitenden Emanzipierung des Kapitels wurde 
auch dieses Recht des Bischofs noch beschnitten, so daß selbst in schweren 
Kriminalfällen das Kapitel zuständiger Richter war. Nur wenn es die 
Normen des allgemeinen Rechts mißachtet und die notwendige Strafe 
nicht verhängt hätte, oder wenn der Delinquent eine handgreifliche Unver-
besserlichkeit zeigte, wäre der Bischof befugt gewesen, einzugreifen465. In 
den Fällen aber, die eine Degradation, eine Leib- oder Lebensstrafe nach 
sich zogen466, bei Majestätsverbrechen und Häresie urteilte er immer in 
erster Instanz467. Bei einem etwaigen Streit zwischen dem Bischof und dem 
Kapitel, dem Propst oder dem Dekan sollten zunächst die Räte zu ver-
mitteln suchen. Blieben ihre Bemühungen aber erfolglos, dann sollte die 
Sache einem gemeinsam bestellten Schiedsrichter oder dem Metropoliten 
zur Entscheidung vorgelegt werden468. Das gleiche galt, wenn das Kapitel 
gegen den Bischof etwas vorzubringen hatte469. 
Während die Eigengerichtsbarkeit fortwährend beim Kapitel blieb, konnte 
4 6 3 Hofmeister Ph. S. 230 ff. 
4 6 4 Item principaliter non debet aliquem ex Prelatis, aut ex Canonicus dicti Capituli 
. . . . sive Capitularis, sive non Capitularis fuerit, . . . . per se, vel alium, captivare 
• . . . aut aliquem ex Canonicis predictis in persona, in rebus, aliquatenus offendere, 
vel turbare; si vero aliquis Canonicorum contra eum faoeret . . . eundem in nostro 
Capitulo primo, et ante omnia coram nobis convenire judicaliter debet nec aliquam 
penam, sive punitionem, eidem debet affligere per se ipsum (WK 1437 Art. 7). — 
. . . nec contra aliquem Canonicum vindictam querere . . . nisi coram nobis . . . 
(WK 1437 Art. 13). 
465 WK 1641 Art. 12 — In der WK 1695 Art. 14: Der Bischof soll dreimal mahnen. 
Wenn das Kapitel der Strafverhängung nicht nachkommt, fällt das Recht an ihn. 
4 6 6 WK 1668 Art. 13. 
467 WK 1683 Art. 15 „ . . . excepto crimine laesae maiestatis et hereseos." Der 
Zusatz über die Leib- und Lebensstrafen fehlt hier wieder. 
468 WK 1465 Zus.Art. 1. — Den Anlaß zu diesem Artikel gaben die Ungerechtig-
keiten des Bischofs Friedrich von Parsberg (1437—1450). — Seitdem in Regensburg 
die Stimmen nach Exemption von Salzburg laut werden, bleibt der Metropolit un-
erwähnt (WK 1722, 46). Der Kampf um die Exemption vom Salzburger Metropolitan-
verband geht zurück bis in die Mitte des 17. Jahrhunderts und dauert das ganze 
18. Jahrhundert fort bis zur Neuordnung durch das Konkordat von 1817 (Siehe: 
Mayer Andreas, Dissertatio de exemptione Ecclesiae Ratisbonensis, handschriftlich 
in der Kreisbibliothek Regensburg, 1794. Siehe ferner: Matrikel der Diözese Regens-
burg I) 
4 6 9 Ein ausdrückliches Verbot, Streitfälle vor die Kurie oder den Nuntius zu brin-
gen, wie es in den Mainzer Kapitulationen formuliert ist (Stimming S. 134), findet 
sich zwar in Regensburg nicht. Die genannten Bestimmungen schließen aber dieses 
Verbot unausgesprochen mit ein. 
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der Bischof im Laufe des 16. Jhdts. die Jurisdiktion über das Hochstift und 
die Diözese mit Ausnahme der dem Domkapitel inkorporierten Pfarreien 
und Benefizien wieder ganz zurückgewinnen. Die Mitglieder des Kapitels, 
dessen Jurisdiktion mit der bischöflichen bisher konkurrierte, zogen sich in 
der gleichen Zeit immer mehr von allen Aufgaben zurück und begnügten 
sich mit dem Genuß ihrer Pfründen. Es fehlte aber noch ein ausgebautes 
Beamtentum, das die richterlichen Aufgaben in befriedigender Weise hätte 
erfüllen können. So brachen mancherorts berechtigte Klagen über die nach-
lässige Handhabung der Rechtssprechung aus. Besonders in den Gebieten 
außerhalb des Hochstifts, wo der Bischof nur die geistliche Gerichtsbarkeit 
neben der damals schon gut organisierten weltlichen des Landesherrn hatte, 
machten sich diese Mißstände geltend. Aus Scheu vor der Mühe und vor 
den Kosten hatten es die Bischöfe oftmals unterlassen, gegen Geistliche, 
die sich vergangen hatten, einzuschreiten und sie zu bestrafen. Dadurch wur-
den bei den Laien verständlicher Haß und Unwille geweckt, und der 
Landesherr förmlich auf den Plan gerufen. 
In der Zeit der Reformation boten diese Mißstände der neuen Lehre den 
besten Nährboden. Die bayerischen Herzöge erwirkten sich deshalb, um 
dieser Gefahr entgegenzutreten, durch ein päpstliches Breve die Vollmacht 
(1523), in schwerwiegenden Fällen, in denen die Bischöfe mit der Straf-
verhängung säumten, die betreffenden Geistlichen durch eine aus bayerischen 
Äbten und Dekanen gebildete Kommission degradieren zu lassen, um sie 
dann vor ihr weltliches Gericht ziehen zu können 4 7 0 . 1583 wurde dieses 
Zugeständnis von der Kurie nochmals erneuert; aber in dem zwei Jahre 
später geschlossenen Konkordat zwischen Bayern und den benachbarten 
Bischöfen verzichtete der Herzog wieder auf dieses Ausnahmerecht, das viele 
Streitigkeiten heraufbeschworen hatte471. Damit die alten Zustände aber 
nicht wiederkehrten, bzw. die gegenwärtigen sich besserten, war es not-
wendig, daß durch die Schaffung einer geeigneten Gerichtsbehörde das 
geistliche Gerichtswesen neu geordnet werde. Der erste Schritt auf dieses 
Ziel hin wurde in der Wahlkapitulation des Jahres 1600 gemacht472, die dem 
Bischof Wolf gang von Hausen die Pflicht auferlegte, das Offizialamt473 mit 
einer tauglichen Person, möglichst aus den Reihen des Kapitels, zu be-
4™ S. Riezler, Geschichte Bayerns IV S. 96. 
4 7* M. Doeberl, I. S. 473 f. 
472 WK 1600 Art. 4: Mer zu erhebung gedachter unserer wahren Catholischen Re-
ligion, dan auch zu erhaltung der gaistlichen Jurisdiction, von der alle weltliche 
hochait herrürren thuet, soll der Electus alsbald das Vicariat, und Offizialat, aller-
dings reformieren. 
4 7 3 Bis ins 17. Jhdt. sind an der Regensburger Kirche Offizialat und General-
vikariat in Personalunion verbunden. In der Wahlkapitulation für den Dekan aus dem 
Jahre 1684 (Art. 7) wird die Trennung beider Ämter gefordert. (Altes ADR Laft. 16 
Nr. 6K). — Auch in Passau waren Verwaltung und Gerichtsbarkeit im Mittelalter und 
während der Reformationszeit im allgemeinen nicht voneinander getrennt. Für ein 
und denselben Amtsträger findet sich sowohl die Bezeichnung Offizial und General* 
vikar. (Oswald, Der organisatorische Aufbau des Bistums Passau im Mittelalter und 
in der Reformationszeit, in: Zeitschr. d. Sav.St. Kan. Abt. XXX. 1941 S. 137 f.) Die 
Regensburger Wahlkapitulationen sind also ein neuer Beweis für die „ältere" 
Theorie, wonach am Anfang nicht die beiden Ämter getrennt nebeneinander gestan-
den, sondern vereint waren in einem einzigen bischöflichen Hilfsamt. 
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setzen und ihr zwei kundige Kanonisten und Legisten als Assessoren, nach 
Möglichkeit ebenfalls aus dem Kapitel oder aus dem Klerus der Stadt, 
beizuordnen. Ferner sollen noch redegewandte Prokuratoren und Advokaten 
zugezogen werden, ein Notar, ein Substitut und ein Gerichtsbote474. 
Mit diesem Artikel war der Anstoß zur Schaffung des Geistlichen Rates 
oder des Konsistoriums gegeben, das als geistliches Dikasterium neben den 
mit der weltlichen Gerichtsbarkeit betrauten Hof rat trat473. Es war aber 
nicht nur Gerichtsbehörde sondern auch geistliches Verwaltungsorgan, wel-
ches das Ius in visitationibus, reformationibus, correptionibus, collationibus 
et examinibus auszuüben hatte und zwar nach Maßgabe der Regensburger 
Synodalstatuten, des „Ornatus ecclesiasticus" 4 7 6 , gemäß den Vorschriften der 
Provinzialkapitel, den Bestimmungen des kanonischen Rechts und des Trien-
ter Konzils477. 
Das Präsidium in diesem Kollegium führte der Generalvikar478 bzw. der 
Weihbischof, der im 18. Jhdt. immer das Amt des Generalvikars innehatte. 
Jede Entscheidung, die von ihm getroffen wurde, erging im Namen des 
Bischofs, so daß dagegen nur an die übergeordnete Gerichtsbehörde appel-
liert werden konnte479. Für jenen Personenkreis, über den das Kapitel oder 
seine Mitglieder „die unversehrte Disposition und iurisdictionem ordina-
riam" zustand, war das Konsistorium erste Berufungsinstanz480. 
V. Die Seelsorge 
Die weitaus größte Zahl der Konkordatsartikel ist auf die Beschreibung 
von Rechtsverhältnissen, auf die Sicherung von Privilegien und finanziellen 
Ansprüchen gerichtet. Bestimmungen, die den Bischof an die Seelsorgs-
pflichten gemahnen, fehlen nicht; sie begegnen uns aber erst seit Beginn 
des 17. Jhdts. mit dem Einsetzen der Gegenreformation in Deutschland. 
Vieles war in den vorausgegangenen Jahrzehnten und Jahrhunderten ver-
säumt worden. Innerlich war die Regensburger Kirche nach dem Zeugnis 
der Visitationsberichte auf einen moralischen und religiösen Tiefstand ab-
4 7 4 WK 1600 Art. 4. 
475 1728 setzte sich das Konsistorium zusammen aus dem Weihbischof, 8 Räten, 
1 Sekretär, 2 Kanzlisten, je einem Registratur und Cursor und 2 Konsistorialboten. 
(Geh. St.Arch. Münch. Kast. schw. 2528). 
4 7 6 Der Ornatus ecclesiasticus ist eine Schrift des Generalvikars Jakob Müller, die 
sich auf die Visitation der Diözese bezieht. (Siehe Mayer Andreas, Thesaurus novus 
iuris ecclesiastici potissimum Germaniae seu Codex statutorum ineditorum eccle-
siarum cathedralium et collegiatarum in Germania, Tom. III, Regensburg 1793 u. 
Lipf a.a.O. S. 206 f.). 
4™ WK 1600 Art. 4 und WK 1641 Art. 5. 
4 7 8 Uber diese Unio in personis kam es zum Streit, als Bischof Albert (1613—49) 
Dr. Misselius, der nicht Domherr war, zum Generalvikar ernannte. Der Streit wurde 
durch ein Schiedsgericht so gelöst, daß das Amt des Präsidenten im Konsistorium 
einem Domherrn übertragen wurde, das Kapitel aber Anweisung erhielt, die nächste 
frei werdende Domherrnstelle an Dr. Misselius zu vergeben. Dann soll das Amt des 
Generalvikars und des Präsidenten wieder in seiner Person vereinigt werden. (Cod. 
Dipl. III, 145). 
479 W K 1 7 6 4 A r t 6 > 
4 8 0 WK 1641 Art. 7 und WK 1683 Art. 9. 
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gesunken; äußerlich war sie durch die Reformation angeschlagen, in deren 
Verlauf die freie Stadt Regensburg und verschiedene Gebiete im nörd-
lichen Diözesanbereich zur neuen Lehre überwechselten. Durch die Rück-
kehr des Pfalzgrafen von Pfalz-Neuburg zur katholischen Kirche und die 
Angliederung der Oberpfalz an Bayern wurden zwar die äußeren Verluste 
des Bistums weitgehend wieder gutgemacht481; dem Bischof aber verblieb die 
große Aufgabe, die teilweise durch oftmaligen Glaubenswechsel irregemach-
ten Menschen in ihrem Glauben wieder zu festigen und die an den Miß-
ständen der alten Kirche großgewachsene Glaubenserneuerung durch eine 
Glaubenserneuerung zu überwinden. Dieses Werk konnte der Bischof nur 
leisten, wenn ihm eine hinreichende Zahl von qualifizierten Priestern zur 
Verfügung stand. Das Kapitel tat sich sehr leicht, von ihm zu verlangen, 
er müsse alle Seelsorgstellen „mit guten, vorbildlich christl. cath. exempl., 
tauglichen und wohlgelehrten, auch, soviel möglich, graduierten Pfarrern, 
Predigern, Seelsorgern" besetzen482. Woher sollte der Bischof aber all die 
„tugendhaften und wohlgelehrten" Geistlichen nehmen, die notwendig ge-
wesen wären? 
Die Domschule war ihrem Zweck, Priester für die Diözese heranzubilden, 
immer weniger gerecht geworden. Eine Anzahl Kleriker studierte zwar an 
der Universität Ingolstadt, wo das Seminar St. Hieronymus und das kleinere 
Ambrosius-Seminar vornehmlich für die Theologen aus Regensburg errichtet 
worden waren. Auch die Universität Dillingen und die Studienanstalten in 
Amberg und München wurden besucht. Trotzdem reichte die Zahl derer, 
die dort die theologischen Kursus besuchten, nicht hin, alle Seelsorgposten 
in der Diözese zu besetzen. Wie in Regensburg, so war es auch andernorts. 
Deshalb wurde, um dieser Not zu begegnen, vom Trienter Konzil jedem 
Bischof die Errichtung eines Priesterseminars zur Pflicht gemacht, das be-
sonders den weniger vermögenden Theologen zugute kommen sollte, denen 
der Besuch der fernen Universitäten versagt war483. 
Die ersten Vorkehrungen zur Errichtung eines Klerikalseminars wurden 
in Regensburg bereits im ausgehenden 16. Jhdt. getroffen. Aber die end-
gültige Gründung zögerte sich bis zum Jahre 1637 hinaus. Als Franz Wil-
helm von Wartenberg 1641 zum Koadjutor des Bischofs Albert von Törring 
berufen wurde, mußte er sich verpflichten, an dem zwischen Albert und 
dem Kapitel abgeschlossenen Rezeß über die Seminargründung festzuhalten 
und allen Fleiß auf den Ausbau des Seminars zu verwenden484. Aber das 
Kapitel, das dies gefordert hatte, zeigte sich dem späteren Bemühen des 
Bischofs gegenüber sehr wenig entgegenkommend, so daß vor allem ihm die 
Schuld an den wiederkehrenden Mißerfolgen zuzuschreiben ist485. Durch diese 
Enttäuschungen belehrt, erwirkte sich Bischof Franz Wilhelm von Papst 
*8i Lediglich die 14 Pfarreien des Dekanats Wunsiedel gingen ganz verloren. Erst 
im 19. Jhdt. wurde dort die Seelsorgetätigkeit von Regensburg ans wieder aufge-
nommen. (Buchberger M., Zwölfhundert Jahre Bistum Regensburg S. 48). 
482 WK 1600. Art. 3. 
483 Siehe zum Ganzen: G. Schwaiger, Kardinal W. v. Wartenberg. S. 48. 
484 WK 1641 Art. 17. 
485 Es legte den Seminarvorständen drückende Seelsorgelasten auf und weigerte 
s i c h ? eine Seminarsteuer zu zahlen, was beim Klerus dankbare Nachahmer fand. 
( S c h ^ a i g e r » a. a. O. S. 158). 
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Innozenz X. 1654 eine Breve, in dem das Seminar allein ihm, dem Bischof, 
unterstellt wurde. Begünstigt durch die Abwesenheit des Fürsten und 
schließlich durch sein Ableben konnte das Kapitel aber dennoch seinen Ein-
fluß auf das Seminar behaupten und erreichen, daß neben dem vom Bischof 
bestellten Regenten ein zweiter, vom Kapitel bestellter, trat486. Als dann 
nach der Auflösung des Jesuitenordens das Seminar von Bischof Prokop 
von Törring-Jettenbach 4 8 7 in das ehemalige Jesuitenkolleg St. Paul verlegt 
wurde und damit die Möglichkeit der Ausdehnung geschaffen war, wünschte 
das Kapitel, daß die Aufsicht über das Seminar in die Hände von vier 
Kommissaren gelegt werde, von denen je einer vom Bischof, vom Kapitel, 
vom Klerus der Stadt und von den auswärtigen Geistlichen bestellt werde. 
Nach den Vorschriften des Trienter Konzils sollten sie öfters im Jahr das 
Seminar visitieren488. 
Die Errichtung des Seminars behob natürlich den Mangel an Seelsorgern 
zunächst noch nicht. Im ersten Jahrhundert seines Bestehens zählte es nie 
mehr als ein Dutzend Alumnen. Erst Bischof Anton Ignaz von Fugger 
(1769—87) hat die folgende segensreiche Entwicklung eingeleitet489. Seitdem 
es in St. Paul untergebracht war, konnte es 40 Seminaristen aufnehmen, für 
deren Unterhalt die Pfarrer eine „portio seminaristica" leisten mußten, die 
je nach Einkommen verschieden hoch war. Bis zu einem jährlichen Ein-
kommen von 700 fl betrug sie 1 fl, bis 1200 fl 2 fl, bis 1500 fl Einkommen 
3 fl; den Prälaten wurde die Unterstützung empfohlen190. 
Durch das im Augsburger Religionsfrieden 1555 reichsrechtlich anerkannte 
»ius reformandi" erlangten die Fürsten auch die Herrschaft über die Ge-
wissen ihrer Untertanen. Die bayerischen Herzöge der Gegenreformations-
zeit, Wilhelm V. und Maximilian I., haben mit dieser Gesetzeshandhabe das 
religiöse Leben ihrer Untertanen streng überwacht, die Lutheraner des 
Landes verwiesen und Bayern zu einer Hochburg des Katholizismus gemacht. 
Diesem zweifellos mehr vom Glaubenseifer als von Machtgier getragenen 
Vorgehen konnten sich natürlich die geistlichen Herrschaften nicht ver-
schließen. Die Kanoniker, die bisher von den Vorgängen der Reformation 
fast ganz unberührt geblieben waren, verlangten nun vom Bischof, daß auch 
er über die Reinerhaltung des Glaubens wache und keine Ketzereien oder 
irgendwelche vom Trienter Konzil verworfene Lehren dulde. Er soll deshalb 
von jedem der geistlichen und weltlichen Räte, von allen „nachgesetzten" 
Obrigkeiten, dem Hofgesinde, den Landsassen und Untertanen des Stiftes 
die Ablegung des Glaubensbekenntnisses fordern491. 
Da das Regensburger Hochstift keine größeren Kommunen hatte, von 
denen am ehesten Widerstand zu befürchten gewesen wäre, gab es in dieser 
Hinsicht keine Schwierigkeiten oder Gewalttätigkeiten. 
Aber auch außerhalb seines Hochstifts, wo der Bischof nur geistliche 
4 8« WK 1662 Art. 18. 
4 8 7 Durch seine Kapitulation (Art. 20) war er dazu verpflichtet gewesen. 
483 WK 1790 Art. 20. 
«9 Schwaiger a. a. O. S. 175. 
490 Churpfalzbaierische Konkordate, welche mit dem hochwürdigsten Fürstbischof 
zu Regensburg im Jahre 1789 abgeschlossen worden, o. Nr. 1790 S. 86 ff. 
491 WK 1600 Art. 3. 1683 wird in diesem Artikel die Klausel eingefügt: wo es 
nötig ^ d ratsam ist. 
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Rechte hatte, sollte er auf die Reinerhaltung und Wiederherstellung der 
alten Religion bedacht sein. Vor allem sollte er versuchen, die Bürgerschaft 
von Regensburg mit „beflissener Bescheidenheit" zu „weisen und berichten" 
und mit wohlersprießlichen, friedlichen Mitteln „ad ovile Christi" zurück-
zuführen 4 9 2. Die Hindernisse, welche die Stadt dem Einzug des Bischofs 
Wolfgang v. Hausen, der diese Artikel als erster unterzeichnet hatte, be-
reitete, und die Ergebnislosigkeit eines 1601 in Regensburg veranstalteten 
Religionsgespräches der deutschen Reichsfürsten haben jedoch dem Bischof 
dazu sicher allen Mut genommen. Es hat sich zwar das Verhältnis zwischen 
Bischof und Stadt in den folgenden Jahrzehnten gebessert, aber die von 
beiden Seiten durchgeführten Quartalkonferenzen, die der völligen Besei-
tigung der Spannungen dienen sollten, sind bald wieder aufgegeben wor-
den493. Bis zum Jahre 1787 haben zwar alle Bischöfe in ihren Kapitulationen 
versprochen, diese Konferenzen wieder aufzunehmen; aber geschehen ist 
es nicht. 
Nach dem 30-jährigen Krieg wurde es üblich, jeder Kapitulation einen 
Artikel voranzustellen, der den Bischof gemahnen sollte, daß sein erstes 
Interesse dem Heil der ihm anvertrauten Seelen gelten muß. Es heißt: 
„Und Erstlichen, so soll der Electus zu allerforderist die unabbrüchige 
Ehre Gottes vermehren, und so vieler tausennt kosstbaren, und hechts-
werthen Seelen ewiges Heyl, nach all seinen vermöglichsten Kräfften be-
fördern, die eingeführte disciplinam Ecclesiasticam erhalten, und immerhin 
noch mehrers mit hechstschuldiger begirde verbesern, die einreißende Sündt, 
Laster, und all strafbahre schendtlichen Untugenden nach obgelegter vät-
terlich gethreulicher Vorsorg unverweilt ernstlich verfenklich verhüten, ab-
straffen, unnd abstellen" 4 9 4 . Dennoch zog sich der Bischof gerade von den 
seelsorglichen Aufgaben immer mehr zurück und überließ sie dem Geist-
lichen Rat. Allein die Tatsache, daß der Bischof in der Zeit seiner An-
wesenheit zwar das Präsidium im Hofrat übernahm, den Vorsitz im Konsi-
storium aber seinem Vikar überließ, zeigt, daß „der Fürst über den Bischof 
hochgekommen ist" 4 9 5 und daß sich der Fürstbischof in erster Linie als 
weltlicher Landesherr fühlte. Erst die mit der Aufklärung lautwerdenden 
Stimmen, welche nach der Aufhebung der geistlichen Territorien riefen, 
bewirkten, daß sich wenigstens einzelne Bischöfe wieder mehr ihren geist-
lichen Aufgaben zuwandten. 
S c h l u ß 
Die Verbindung der geistlichen Macht mit der weltlichen in den Händen 
der Bischöfe, wie sie in der deutschen Geschichte seit dem hohen Mittelalter 
bis herauf zur Säkularisation Regel gewesen ist, muß, im ganzen gesehen, 
eine unglückliche Ehe genannt werden. Mag sie auch dem Reich und vor 
allem dem Kaiser zeitweilig von Nutzen gewesen sein, der Kirche gereichte 
492 WK 1600 Art. 3. 
493 WK 1668 Art. 37. 
49* WK 1662 Art. 1. 
495 Bruggaier, a. a. O. S. 47. 
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sie jedenfalls nicht zum Vorteil oder doch nur soweit, daß sie sich eine ge-
wisse Freiheit gegenüber den einzelnen Territorialherrn bewahrte. 
Nur wenige Fürstbischöfe waren sowohl Fürsten als auch Bischöfe, beides 
zusammen, in einem überdurchschnittlichen Maße. Gewöhnlich führten sie 
zwar das Szepter sehr rührig, bedienten sich aber des Krummstabes nur in 
nachlässiger Weise. Manchmal empfingen sie überhaupt nicht die Weihen, 
die sie zur Ausübung des geistlichen Amtes befähigt hätten, und begnügten 
sich mit dem Regiment über das mit dem Bistum verbundene weltliche 
Territorium. Diese Gefahr der Verweltlichung war vor allem nach dem 
30-jährigen Krieg gegeben, in der die Bischofsstühle immer mehr in die 
Interessenssphäre der Familienpolitik großer dynastischer Häuser traten 
und zu Versorgungsstätten für nachgeborene Prinzen wurden. 
Das bischöfliche Doppelamt warf seine Schatten aber auch auf die welt-
liche Herrschaft. Von vorne herein standen die geistlichen Territorien den 
weltlichen nach, weil die Regierungszeit der oftmals erst im hohen Alter 
gewählten Bischöfe durchschnittlich viel kürzer war als die ihrer weltlichen 
Standesgenossen, und vor allem deshalb, weil ihnen die Erbfolge fehlte und 
damit die Voraussetzung für eine kontinuierliche Politik. Zudem waren die 
geistlichen Fürsten durch ihre Kapitel, die als relativ kleine Gremien hand-
lungsfähiger und beweglicher als die landständischen Vertretungen waren, 
viel stärker gebunden. War das Fürstenhaus mächtig genug, dann konnte 
die Landschaft auf lange Zeit hin ausgeschaltet werden; das Kapitel aber 
konnte höchstens auf die Dauer einer Regierungszeit zurückgedrängt werden. 
In den Monaten der Sedisvakanz, in denen es die Regierungsaufgaben aus-
übte, konnte es alles, was von einem Bischof gegebenenfalls ohne oder gegen 
seinen Willen verfügt worden war, wieder rückgängig machen und durch 
die Wahl des neuen Bischofs auf die künftige Regierung einwirken. 
Zweifellos ist es für einen tüchtigen Regenten leichter und dem öffent-
lichen Wohle zuträglicher, wenn seine Bewegungsfreiheit nicht durch ein 
Kollegium eingeschränkt wird, in dem die egoistischen Bestrebungen wohl 
nie ganz hintangehalten werden können. Das gleiche gilt vom Bischof. Man-
cher Bischof, der die Regensburger Kirche regierte, hätte vielleicht ohne die 
Bindung an das Kapitel mehr für das Wohl des Hochstiftes leisten können; 
andere aber hätten es wahrscheinlich ohne das Kapitel noch tiefer in Schul-
den gestürzt. Sinn und Zweck der Kapitulationen war es, den Schwenkungs-
bereich menschlicher Willkür einzuschränken. Damit freilich ist nicht nur 
eine Sicherung gegen den Abstieg, sondern auch ein Hemmnis für den Auf-
stieg gesetzt. Der von Edward Young für die Regeln in der Poesie ge-
brauchte Vergleich, sie seien Krücken, dem Lahmen eine Hilfe, dem Ge-
sunden ein Hindernis, läßt sich auch auf unseren Sachverhalt anwenden. 
Für einen tüchtigen Fürstbischof waren die Kapitulationen hinderliche, für 
einen schwachen aber heilsame Krücken. 
Daß sich in die Kapitulationen auch Machtstreben und Vorteilhascherei 
Eingang verschafften, ist ein Zeichen dafür, daß sie von Menschen stammen. 
In Vergleich zu anderen kann man aber den Regensburger Wahlkapitula-
tionen das Lob aussprechen, daß diese Seite nicht allzu unangenehm in den 
Vordergrund tritt. Es muß jedoch zugestanden werden, daß dies vornehm-
lich in den äußeren Umständen begründet ist. 
Da sich die Geschichtsschreibung, profane sowohl wie kirchliche, in der 
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Regel mit den „Ersten" in der Geschichte befaßt, mit den großen Persön-
lichkeiten, die der Krücken nicht bedurften, nicht aber mit den „Vierten" 
und „Fünften", ist auf die Wahlkapitulationen im ganzen ein trübes Licht 
gefallen. Sie wurden fast nur negativ bewertet und als unstatthafte Ein-
mischung des Kapitels gebrandmarkt. Eine andere Beurteilung erführen sie 
sicher, wenn man eine Geschichte der „Augustuli" im Bischofsornat schriebe. 
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